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Über Die
Denkwerkstatt
 „ Politik unD 
Vertrauen “
FRAnziskA RiCHTER
Referentin bei der Friedrich-Ebert-stiftung

HELLA DunGER-LöPER
staatssekretärin, Bevollmächtigte des Landes Berlin beim Bund,  
Europabeauftragte und Beauftragte für Bürgerschaftliches Engagement 

GunnAR GRÄF
unternehmer und Professor an der EsCP Europe, Paris

Was bedeutet Vertrauen in unserer Gesellschaft und wie kann eine 
Vertrauenskultur gestärkt werden?

Diesen Fragen widmet sich unsere Denkwerkstatt, die dazu dienen 
soll, das Denken in neue Richtungen zu lenken und alte Pfade zu verlassen. 
zur Verknüpfung neuer Gedanken, Bereiche und netzwerke haben wir 
Akteure aus Politik, Wirtschaft, Wissenschaft, traditionellen und neuen 
Medien, zivilgesellschaft, kunst und kultur eingeladen, um miteinander –  
auch kontrovers – zu diskutieren und gemeinsam (weiter) zu denken.

Die vielfältigen Perspektiven der Teilnehmer/innen ermöglichen 
auch Antworten auf die Frage, ob und was die Politik von anderen ge-
sellschaftlichen Bereichen in Bezug auf Vertrauensbildung lernen kann. 
so lohnt zum Beispiel der Blick auf die Methodik des Trustmanagements 
in unternehmen oder das sogenannte Web of Trust im internet: Gibt es 
dort Vertrauensbeziehungen und wie sind sie ausgestaltet? kann die 
Politik aus solchen Modellen und Prinzipien Erkenntnisse gewinnen? 

in den bisherigen Werkstattgesprächen, deren Gastgeber das 
Projekt „Gesellschaftliche integration“ der Friedrich-Ebert-stiftung ist, 
wurden wichtige Aspekte zum Thema Vertrauen diskutiert: die Rolle 
von Vertrauen in der Politik, in der Wirtschaft und in netzwerken; 
Transparenz und Vertrauen sowie Authentizität und Führung; der zu-
sammenhang von Vertrauen und Beteiligung; Vertrauen in und zu Eu-
ropa. Bei den Diskussionen waren wir immer wieder überrascht, wie 
stark und in welchen Facetten Vertrauen den Wandel von Gesellschaft 
und Organisationen prägt. 

Vor diesem Hintergrund erscheint es uns umso wichtiger, weiter-
hin eine Plattform des offenen Austausches und gegenseitiger Anregun-
gen zu bieten, um gemeinsam Handlungsempfehlungen zur stärkung 
von Vertrauen zu erarbeiten und Leitlinien („code of conduct“) für po-
litische Entscheidungsträger/innen zu entwickeln. 

Für unsere Denkwerkstatt haben wir ein spezielles Logo entwi-
ckelt: das Bild einer Pyramide, die sich aus vielen Personen zusam-
mensetzt. Es symbolisiert für uns die Prozesse, die zur stärkung einer 
Vertrauenskultur unabdingbar sind: sich aufeinander verlassen, sich 
gegenseitig vertrauen und aufeinander stützen können, um gemeinsam 
ein großes Ganzes aufzubauen bzw. zu erreichen.

Die Vorträge und die wesentlichen Ergebnisse der Workshops 
werden regelmäßig in den Werkstattreports publiziert, ergänzt durch 
impulse und kommentare von Werkstattteilnehmer/innen.

Der vorliegende Report 03 dokumentiert die Vorträge und Dis-
kussionsergebnisse des 4. Werkstattgesprächs zum Thema „Vertrauen 
durch mehr Beteiligung“ und des 5. Werkstattgesprächs, das den Auftakt 
unserer neuen thematischen Reihe „Vertrauen in Europa“ darstellt.

Wir wünschen viel Freude und interessante Einsichten bei der Lektüre !

Vertrauen gilt als eine unverzichtbare Basis für gesellschaftliches zusam-
menleben und politisches Handeln. Doch zunehmend sinkt das Vertrau-
en der Bürgerinnen und Bürger in die Politik und die demokratischen 
institutionen. Dabei sind die Gewinnung und der Erhalt von Vertrauen 
gerade in zeiten schwindender politischer Bindungen und wachsender 
sozialer unsicherheiten ein zentrales Thema für die Politik. Gelingt es ihr 
nicht, dieses Thema positiv zu gestalten, wächst Politikverdrossenheit 
und der gesellschaftliche zusammenhalt geht verloren.
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bÜrger - 
betei li gung  
in DeutschlanD: 
erfahrun gen 
unD heraus-
forDerungen 
am beisPiel Von 
stuttgart 21
DiETER RuCHT
ko-Leiter der ehemaligen Forschungsgruppe zivilgesellschaft, Citizenship 
und politische Mobilisierung in Europa am Wissenschaftszentrum Berlin

bÜrgerProteste 

DiE BETEiLiGunGs  - 
VER FAHREn BEi DER  
uMsETzunG VOn  
GROss PROjEkTEn MüssEn  
REFORMiERT WERDEn.

ich beginne mit einem empirischen Befund: seit einigen jahren zeich-
net sich in der Gesamtbevölkerung ein Vertrauensverlust in die etab-
lierte Politik ab. Es gibt viele, häufig punktuelle umfragen, die dieses 
Phänomen bestätigen und zum Teil erschreckende zahlen liefern. im 
Fall stuttgart 21 kann man feststellen, dass die Protestierenden im 
Vergleich zum Durchschnitt der Gesamtbevölkerung ein extrem ge-
ringes Vertrauen in die politisch Verantwortlichen haben – sie sind 
unzufrieden mit dem politischen Geschäft und dem politischen Perso-
nal. Dies war ein Ergebnis einer Befragung von Protestierenden, die 
an der Montagsdemonstration am 18. Oktober 2010 im stuttgarter 
schlossgarten teilgenommen haben.1

hintergrÜnDe Des Projekts s 21
über das Projekt s 21 ist viel geschrieben worden. Auf die Details des 
Planungsverfahrens kann ich an dieser stelle nicht eingehen. Die idee 
zu s 21 entstand etwa 1993 bei den Verantwortlichen der damaligen 
Deutschen Bundesbahn. Die Bahn sollte längerfristig an die Börse ge-
hen. Dafür musste das unternehmen profitabel gemacht werden. Ein 
Mittel dazu bestand darin, von der Bahn genutzte innenstadtflächen 
frei zu bekommen, um diese dann teuer verkaufen zu können. Ent-
sprechend sollten unterirdische Durchgangsbahnhöfe die bestehenden 
oberirdischen kopfbahnhöfe ersetzen. Diese Pläne betrafen nicht nur 
stuttgart, sondern waren auch für andere städte angedacht, zum Bei-
spiel für München, Frankfurt und Mannheim. Am Ende war stuttgart 
21, abgesehen von dem sehr speziellen Vorhaben in Lindau, das einzig 
verbliebene Projekt dieser Art der Bahnhofsumgestaltung. 

in kürze wird per Volksabstimmung in Baden-Württemberg über 
den möglichen Ausstieg des Landes aus der Finanzierung des Projekts 
entschieden. Diese Abstimmung wird für die Gegnerinnen und Gegner 
des Projekts vermutlich negativ ausgehen. nicht, weil deren Argumen-
te so schwach wären, sondern weil die Hürden für Volksentscheide 
nirgends so hoch sind wie in Baden-Württemberg und im saarland. 
Die Regelungen zur Volksabstimmung sind hier im Grunde Verhinde-
rungsinstrumente für Volksentscheide. Denn um einen Erfolg zu errin-
gen, muss sich nicht nur die Mehrheit der Abstimmenden, sondern ein 
Drittel aller Wahlberechtigten für die Vorlage aussprechen.2 insofern 
begünstigt diese Regelung diejenigen, die am status quo festhalten. sie 
können mögliche Änderungen dadurch zu Fall bringen, dass sie nicht 
am Volksentscheid teilnehmen. Diese Regelung ist bemerkenswert, sind 
doch nicht nur in der schweiz, sondern auch in Bayern keinerlei Quoren 
vorgesehen. Dort entscheiden nach überwindung der ersten Hürden 
allein diejenigen, die an der Abstimmung teilnehmen und insoweit ihr 
interesse an der anhängigen Entscheidung bekunden.

in meinem Vortrag möchte ich am Beispiel des Verkehrs- und städte-
bauprojekts stuttgart 21 (s 21) zeigen, welche Erfahrungen mit Bür-
gerbeteiligung gemacht wurden, insbesondere aufseiten der Protestie-
renden. Ausgehend von diesem konkreten Fall sollen am Ende einige 
verallgemeinernde schlüsse gezogen werden, wobei ich dabei nicht 
nur das stuttgarter Bahnprojekt, sondern viele andere Großprojekte 
im Blick habe. 

1 Diese umfrage des Wissenschaftszentrums Berlin für sozialforschung (WzB) wurde von Dieter  
Rucht, Britta Baumgarten, simon Teune und Wolfgang stuppert durchgeführt. Am 18. Oktober 2010 wur  - 
den bei der kundgebung gegen stuttgart 21 im schlossgarten 1.500 Fragebogen nach dem zufalls  prinzip  
an Demonstrierende verteilt. Diese Fragebogen wurden zu Hause ausgefüllt, zurück geschickt und von der  
Forschergruppe ausgewertet. Mehr als 800 Personen beantworteten die Fragen (54 Prozent Rücklaufquote).  
zu den Ergebnissen vgl. http://www.wzb.eu/sites/default/files/projekte/stgt_21_kurzbericht_2010.pdf 
(15.02.2012).

2 Bei der Volksabstimmung am 27. november 2011 lehnte die Mehrheit der Bürgerinnen und Bür-
ger in Baden-Württemberg einen Ausstieg des Landes aus dem Projekt ab (58,8 Prozent nein-stimmen, 
41,1 Prozent ja-stimmen). Von rund 7,6 Millionen stimmberechtigten hatten 3,68 Millionen ihre stimme 
abgegeben (Beteiligung von 48,3 Prozent). Damit hatten die Projektgegner das Quorum von einem Drittel 
der stimmberechtigten um etwa eine Million stimmen verfehlt. Vgl. Landeszentrale für politische Bildung 
Baden-Württemberg, http://www.lpb-bw.de/volksabstimmung_stuttgart21.html (30.01.2012).
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Vertrauen in Politik unD Demokratie? 
Die Gegnerinnen und Gegner des Projekts werden oft mit dem Vorwurf 
konfrontiert, demokratische Entscheidungen nicht akzeptieren zu wol-
len oder grundsätzlich Antidemokraten zu sein. nach den Ergebnissen 
unserer Befragung kann man das zurückweisen. Bei über 90 Prozent 
der Demonstrierenden war eine hohe Akzeptanz für die demokratischen 
Grundwerte und die demokratische Grundordnung festzustellen. Das sind –  

gemessen an der Gesamtbevölkerung – überdurchschnitt-
lich viele. Auch zeigt sich eine überdurchschnittlich hohe 
Wahlbeteiligung bei den Protestierenden. sie sind zwar 
vom etablierten Politikbetrieb frustriert, klinken sich aber 
nicht aus der Politik aus. im Vergleich zum Durchschnitt 
der Baden-Württemberger haben sie sich zudem zu ei-
nem höheren Anteil an den vergangenen Landtagswahlen 
beteiligt. und sie wollen sich auch in einem höheren Maße 

an den nächsten Wahlen beteiligen. Das widerspricht dem gängigen Vor-
urteil, bei den Gegnerinnen und Gegnern des Projekts handele sich um 
Menschen, die sich von der etablierten Politik völlig abgewandt hätten und 
nun ihr Heil nur noch im Protestieren suchten. 

Deutlich wurde jedoch eine massive unzufriedenheit der Protes-
tierenden mit der konkreten Ausgestaltung von Politik und dem Ver-
halten der „politischen klasse“, wie es mit negativem unterton heißt. 
Das Vertrauen in die Politikerinnen und Politiker ist bei den Demons-
trierenden insgesamt gering. 

über 90 Prozent der Befragten können sich vorstellen, sich an ei-
ner Aktion zivilen ungehorsams zu beteiligen. Das ist ein sensationelles 
Ergebnis, doch müsste man wissen, was die Befragten unter zivilem 
ungehorsam verstehen. Folgt man der Tradition von Mahatma Gandhi 
oder Martin Luther king, so ist ziviler ungehorsam an strenge Voraus-
setzungen gebunden. Es gibt aber auch einen sehr lockeren Gebrauch 
dieses Begriffs, etwa in dem sinne: immer, wenn ich mich querstelle, 
dann ist es „ziviler ungehorsam“. Diese leichtfertige Rede wäre eine 
eigene kritik wert, die an dieser stelle nicht ausgeführt werden kann. 

motiVation Der ProtestierenDen
immer wieder wurde in der öffentlichkeit gefragt, warum die Bürge-
rinnen und Bürger in stuttgart so spät aufgewacht seien, warum die 
Proteste erst jahre nach der Entscheidung begonnen hätten. 

Richtig ist, dass die Massenproteste erst relativ spät eingesetzt 
haben: nämlich im Frühjahr 2010. Falsch ist jedoch die Behauptung, 
es habe davor keinen oder wenig Protest gegeben. Dazu nur einige 
stichworte: kurz nach der öffentlichen Bekanntgabe des Projekts 
wurde schon eine erste unterschriftensammlung gegen das Vorhaben 
durchgeführt. Hinzuweisen ist zudem auf Einwendungen im Genehmi-
gungsverfahren sowie klagen bei Verwaltungsgerichten. zudem wurde 
im Herbst 2007 ein lokales Bürgerbegehren zu stuttgart 21 in Gang 
gesetzt, für das sich 67.000 Menschen per unterschrift einsetzten. Eine 
Befassung mit dem Bürgerbegehren wurde allerdings im Gemeinde-
rat mit der formalen und juristisch korrekten Begründung abgelehnt, 
das Begehren würde sich gegen bereits bestehende Verträge richten. 
Allerdings hatte Oberbürgermeister Wolfgang schuster zum zeitpunkt 
dieses anstehenden Bürgerbegehrens in der ersten stufe relativ hastig 
seine unterschrift unter einen Vertrag gesetzt, während die übrigen 
Projektpartner erst ein jahr danach oder noch später unterschrieben 
haben. Er hat damit Fakten geschaffen, die dieses Bürgerbegehren 
faktisch ausgehebelt haben. 

Bei unserer Erhebung haben wir die stuttgarter Protestierenden ge-
fragt, welches Ereignis sie erstmalig dazu veranlasst hat, sich gegen  
s 21 zu engagieren. Am wichtigsten war demnach das eben erwähnte 
Bürgerbegehren. Für fast ein Drittel der Befragten war die Ablehnung 
des Bürgerentscheids der entscheidende impuls, sich gegen s 21 zu 
engagieren. Ein großer Teil der Protestierenden gegen s 21, die 2010 
öffentlich in Erscheinung traten, war also bereits spätestens seit 2007 
gegen das Projekt aktiv. Es gab aber auch noch andere Ereignisse, die 
schon früher zum Protest veranlasst haben.

im Prinzip haben die Bürgerinnen und Bürger alle verfügbaren in-
stitutionellen Mittel genutzt, um sich gegen stuttgart 21 zu wenden. Dazu  
gehören unterschriftensammlungen, Einsprüche im Rahmen des Plan-
feststellungsverfahrens, klagen vor Verwaltungsgerichten und die Bildung  
neuer politischer Gruppen, die in den Gemeinderat einziehen konnten. 

Was hat die Menschen angetrieben, gegen s 21 zu protestie-
ren? Gängig war der Vorwurf, ein großer Teil der Protestierenden in 
stuttgart befürchte konkrete nachteile für sich selbst, etwa durch den 
Baulärm oder eine Verstopfung der innenstadt rund um den Bahnhof. 
Diese Gründe würden von ihnen allerdings wohlweislich verschwie-
gen, um nicht als Egoisten dazustehen. Doch nur relativ wenige der 
Protestierenden wohnen in Bahnhofsnähe. und auch der kreis derer, 
die aufgrund von untertunnelungen schäden an ihren Wohnungen und 
Häusern befürchten, ist weitaus kleiner als die zahl der Protestieren-
den. Das lässt den Rückschluss zu, dass die bekannte „st.-Florians-
Politik“ – die es ja durchaus gibt, nach dem Motto: ihr könnt die Müll-
verbrennungsanlage oder die Windmühle gerne bauen, aber nicht in 
meiner nähe – im Fall stuttgart kein treibendes Motiv zu sein scheint. 

Es stehen also andere Gründe gegen das Projekt im Vordergrund. 
Dazu gehört erstens der sachverhalt, dass die nachteile des Projekts 
nicht frühzeitig und umfassend offengelegt wurden. Vielmehr mussten 
sie erst von den Gegnerinnen und Gegnern des Projekts herausgearbei-
tet werden, zum Teil auch durch die Veröffentlichung von skeptischen 
Gutachten, die der öffentlichkeit vorenthalten wurden. sachliche Ein-
wände der Projektgegner, so jedenfalls deren Wahrnehmung, wurden 
nicht ernst genommen. 

zweitens gibt es Annahmen und spekulationen über einen in-
teressenfilz, zum Beispiel zwischen einer stiftung, die sich schon im 
Vorfeld für die Grundstückserschließung der anfallenden Freiflächen 
interessiert hat und in deren stiftungsrat unter anderem auch Politi-
kerinnen und Politiker saßen – wie zuletzt Tanja Gönner.3 Hier lag der 
Verdacht nahe, dass wirtschaftliche und politische interessen beim 
Projekt s 21 auf das Engste verknüpft sind. 

Drittens ist bei den Protestierenden eine wachsende skepsis ge-
genüber einem bestimmten Fortschrittsverständnis festzustellen, die 
zum Beispiel die Frage provozierte: ist es denn so wichtig, von stuttgart 
aus 15 oder 20 Minuten früher in ulm zu sein? Tut es denn der alte 
kopfbahnhof – wenn man ihn erneuern und modernisieren würde –  
nicht genauso wie der deutlich teurere und mit gravierenden Folge-
lasten verbundene Durchgangsbahnhof? Besonders beim schlichtungs-
verfahren kam dieses zentrale Argument gegen s 21 klar zur sprache.  

Geringes Vertrauen der 
Protestierenden in  
die „politische klasse“

3  Die CDu-Politikerin Tanja Gönner war von 2005 bis 2011 umweltministerin und 2010/2011 
zusätzlich Verkehrsministerin des Landes Baden-Württemberg. Gönner war Befürworterin des Projekts 
stuttgart 21 und zugleich im Beirat der stiftung „Lebendige stadt“ des Projektentwicklers ECE, der ein 
Einkaufszentrum auf einem Bahngelände in stuttgart geplant hatte. nach öffentlicher kritik bzw. dem 
Vorwurf eines interessenkonflikts ließ Gönner ihre Mitgliedschaft im Beirat der stiftung ruhen.
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Die Gegnerinnen und Gegner des Projekts machten deutlich, dass es eine 
andere Option gibt und dass sie nicht nur „nein-sager“ sind, sondern 
ein Alternativprojekt vorschlagen, nämlich einen modernisierten kopf-
bahnhof (k21), der leistungsfähiger sein könnte als das neue Projekt.

Bei unserer Erhebung haben wir gefragt, welche Argumente gegen 
s 21 unter den Demonstrierenden dominieren (die Befragten konnten 
jeweils drei Argumente nennen). Ganz oben stehen die hohen kosten des 
Projekts, gefolgt von der Aussage, dass vor allem die Banken und Bau-
konzerne dabei profitieren würden. noch bedeutsamer scheinen aber 
die insgesamt an dritter und vierter stelle rangierenden Argumente, die 

mit der Demokratiefrage zu tun haben: kritisiert werden 
Demokratiedefizite bei der Planung und beim umgang 
mit den kritikerinnen und kritikern von s 21. Fasst 
man die nennungen dieser beiden Punkte zusammen, 
so ergibt sich als häufigster Einwand: Die Protestieren-
den sind nicht nur mit der Art des Projekts und dessen 
nachteilen massiv unzufrieden, sondern insbesondere 

mit der Art und Weise, wie mit ihnen umgegangen wurde. Obgleich for-
male Einspruchsmöglichkeiten bestanden hatten, fühlten sich die Geg-
nerinnen und Gegner des Projekts am Ende doch real von den Entschei-
dungsprozessen ausgeschlossen oder an den Rand gedrängt. so wäre im 
Einzelnen zu erörtern, wie die Anhörung im Planfeststellungsverfahren 
abgelaufen ist und ob dabei überhaupt Chancen bestanden haben, die 
vorgebrachten Einwände zu würdigen. 

was lief bei Den beteiligungsVerfahren schief? 
in stichpunkten kann gesagt werden: Es wurden nie öffentlich Pla-
nungsalternativen erwogen, auch nicht in der Frühphase des Projekts. 
so wurde zum Beispiel nicht danach gefragt, was es kosten würde und 
welche sonstigen Vor- und nachteile sich ergäben, wenn man den be-
stehenden Bahnhof beibehalten und modernisieren würde. Erst eine 
solche kalkulation hätte einen sachlich fundierten Abwägungsprozess 
zwischen zwei grundlegenden Optionen ermöglicht. stattdessen wur-
den jahrelang nur die Vorteile von s 21 benannt. 

Eine zentrale Rolle spielten dabei die beiden regionalen zeitun-
gen. Die Redakteure, die mit dem Thema intensiv befasst waren, sind 
zwar der Auffassung, sie hätten ihre Leserinnen und Leser umfassend 
informiert, hätten immer wieder Pro und Contra aufgelistet und auch 
kritikerinnen und kritiker des Projekts, zum Beispiel in Leserbriefen, 
ausführlich zu Wort kommen lassen. Das trifft vor allem für die spä-
teren Phasen des konflikts durchaus zu. Betrachtet man jedoch die 
redaktionelle Linie der zeitungen anhand ihrer kommentare und Leit-
artikel, dann gab es beispielsweise bei den stuttgarter nachrichten seit 
Bekanntgabe des Projekts s 21 keinen einzigen kritischen kommentar, 
sondern nur entschiedene unterstützung. 

Der bereits erwähnte Vorwurf an die Gegnerinnen und Gegner 
des Projekts, diese wären erst nach Abschluss aller Verfahren aufge-
wacht, um nun zu protestieren, trifft nur auf einen Teil von ihnen zu. 
Vor allem aber widerspricht dieser Vorwurf der ebenfalls von Befür-
worterseite erhobenen kritik, das ganze Verfahren habe deshalb so 
lange gedauert, weil die Menschen immer wieder protestiert haben. 
zwar sind kleinere Verzögerungen auf den Protest zurückzuführen. An-
dere Verzögerungen gehen aber auf das konto der Befürworterinnen 
und Befürworter des Projekts. so hatte Bahnchef johannes Ludewig 
im jahr 1999 dem Projekt s 21 eine Absage erteilt. Erst durch seinen 
nachfolger Hartmut Mehdorn wurde das Projekt wieder aufgegriffen. 

Dieses Hin und Her hat bei vielen stuttgarter Bürgerinnen und Bürgern 
zunächst zu einer abwartenden Haltung geführt: Wer weiß, ob das 
Projekt wirklich in Gang kommt?

Diese abwartende Haltung wurde auch durch die Frage der zu er-
wartenden Projektkosten und die lange offene Aufschlüsselung der Fi-
nanzierungsanteile begünstigt. Wie bei vielen anderen Großprojekten 
haben sich die kostenschätzungen der Träger von s 21 immer weiter 
erhöht, was bei manchen Gegnerinnen und Gegnern des Projekts die 
Hoffnung nährte, am Ende würde s 21 aus finanziellen Gründen schei-
tern. Für heftige kritik sorgte zudem der umstand, dass in bestimmten 

Phasen der Planung offiziell an einer veralteten kosten-
planung festgehalten wurde und auf dieser Basis Ver-
träge geschlossen wurden, obgleich intern das Wissen 
um erhebliche Verteuerungen bereits vorhanden war. 
Einen unwürdigen Höhepunkt solcher Vorgänge liefer-
te der damalige Ministerpräsident Günther Oettinger, 
der die erhöhten internen kostenschätzungen in einem 

Aktenvermerk als nach außen „schwer kommunizierbar“ einstufte und 
sich damit an der Täuschung der öffentlichkeit beteiligte.

schließlich sorgte der – um es vorsichtig auszudrücken – unver-
hältnismäßige Polizeieinsatz vom 30. september 2010 für eine weitere 
Verbitterung der Protestierenden und für den zuspruch und zulauf 
neuer unterstützerinnen und unterstützer. Für viele war unfassbar, 
was sich an diesem Tag abgespielt hatte. 

nicht nur die vorausgegangenen schritte der Durchsetzung 
des Projekts, sondern auch das eine neue Offenheit versprechende 
schlichtungsverfahren zum konflikt um s 21 sind als Vorbild für 
gelungene Bürgerbeteiligung nicht geeignet. zum einen erfolgte die 
schlichtung, wie auch von Heiner Geißler betont, viel zu spät. sie war 
auch in ihrem status unklar. zunächst war von einem „Faktencheck“ 
die Rede. Am Ende des Verfahrens hatte sich Geißler praktisch selbst 
ermächtigt und einen „schlichterspruch“ vorgelegt, der nichts mehr 
mit einem Faktencheck zu tun hatte. Merkwürdig waren zudem die 
umstände, unter denen Geißler den Beteiligten ihre zustimmung ab-
gerungen hatte, nämlich im Rahmen einer hektischen Pendeldiploma-
tie am Tag der Bekanntgabe des schlichterspruchs. stundenlang eilte 
Geißler zwischen Befürwortern und Gegnern hin und her, während 
sich die spannung der wartenden journalistinnen und journalisten 
immer weiter erhöhte. Die konfliktparteien hatten nicht die zeit, den 
vorgelegten Text in Ruhe zu lesen, zu diskutieren und zu überschla-
fen, um dann eine wohl überlegte Position zu beziehen. Das erklärt 
auch die anfänglichen Fehleinschätzungen eines Teils der Gegnerin-
nen und Gegner des Projekts, noch sei alles offen und es gäbe derzeit 
weder Gewinner noch Verlierer.

fehler bei Der umsetzung Von grossProjekten
Meine letzten Bemerkungen gehen über den Fall s 21 hinaus. Dieser 
streit eignet sich in mancher Hinsicht als ein Lehrstück und ist auch als 
Bezugspunkt für vergleichende Betrachtungen von besonderem inter-
esse. Welche typischen Fehler sind bei der Planung und Verwirklichung 
von Großprojekten festzustellen? in stichworten:

· Es gibt keine frühzeitige, umfassende und transparente informa-
tion über das Vorhaben. 

· Planungsalternativen grundsätzlicher Art werden nicht öffentlich 
erwogen oder erst in späteren Phasen ins spiel gebracht, dann in 
der Regel von kritikerinnen und kritikern des Projekts. 

kritik an Täuschung  
der öffentlichkeit

unzufriedenheit über 
den umgang mit kritik 
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· Die nachteile des Projekts werden verschwiegen oder kleingeredet.
· Die kritikerinnen und kritiker werden sehr häufig diskreditiert. 

Das gilt zum Beispiel auch für die Anfänge der öffentlichen De-
batte um Atomenergie. 

· Die kosten werden notorisch – und oft auch bewusst – unter-
schätzt, um das Projekt in Gang bringen zu können, wohl wis-
send, dass es ab einem bestimmten stadium unabhängig von der 
kostenfrage kein zurück mehr geben wird.

· in diesem sinne werden auch frühzeitig Fakten geschaffen, etwa 
indem bei bestimmten Bauabschnitten sehr schnell vorangegan-

gen wird, um einen stopp des Projekts zu erschweren. 
· Die gesetzlich vorgeschriebenen Anhörungen in Plan-
feststellungsverfahren sind Verfahren der Pseudobe-
teiligung und gewährleisten keine Ergebnisoffenheit. 
nach Anhörung der stellungnahmen erfolgt regelmäßig 
eine Entscheidung zugunsten des jeweiligen Projekts. 
· Außerrechtliche Verfahren der Bürgerbeteiligung, die 

durchaus sinnvoll sein können (z. B. Runde Tische oder Mediati-
onsverfahren), werden selten und oft erst spät genutzt. 

wie sollten grossProjekte mit 
 bÜrger beteiligung umgesetzt werDen?
Aus den aufgelisteten Fehlern und Versäumnissen kann im umkehr-
schluss Folgendes abgeleitet werden:

· Man muss frühzeitig und möglichst vollständig informieren: zu-
nächst über das Projekt, wie es von den Antragstellern oder Be-
treibern angedacht ist. 

· Man muss aber auch, und das könnte durchaus in der Verant-
wortung der Betreiberseite liegen, über alternative Planungen  
diskutieren. Man kann ja sagen: Wir haben alles mitbedacht und  

besprochen, um am Ende das Projekt A zu befürworten. Aber es 
sollte der öffentlichkeit nicht vorenthalten werden, dass auch ein 
Projekt B oder ein Projekt C möglich ist und aus diesen oder jenen 
Gründen verworfen wurde. 

· Es sollten keine frühzeitigen Fakten geschaffen werden, um damit 
den Druck zur Durchsetzung des Projekts zu erhöhen. 

· Man sollte das Planfeststellungsverfahren reformieren und dis-
kursiver gestalten. Entscheidungen der Behörde müssen eine 
Auseinandersetzung mit Gegenargumenten erkennen lassen. 

· Mediationsverfahren sollten dann eingeschaltet werden, wenn zu 
erwarten ist, dass sich die situation stark polarisiert oder dass 

es zu einer Blockade kommt, sei es auf politischer 
oder auf außerparlamentarischer Ebene. im Ver-
fahren selbst sollte man die Grundsatzfragen von 
den Detailfragen möglichst trennen. Das war eine 
schwäche des schlichtungsverfahrens bei s 21, wo 
es zum Teil sehr stark um Details ging (z. B. die nei-
gungswinkel der Gleise), die zu Lasten von grund-
sätzlichen Fragen behandelt wurden. Man könnte 

zum Beispiel bestimmte technische Einzelheiten auslagern und 
hätte dadurch mehr zeit und Ruhe für Grundsatzfragen.

· Man muss alle Betroffenen rechtzeitig beteiligen, etwa durch Bür-
gerforen, Runde Tische, Mediationsverfahren, Planungszellen.

· Bürger- bzw. Volksentscheide können in festgefahrenen situatio-
nen eine definitive konfliktlösung bedeuten. Dabei sollte, sofern 
die Eingangshürden passiert sind, die Mehrheit derjenigen ent-
scheiden, die an der Abstimmung teilnehmen. in diesem letzten 
stadium ist kein Quorum angebracht. 

Man muss alle  
Betroffenen rechtzeitig 
beteiligen.

Verfahren der 
Pseudobeteiligung
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imPulse:  
erfahrungen aus 
Der Praxis
bÜrgerforum 2011
HAns HAGEDORn
Geschäftsführer der DEMOs Gesellschaft für E-Partizipation mbH

PiratenPartei 
PAVEL MAyER
Mitglied des Berliner Abgeordnetenhauses, Vorstandsmitglied  
der Piratenpartei

bÜrgerstiftung neukölln
FRiEDEMAnn WALTHER 
Vorstandsvorsitzender der Bürgerstiftung neukölln

bÜrgerforum 2011
HAns HAGEDORn 
Am Anfang des Projekts BürgerForum 2011 stand die Frage: Was pas-
siert eigentlich, wenn wir sehr viele Bürgerinnen und Bürger danach 
fragen, wie gesellschaftlicher zusammenhalt in Deutschland gefördert 
werden kann? und dies nicht einfach in einer demoskopischen umfrage, 
sondern in einem Verfahren, bei dem die Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer drei Monate zeit haben, sich intensiv mit dem sachverhalt zu 
beschäftigen und vor allen Dingen sehr vielfältig zusammengesetzt sind.

 

· BunDEsWEiTEs BüRGERBETEiLiGunGsPROjEkT  
zuM THEMA „GEsELLsCHAFTLiCHER zusAMMEnHALT“

· EnTsTAnDEn AuF iniTiATiVE DEs BunDEsPRÄsiDEn-
TEn CHRisTiAn  WuLFF, GEMEinsAM MiT BERTELs-
MAnn sTiFTunG unD HEinz nixDORF sTiFTunG

· MOTTO: „zukunFT BRAuCHT zusAMMEnHALT.  
ViELFALT sCHAFFT CHAnCEn“

· kOnzEPT: 10.000 BüRGERinnEn unD BüRGER  
ERARBEiTEn REFORMVORsCHLÄGE zu  
sECHs VORGEGEBEnEn THEMEnFELDERn (BiLDunG,  
inTEGRATiOn, DEMOGRAFiE, DEMOkRATiE  
unD BETEiLiGunG, FAMiLiÄRE LEBEnsFORMEn,  
sOLiDARiTÄT unD GERECHTiGkEiT).

· in 25 sTÄDTEn unD LAnDkREisEn kOnnTEn  
jEWEiLs Bis zu 400  BüRGERinnEn unD BüRGER BEi  
VERAnsTALTunGEn VOR ORT unD AuF EinER  
inTERAkTiVEn inTERnETPLATTFORM „BüRGER-
PROGRAMME“ GEMEinsAM DiskuTiEREn unD iDEEn 
EnTWiCk ELn, WiE DER zusAMMEnHALT DER  
GEsELLsCHAFT GEsTÄRkT BzW. DAs zusAMMEn-
LEBEn in EinER iMMER ViELFÄLTiGER WERDEnDEn 
GEsELLsCHAFT künFTiG GEsTALTET WERDEn kAnn. 

· Aus 600 ERsTEn LösunGsiDEEn WuRDEn in EinER 
ABFOLGE VOn DiskussiOnEn unD ABsTiMMunGEn 
DiE sECHs „üBERzEuGEnDsTEn VORsCHLÄGE“  
GEMEinsAM OnLinE AusGEARBEiTET unD DEM  
BunDEsPRÄsiDEnTEn AM „TAG DER DEMOkRATiE“  
in BOnn AM 28. MAi 2011 üBERREiCHT.

siehe dazu: http://bund.buergerforum2011.de,  http://bund.buergerforum2011.de (Vorstellung und  Evaluation 
des Projekts), http://www.buergerforum2011.de/site/downloads/bp_bund/BF2011_BuergerProgramm.pdf,  
http://www.buergerforum2011.de/site/downloads/bp_bund/BF2011_BuergerProgramm.pdf (sechs 
 Vorschläge für die Politik).
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um diesen Prozess zu organisieren, haben wir eine kombinierte Methode 
angewandt: Es wurden Veranstaltungen in 25 verschiedenen Regionen 
Deutschlands durchgeführt, wo sich jeweils etwa 400 Leute vor Ort trafen 
und die Themen festlegten. Die Hauptarbeit lief dann aber online, wo sich 
viele Tausend Bürgerinnen und Bürger in Ausschüssen zusammenfan-
den und die konkreten Texte erarbeiteten – so entstanden politische For-
derungen, über die man sich auch mal zoffen konnte. Wir mussten ganz 
eigene Verfahren entwickeln, um zu erreichen, dass so viele Leute mit 
einem asynchronen Werkzeug zu gemeinsamen Ergebnissen kommen.
im umsetzungsprozess gab es natürlich viele Baustellen. Drei davon 
würde ich gerne heute mit ihnen in einem Workshop besprechen: 

· Erstens: Wie schafft man es, Tausende von Teilnehmerinnen und 
Teilnehmern einzuladen, die ein vielfältiges Bild der Gesellschaft 
widerspiegeln, ohne sich dabei fi nanziell zu ruinieren? Das war 
eine große Baustelle, an der wir lange arbeiten mussten. 

· zweitens: Wie koordiniert man diese Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer, dass sie nicht nur zum „Wutbürger“ werden, sondern 
sehr konstruktiv zusammenarbeiten und Vorschläge gemeinsam 
erarbeiten können? 

· Drittens: Wie können die Ergebnisse anschlussfähig gemacht 
werden? Anschlussfähig im ehrlichen sinne, dass also alle sei-
ten etwas davon haben und nicht nur eine showveranstaltung 
am schluss stattfi ndet, wo gesagt wird: Es war sehr angenehm, 
aber nun gehen wir wieder zur Tagesordnung über. Entscheidend 
ist vielmehr: Wie kann man erreichen, dass es in den verschie-
denen Arbeitsbereichen für jeden einzelnen Beteiligten bis hin 
zum Bundespräsidenten sinnvoll war, an diesem Projekt teilge-
nommen zu haben?

Das ist keinesfalls eine vollständige Liste aller Baustellen dieser Betei-
ligungsform. Wir könnten diese nun in der Gruppe weiter vervollstän-
digen und dabei auch über Fragen der Transparenz sprechen. Auch 
andere Fragen wären wichtig: Wofür ist ein solcher Prozess eigentlich 
da? und welche ziele werden damit verfolgt? 

PiratenPartei
PAVEL MAyER
zu Beginn möchte ich ein paar Worte zur Entwicklung der Partei sagen: 
2009 sind innerhalb von zwei Monaten zehnmal so viele Mitglieder in 
die Piratenpartei „geschwappt“, wie ursprünglich da waren. Damals 
haben sich die zahlen in Berlin von etwa 60 Mitglieder auf 800 bis 
900 Mitglieder erhöht, bundesweit von etwa 1.000 auf 12.000 Mitglie-

der. 95 Prozent davon waren zuvor nie in irgendeiner 
politischen Partei aktiv gewesen. in der Piratenpartei 
fand sich also plötzlich ein Ausschnitt der Gesellschaft 
zusammen, der erst einmal herausfi nden musste, wie 
man eigentlich eine politische Partei aufbaut und wie 
Parteipolitik funktioniert. Eine wichtige Frage war zum 
Beispiel: Wie einigt man sich auf irgendetwas? und das 

alles unter der Bedingung, kaum Geld zur Verfügung zu haben. Die 
meisten Mitglieder haben sich vorher auch überhaupt nicht gekannt. 
Es gab keine vorangegangenen Vertrauensbeziehungen oder netzwer-
ke und kaum Erfahrungen in der Politik. 

Ein instrument, das uns in diesem Prozess sehr geholfen hat, war 
das system der „Liquid Democracy“, das ehrenamtlich von Parteimit-
gliedern in mehreren jahren Arbeit konstruiert worden ist. zunächst 
war es ein system für innerparteiliche Meinungs- und Willensbildung, 

aber schon mit dem Fernziel verbunden, es auf allgemeine Bürgerbe-
teiligung auszuweiten. Wir wollten in einem ersten schritt ausprobie-
ren, ob es überhaupt im Parteirahmen funktioniert, bevor wir damit 
nach draußen gehen.

Dadurch, dass wir als Partei kaum strukturen hatten, brauchten 
wir eine ganze Reihe von wichtigen Prinzipien. Ohne diese Prinzipien 
wäre das system in der Partei überhaupt nicht akzeptiert worden. Ein 
wichtiges Prinzip war die Gleichberechtigung aller Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer. Das heißt: gleiches Antragsrecht für alle. Dieses Prinzip ist 
bis heute sehr wichtig. Dann ein weiteres Prinzip, das sich auch bewährt 
hat: die kontrolle über den eigenen Antrag oder die eigene initiative. Das 
heißt, die Antragstellerinnen und Antragsteller sind nicht gezwungen, 
ihren Antrag zu verändern, sondern sie behalten die kontrolle darüber. 
Andere können aber einen eigenen Alternativantrag einstellen. 

zum Prozess im Liquid-Democracy-system: jeder kann online 
einen Antrag stellen. Wenn es für den Antrag eine bestimmte zahl von 
unterstützerinnen und unterstützern gibt, kommt er in die Diskussi-
onsphase. Dann wird er eingefroren und es wird über ihn abgestimmt, 
schließlich gibt es noch ein quantifi ziertes Feedback. 

Damit man mit der Antragsfl ut klar kommt, gibt es verschiedene 
Mechanismen. klassische Quoren: neue Anträge brauchen mindestens 
die unterstützung von fünf Prozent der Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer des systems, bevor sie in die Diskussionsphase kommen; ein 
zehn-Prozent-Quorum müssen alle Anträge überspringen, bevor über 
sie abgestimmt wird. Das ist die klassische Variante. Das Entscheiden-
de oder „Flüssige“ daran ist, dass das system über ein ausgeklügeltes 
Delegationssystem verfügt. Das heißt, jeder und jede kann die eigene 
stimme entweder global an irgendjemand anderen delegieren. Man 
kann aber auch themenbereichsbezogen delegieren oder nur auf einen 
bestimmten Antrag bezogen. Der Bürger oder die Bürgerin kann sich 
überall selbst beteiligen, selbst abstimmen. Wenn man das nicht tut, 

system der „Liquid 
Democracy“

liQuiD Democracy

Delegated Voting
DELEGATiOnsPRinziP
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verfällt die eigene stimme nicht, sondern wird dann von demjenigen mit 
wahrgenommen, an den man sein stimmrecht delegiert hat. Die stimm-
delegation ist beliebig übertragbar. so können auch Delegationsketten 
entstehen. im Endeffekt bildet dieser Delegationsgraph eine Vertrau-
ens- und kompetenzstruktur innerhalb der Partei ab. so kann es dazu 
kommen, dass einige Personen mit einem stimmengewicht von 30 oder 
40 stimmen abstimmen und dann so etwas wie superdelegierte sind. 
Darauf können sie sich aber nicht ausruhen, da die delegierten stimmen 
jederzeit wieder selbst wahrgenommen werden können. 
zu den Erfahrungen: Wir haben die nutzung dieses Tools recht früh 
in der satzung des Landesverbandes Berlin verankert. Das Liquid-
Democracy-system stellt aus verschiedenen rechtlichen Gründen kein 
eigenes Organ dar. Aber in der satzung steht, dass sämtliche Organe 
der Partei gehalten sind, Entscheidungen, die dort positiv beschieden 
wurden, vorrangig zu behandeln, und das Ergebnis dieses systems bei 
ihren Entscheidungen zu berücksichtigen. 

Wir haben festgestellt, dass das ein wichtiger Erfolgsfaktor für sol-
che Beteiligungssysteme ist. Es gibt auch Landesverbände, in denen das 
system nicht funktioniert hat. Dafür kann schon ausreichen, wenn der 
Vorstand sagt: interessiert uns nicht, was in dem system passiert. Die 
Mitglieder sagen dann: Beteiligung macht auch Arbeit – und warum soll 
ich mich beteiligen, wenn das Ergebnis für die Tonne ist? Das war wohl 
der wichtigste Aspekt für den Erfolg des systems: Es muss irgendwie 
nachvollziehbar und am besten auch quantifizierbar sein, wie sich die 
eigene Beteiligung im system auswirkt.

Als Vorstandsmitglied fand ich das system sehr sinnvoll – gera-
de bei kontroversen Themen und gerade in einer Partei, wo man die 
stimmungslage zu vielen Fragen nicht kennt, da sie noch nie diskutiert 
wurden. Es war sehr hilfreich, sich auf dieses system verlassen zu 
können, um im Vorhinein abschätzen zu können, wie viel Widerstand 
oder wie viel Ärger es denn geben wird, wenn man diese oder jene 
Entscheidung trifft. 

Dabei haben sich interessante zahlen in Bezug auf die Piratenpar-
tei ergeben. Wenn man in diesem system etwa 95 Prozent zustimmung 
hat, dann kann man davon ausgehen, dass alles relativ entspannt läuft. 
Bei 80 Prozent zustimmung muss man schon mit schwerem Wetter 
rechnen. und bei 30 Prozent Gegnerinnen und Gegnern muss man sich 
schon sehr warm anziehen, um durchzukommen. 

Man kann sich das system auch im Detail anschauen. Die  Anträge 
und die Abstimmungsergebnisse usw. sind alle öffentlich. Es gibt das 
system des Berliner Landesverbandes und das des Bundesverbandes. 

Auf Bundesebene gibt es etwa 4.000 bis 5.000 Teilneh-
merinnen und Teilnehmer. Das system in der jetzigen 
Form funktioniert etwa bis zu einer Größenordnung von  
20.000 Teilnehmerinnen und Teilnehmern, die dort 
gemeinsam Entscheidungen treffen können. Für alles, 
was darüber hinausgeht, bedarf es noch weiterer Ent-
wicklung und Forschung, wie man das weiter skaliert 
bekommt. Das ziel ist natürlich, dass das system in 

zukunft auch auf 3 oder 80 Millionen oder sogar 5 Milliarden oder 10 
Milliarden Menschen skaliert. 

im Workshop der heutigen Denkwerkstatt würde ich gerne fol-
gende Frage diskutieren: Wie kann parlamentarische Arbeit so gestal-
tet werden, dass sie auf mehr Akzeptanz stößt und für die Bürgerinnen 
und Bürger auch nachvollziehbar ist? 

bÜrgerstiftung neukölln 
FRiEDEMAnn WALTHER 
Die Bürgerstiftung neukölln wurde von einigen engagierten Bürgerinnen 
und Bürgern im jahr 2005 gegründet. Eine erste initiative reicht sogar 
bis ins jahr 1998/99 zurück. Welche Gründe haben dazu geführt, dass es 
einen solchen zusammenschluss von Bürgerinnen und Bürgern gab? Bei 
der Antwort auf diese Frage kommt man auf viele Punkte, die Professor 
Rucht in seinem Vortrag angesprochen hat: nämlich unzufriedenheit 
mit bestimmten ritualisierten Politikverfahren, unzufriedenheit mit feh-
lender nachhaltigkeit und der kurzatmigkeit von Politik, mit politischen 
Ritualen zwischen Parteien, die vielen auf die nerven gehen, für viele 
auch nicht nachvollziehbar sind und zudem nichts mit der realen Prob-
lemstellung vor Ort zu tun haben. 

Gegründet wurde die Bürgerstiftung neukölln in einer zeit, als 
es bundesweit eine Welle von Bürgerstiftungsgründungen gab. Das 
Modell kommt im Grunde aus dem angelsächsischen Raum. Eine Bür-
gerstiftung mit solch einem zuschnitt verfolgt das ziel, Menschen aus 
einem bestimmten lokalen kontext als stifterinnen und stifter zusam-
menzuführen. Dadurch soll eine Plattform für Bürgerinnen und Bürger 
geschaffen werden, die sich dann für Dinge einsetzen, die das Gemein-
wesen und seinen zusammenhalt stärken. 

Das konzept ist zunächst sehr allgemein und wird von jeder stif-
tung unterschiedlich ausgefüllt. Die Bürgerstiftung neukölln hat sich 
auf drei Feldern von vornherein als etwas Besonderes verstanden: 

· Erstens als eine stiftung, die die multikulturelle Vielfalt in neu-
kölln abbildet, die also kein Projekt der deutschstämmigen Mit-
telstandsbürgerinnen und -bürger ist, sondern eine stiftung, die 
möglichst breit und offen aufgestellt ist. zudem ermöglicht sie 
einen niedrigschwelligen Einstieg, der nicht nur über das „große 
Geld“ funktioniert, sondern auch über ehrenamtliches Engage-
ment, das stiften von zeit, ideen und Beteiligung. 

· Die zweite Besonderheit ist, dass wir uns als stadtteilstiftung ge-
gründet haben, das heißt als einen zusammenschluss in einem 
bestimmten Berliner Bezirk: in neukölln. Es handelt sich dabei 
übrigens um die erste stadtteilstiftung in Deutschland.

· Drittens verstehen wir uns nicht vorrangig als eine 
mäzenatische stiftung. zwar hat bei uns das Mäzenati-
sche auch seinen Platz, doch wollen wir vor allem eine 
stiftung sein, die den Bürgerinnen und Bürgern eine 
Beteiligungsplattform im Gemeinwesen bietet.
im Folgenden möchte ich die Berührungspunkte 
zwischen unserer stiftung und dem heutigen The-

ma verdeutlichen: Politik und Vertrauen mit dem schwerpunkt auf 
Bürgerbeteiligung. 

in der stiftung findet Beteiligung auf drei Feldern statt:
Einmal im sinne einer Bürgerplattform: in großen und mittleren 

Veranstaltungen kommen Expertinnen und Experten aus unterschied-
lichen Bereichen zusammen und beschäftigen sich mit konkreten The-
men. Ein Thema war zum Beispiel ethnische ökonomien, ein anderes 
Mentoren- und Patenschaftsprojekte, die sich an schulen richten und 
jugendliche in ihrer persönlichen Biografie unterstützen sollen. An 
diesen zwei Beispielen wird deutlich, dass wir einen Ansatzpunkt für 
Beteiligung im zusammenführen unterschiedlichster Akteure mit ihren 
jeweiligen interessen in einem kiez bzw. in einem Bezirk sehen. 
zweiter Ansatzpunkt im sinne von Beteiligung ist, die stiftung als ex-
perimentellen Ort für Beteiligungsmodelle zu nutzen. Wichtig ist zum 

nachvollziehbare  
Auswirkung  
von Beteiligung

Plattform für Bürger-
innen und Bürger 
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einen der Werkstattgedanke, den zum Beispiel unsere n+-Werkstätten 
verfolgen. Ein zweites Beispiel ist der Ecopolicyade-Wettbewerb in neu-
kölln, den wir 2010 veranstaltet haben. Bei diesem Computerspiel ge-
stalten jugendliche im Wettbewerb miteinander in kleinen Teams das 
Gemeinwesen. sie können über bestimmte Ressourcen verfügen, diese 
in einem kybernetischen Modell einsetzen und dann, wenn es gut läuft, 
in einem idealzustand, im „Paradies“ landen. Das war ein interessantes 
Experiment, bei dem wir gemerkt haben: Wenn man in der Arbeit mit 
jugendlichen den Computer als Medium einsetzt, kann man sie besser 
packen und dafür gewinnen, sich zu beteiligen. Die jugendlichen, die 
von Lehrkräften als die schwierigsten ihrer schule eingeschätzt worden 
waren, erwiesen sich am Ende als diejenigen, die über stunden hin-
weg konzentriert am Computer saßen und sich gemeinsam mit anderen 
darüber Gedanken machten, wie sie ein Gemeinwesen voranbringen 
und gestalten können, und die anschließend auch noch an der analogen 
Podiumsdiskussion intensiv teilnahmen. Diese Form der Beteiligung er-
brachte also sehr spannende Ergebnisse. unsere stiftung versteht sich ja 
auch als ein Ort des Versuchs, neue Modelle der Beteiligung umzusetzen, 
um jugendliche für Engagement zu gewinnen, aber auch Menschen, die 
an den traditionellen Beteiligungsformen nicht mehr teilnehmen oder 
eine gewisse Distanz dazu entwickelt haben.

Drittens betrachtet sich die stiftung als Befähiger von Beteili-
gung. Das Beispiel Ecopolicyade ist schon eine Brücke dorthin. Dar-
über hinaus geht es aber sehr viel fundamentaler um die Frage: Wie 
können kinder und jugendliche heute überhaupt in die Lage versetzt 
werden, an unserem gesellschaftlichen Leben teilzunehmen? Wir sind 
der Meinung, dass es einer intensiven Partnerschaft bedarf: zwischen 

dem staat auf der einen seite mit seinen institutionen – 
schule, jugendeinrichtungen, kitas – und einer aktiven 
zivilgesellschaftlichen Begleitung auf der anderen seite. 
unser Ansatz ist hier, mit Mentorinnen und Mentoren 
zu intervenieren. Wir führen seit fünf jahren ein Men-
torenprogramm an der kepler-schule durch, das nach 
Aussage aller Beteiligten Erfolg hat – im Rahmen des-

sen, was man Erfolg nennen kann bei einer zielgruppe, die kurz vor 
dem Abschluss der Hauptschule steht. Diese Gruppe verlässt vielfach 
ohne Abschluss die schule, hat aber durch dieses Modell einen Push 
bekommen und sich verbessert. 

Wir haben daraus Rückschlüsse auf die zielgruppe der Acht- bis 
zwölfjährigen gezogen und ein Projekt entwickelt, das sich neuköllner 
Talente nennt. Das Projekt läuft seit drei jahren und hat inzwischen 
hundert Patenschaften hervorgebracht. Die Patinnen und Paten kom-
men überwiegend aus der Mittelschicht und sind enorm motiviert, 
kinder, die aus teilweise sehr schwierigen Verhältnissen kommen, zu 
unterstützen. Die kinder und ihre Familien wurden durch diese Paten 
und Patinnen sehr gestärkt, sie haben gelernt, kraft zu gewinnen. 

zwei Fragen, die sich im Rahmen unserer Arbeit stellen, würde 
ich im Workshop gerne diskutieren. 

zum einen die Frage, wie man schulen leichter als kooperati-
onspartner gewinnen und sie dazu bringen kann, sich solchen instru-
menten stärker zu öffnen als bisher. Dass schulen zum Beispiel sagen: 
unsere schulsozialarbeit ist nicht nur eine betreuende sozialarbeit, 
sondern auch eine sozialarbeit, die Partner von außen und auch Eh-
renamtliche hereinholt, die versucht, mit ihnen gemeinsam etwas zu 
entwickeln, um die Ressource des zivilgesellschaftlichen Engagements 
für eine schule und für den Bildungsprozess nutzbar zu machen.

Die zweite Frage ist: Wie kann man nachhaltigkeit in solchen kon-
texten schaffen? Wir spüren, dass man viele interessante Modelle an-
schieben und hochinnovative Ansätze entwickeln kann, die sich in der 
Praxis auch bewähren, dass aber die zeiträume, in denen man diese 
Projekte auf eine gesicherte Basis stellen kann, so lange sind, dass viele 
gute Ansätze leider wieder versacken. in solch einer aktuellen situation 
befinden wir uns gerade wieder. Vielleicht gibt es hier ideen, was man 
für eine Verstetigung von Projekten tun kann.

An solchen Beispielen wird deutlich, dass wir ein neues Arrange-
ment zwischen staat und zivilgesellschaft brauchen, und dass sich das 
ganz konkret in schulen bzw. in lokalen Einrichtungen beweist. Wir 
arbeiten an solchen Experimenten und Modellen bereits mit Erfolg –  
gemessen an den geringen Mitteln, die wir haben. Aber wir könnten 
sie sehr viel mehr ausbauen, wenn noch mehr unterstützung und noch 
mehr input käme, für den wir werben.

Befähiger von 
Beteiligung 
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Diskussion 
in workshoPs  
– ergebnisse
AnGELA BORGWARDT 
Wissenschaftliche Publizistin

workshoP i
wie kann Die beteiligung einer grossen anzahl Von  
bÜrgerinnen unD bÜrgern erfolgreich organisiert werDen?
Wenn sehr viele Bürgerinnen und Bürger beteiligt werden sollen –  
wie im Fall des BürgerForums – und zudem eine Vielfalt der Teilneh-
menden erreicht werden soll, stellen sich zunächst zwei Fragen: 

· Wie wählt man die Bürgerinnen und Bürger aus? 
· und welche Ansprache ist sinnvoll, um sie für eine Beteiligung zu 

gewinnen? 
Beim BürgerForum sollten 10.000 Bürgerinnen und Bürger aktiviert 
werden. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Call Centern wählten in 
einem zufallsverfahren etwa 150.000 bis 200.000 Personen aus und 
riefen sie an. Von den etwa 10.000 der angesprochenen Personen, die 
an einer Teilnahme interessiert waren, beteiligten sich dann aber nur 
etwa 3.000 aktiv. Hier wurde die Vermutung geäußert, dass die Men-
schen durch gezielte, persönliche Ansprache eher zum Engagement 
motiviert werden können. Althergebrachte Beteiligungssysteme auf 
kommunaler Ebene seien letztlich sinnvoller als großangelegte Betei-
ligungsverfahren dieser Art, um wirkliche Beteiligung der Bürgerinnen 
und Bürger zu erreichen.

in diesem zusammenhang wurde die Frage gestellt, ob Onlinesys-
teme als Beteiligungsverfahren nicht zu viele Personen ausschließen. 
Dazu wurde angemerkt, dass der Onlinezugang heute einem weit über-
wiegenden Teil der Bevölkerung offensteht. Als das BürgerForum zum 
ersten Mal 2008 durchgeführt wurde, hatten sehr viel mehr potenzielle 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer abgesagt, weil sie mangels Computer 
keine Möglichkeit hatten, sich online zu beteiligen. im jahr 2010 waren 
es dagegen nur noch unter zehn Prozent der Angesprochenen. 

Diskutiert wurde auch über die Frage, wie erreicht werden kann, 
dass sehr viele Menschen konstruktiv zusammenarbeiten und dabei ein 
gemeinsames Ergebnis entsteht. Es scheint, dass beim BürgerForum 
dieses ziel erreicht wurde, da die Ergebnispapiere nicht von professio-
nellen journalisten, sondern von den beteiligten Bürgerinnen und Bür-

gern diskutiert und auf der Onlineplattform gemeinsam 
verfasst wurden. Daraus kann abgeleitet werden, dass 
solche Beteiligungsverfahren durchaus sinnvoll sind und 
auch eine große Anzahl von Bürgerinnen und Bürgern 
– trotz unterschiedlicher interessen und Werte – in der 
Lage ist, zusammen Ergebnisse zu erarbeiten. Allerdings 
war von Beteiligten auch kritik am Diskussionsprozess 
und an der Entstehung der Ergebnisse vorgebracht wor-

den (z. B. mangelnde Offenheit der Diskussionen, starker Einfluss der 
Moderatoren, intransparenz des Verfahrens). Bürgerbeteiligungsverfah-
ren wie das BürgerForum haben im derzeitigen zuschnitt offenbar noch 
deutliche Grenzen und müssen auf Basis der bisherigen Erfahrungen 
weiterentwickelt werden. Beteiligungsprozesse können das Vertrauen 
der Bürgerinnen und Bürger in die Politik nur dann stärken, wenn sie 
transparent und demokratisch organisiert sind und die Beteiligten das 
auch so wahrnehmen. 

zudem müssen die Ergebnisse solcher Beteiligungsverfahren ernst 
genommen werden und eine spürbare Wirkung auf politische Entschei-
dungen entfalten, wenn damit das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger 
in die Politik gestärkt werden soll. Dabei sollte nicht davon ausgegangen 
werden, dass die Politikerinnen und Politiker eine von der Bürgerschaft 
vorgeschlagene Maßnahme direkt „eins zu eins“ umsetzen. Doch könn-
ten solche Ergebnisse öffentliche Aufmerksamkeit für wichtige Themen 

in drei Workshops diskutierten jeweils etwa zehn Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer über die Frage, welche Prozesse und strukturen der Beteili-
gung nötig wären, um das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in die 
Politik zu stärken. in den intensiv geführten Diskussionen wurden Fragen 
und Anregungen formuliert.

Transparente, demo-
kratische Beteiligungs-
prozesse als ziel
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erzeugen und somit ein erster wichtiger schritt sein, um politische Auf-
gaben zu erkennen und zu bearbeiten. Offen bleibt jedoch die Frage, wie 
aus solchen Beteiligungssystemen wie dem BürgerForum wirkliche poli-
tische Veränderungen herbeigeführt werden können: Wie könnte so viel 
Druck auf die Politik ausgeübt werden, um den nächsten notwendigen 
schritt zu gehen, indem zum Beispiel ein anderer Beteiligungsprozess, 
etwa ein Referendum, auf diese Basis aufgesetzt wird? 

in der Diskussion wurde das starke Bedürfnis nach einem verbind-
licheren und kräftigeren Entscheidungsinstrument deutlich. Hier wurde 
vorgeschlagen, diskursive Beteiligungsverfahren mit direkt demokrati-

schen Elementen zu verbinden, um die Mängel beider 
Verfahren auszugleichen: so liegt eine schwachstelle 
der direkten Demokratie darin, dass mit ja-nein-Fra-
gen komplexe Prozesse kaum abgebildet werden können. 
Diskursbeteiligungsprozessen fehlt es wiederum an Ver-
bindlichkeit. Ein guter Weg könnte deshalb eine kombi-
nation der beiden Methoden sein, indem Diskursverfah-
ren an direkt demokratische Entscheidungen gekoppelt 

und direkt demokratische Entscheidungsprozesse von groß angelegten 
öffentlichen Diskussionen begleitet werden. 

Die Diskussion zeigte, dass die Beteiligung einer großen Anzahl von 
Bürgerinnen und Bürgern bisher noch mit einigen Problemen behaftet 
ist. Diese müssen unbedingt gelöst werden, damit solche Beteiligungspro-
zesse zu mehr Vertrauen in die Politik beitragen können. nach Ansicht 
der Diskutierenden sollte man sich deshalb mit diesem Thema in zukunft 
stärker beschäftigen. 

workshoP ii
wie kann Parlamentarische arbeit so gestaltet werDen, Dass 
sie auf mehr akzePtanz Der bÜrgerinnen unD bÜrger stösst 
unD nachVollziehbarer ist? 
Das grundsätzliche Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in die Demo-
kratie ist hoch, doch schwindet ihr Vertrauen in die etablierten Parteien 
und den Politikbetrieb. Diese Tendenz hat sich durch die Finanzkrise 
in der letzten zeit noch verstärkt. Dazu gehört die sinkende Beteiligung 
an Wahlen. sie zeigt ein nachlassendes interesse der Bürgerschaft an 
den herkömmlichen Beteiligungsmöglichkeiten in einer repräsentativen 
Demokratie und ist Ausdruck von skepsis, ob eine Beteiligung in den 
gegebenen politischen strukturen überhaupt sinnvoll ist.

im Workshop wurde zunächst darüber diskutiert, welche Aspekte 
zum Erfolg der Piratenpartei beigetragen haben. Die Piratenpartei konn-
te in den letzten zwei jahren neben den Wahlerfolgen auch sehr hohe 
Mitgliederzuwächse verzeichnen – gegen den allgemeinen Trend, dass 
die etablierten Parteien immer mehr Mitglieder verlieren. Eine wichtige 
Rolle scheint dabei zu spielen, dass die Partei die Forderung nach mehr 
Transparenz und nachvollziehbarkeit in der Politik in den Mittelpunkt 
ihrer Arbeit stellt 4 und innerparteilich das Beteiligungssystem der „Li-
quid Democracy“ einsetzt. Damit konnte die Piratenpartei offenbar viele 
Menschen dazu motivieren, sich in einer Partei zu engagieren. Das neue 

Verfahren ist mit der Hoffnung verbunden, dass die Bürgerinnen und 
Bürger hier eine andere Möglichkeit haben, sich politisch zu beteiligen. 

Das Beteiligungssystem der „Liquid Democracy“ brachte einige 
Fragen mit sich: Wie kann dieses Verfahren funktionieren, wenn sehr 
viele Leute daran teilnehmen? Hier haben erste Erfahrungen der Pi-
ratenpartei gezeigt, dass diese Form der Beteiligung nur mit Delegati-
onssystemen funktioniert, da nicht alle ständig über alles entscheiden 
können. Auch stellt sich die Frage, wie sich dort Bürgerinnen und Bürger 
einbringen können, die offline sind: Bleiben diese Teile der Bevölkerung 
von den Delegationsstrukturen der Partei ausgeschlossen? schließlich 
gehe es in einer Demokratie ja darum, potenziell allen Bürgerinnen und 
Bürgern die gleichen Chancen zur Mitwirkung zu geben. 

Aus sicht der Piratenpartei stellt ein fehlender Onlinezugang keine 
unüberwindliche Hürde dar. so gibt es zum Beispiel in der Geschäftsstelle 
der Partei einen Computer, wo jemand ohne internet online partizipieren 
kann, und bei Parteitreffen stehen Laptops zur Verfügung. Die Piraten-
partei sieht aber durchaus das Problem, dass jemand grundsätzlich in 
vielen Lebensbereichen strukturell benachteiligt ist, wenn er nicht online 
ist. Deshalb sei es notwendig, alle Menschen zu dieser kulturtechnik zu 
befähigen und die digitale Analphabetenquote genauso zu senken wie 
beim schreiben und Lesen. 

in der folgenden Diskussion wurden verschiedene Fragen an - 
gesprochen: 

· Was können die etablierten Parteien aus dem Erfolg der Piraten-
partei für sich ableiten? 

· Wovon profitiert die Partei, was bietet sie den Menschen an? 
· Wie ist der umgang der Parteimitglieder untereinander und mit 

Personen, die sich für eine Mitarbeit in der Partei interessieren? 
· können diese neuen Formen der kommunikation und Beteili-

gung zu einer Veränderung der Parteien und des politischen sys-
tems insgesamt führen? 
Die Antworten auf diese Fragen waren sehr unterschiedlich, teil-

weise auch kontrovers. kritisch wurde zum Beispiel die Forderung nach 
vollständiger Transparenz gesehen, die den Verzicht auf Vertraulichkeit 
bei allen staatlichen Vorgängen einschließt. 

Auch wurde darüber gesprochen, ob man mit modernen Techno-
logien, insbesondere dem internet, eine modernere Demokratie schaffen 
kann, die mehr Transparenz und Beteiligung ermöglicht und bisheri-
ge Vorstellungen von Geheimhaltung auf den Prüfstand stellt. konsens 
war, dass in einer öffentlichen Debatte geklärt werden muss, welches 
Verhältnis künftig zwischen öffentlichkeit und Privatheit, Vertraulichkeit 
und Geheimhaltung bestehen sollte: Wie viel Transparenz wollen und 
brauchen wir? Hier steht die Diskussion noch ganz am Anfang. Doch ein 
gesellschaftlicher selbstverständigungsprozess über diese Frage scheint 
dringend notwendig, vor allem angesichts der Veränderungen durch die 
neuen Medien.

Darüber hinaus wäre darüber zu diskutieren, wo die Probleme im 
parlamentarischen system liegen und wie diese beseitigt werden können, 
damit die Arbeit des Parlaments öffentlich besser wahrgenommen wird. 

Aus dem Erfolg der Piratenpartei wird deutlich, dass der Parlamen-
tarismus in seiner aktuellen Ausprägung von Teilen der Bevölkerung sehr 
kritisch wahrgenommen wird, insbesondere im Hinblick auf demokra-
tische Beteiligung. Viele Bürgerinnen und Bürger wünschen sich mehr 
Mitwirkungs- und Beteiligungsmöglichkeiten und mehr Transparenz in 
politischen Prozessen. Auf diese Bedürfnisse muss unbedingt eingegan-
gen werden, wenn das Vertrauen in die Politik gestärkt werden soll. 

Diskursive und  
direkt demokratische 
Beteiligung

4 Diese Forderung nach mehr Transparenz wird auf der Website der Berliner Piratenpartei so be-
schrieben: „Die Abkehr vom ‚Prinzip der Geheimhaltung’, der Verwaltungs- und Politikvorstellung eines 
überkommenen staatsbegriffs und die Betonung des ‚Prinzips der öffentlichkeit’, das einen mündigen 
Bürger in den Mittelpunkt staatlichen Handelns und Gestaltens stellt, schafft nach der festen überzeugung 
der Piratenpartei die unabdingbaren Voraussetzun gen für eine moderne Wissensgesellschaft in einer frei-
heitlichen und demokratischen Ord nung.“ Vgl. http://berlin.piratenpartei.de/transparenz/ (25.03.2012).
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workshoP iii
wie kann Die inDiViDuelle befähigung zur Politischen  
beteiligung unterstÜtzt unD Verstetigt werDen?
Ein wichtiges Fundament zur stärkung des Vertrauens in die Politik liegt 
darin, die Menschen in die Lage zu versetzen, sich politisch zu beteiligen. 

Dieses Thema wurde am Beispiel des Patenmodells der Bürgerstif-
tung neukölln diskutiert. Hier wird das ziel verfolgt, sozial benachteiligte 
kinder und jugendliche so zu unterstützen, dass sie über positive Erfah-
rungen Vertrauen in sich selbst und in Erwachsene gewinnen. Mentoren 
und Mentorinnen verbringen gemeinsam zeit mit einem kind oder ju-
gendlichen, die darüber persönliche Anerkennung finden, zuversicht ent-
wickeln und ihre eigenen Fähigkeiten entdecken sollen. Das Patenmodell 
wird in zusammenarbeit mit schulen durchgeführt und von einer pro-
fessionellen struktur koordiniert. Bisher konnten mit diesem Projekt er-
hebliche Erfolge in den schulen und positive Wirkungen bei den kindern 
und jugendlichen erzielt werden. Viele der teilnehmenden schülerinnen 
und schüler bringen sich engagierter und erfolgreicher in den unterricht 
ein. Die persönliche Beziehung mit den Patinnen und Paten führt offenbar 
dazu, dass kinder und jugendliche aus sozial benachteiligten Familien 
die notwendige Anerkennung und unterstützung bekommen, sodass sie 
mit mehr selbstvertrauen agieren können. Diese Entwicklung wirkt sich 
auch auf die situation in der klasse und das schulklima sehr positiv aus. 

Wenn die positiven Effekte so deutlich spürbar sind, stellt sich die 
Frage, warum die schulen nicht offensiver solche Modelle unterstützen. 
Denn es ist nach wie vor schwer, bei dieser Form bürgerschaftlichen 
Engagements schulen als kooperationspartner zu gewinnen. Als mög-
liche Gründe wurden in der Diskussion mangelnde Ressourcen, aber 
auch fehlende Bereitschaft zur zusammenarbeit genannt. Vielleicht fällt 
es schulen manchmal schwer, sich zivilgesellschaftlichem Engagement 
zu öffnen, weil ein gewisses Misstrauen besteht. in diesem zusammen-
hang wurde darauf hingewiesen, dass es zuallererst Aufgabe der schule 
wäre, kinder und jugendliche zu politischer Teilhabe zu befähigen bzw. 
in dieser Form stark zu machen. Von den schulen sollte dieser Teil ihres 
Bildungsauftrags expliziter eingefordert werden. Gleichwohl zeigt sich, 
dass sich viele schulen diesem Auftrag bereits stellen und in diesem kon-
text auch bürgerschaftliche Projekte und initiativen unterstützen. 

Eine kernfrage des Workshops lautete: Wo besteht die Verbindung 
von solchen Modellen, mit denen das soziale kapital der kinder und ju-
gendlichen gefördert wird, zur politischen Beteiligung und zum Vertrauen 
in die Politik? 

Das vorgestellte Patenmodell verfolgt das primäre ziel, das einzelne 
kind zu stärken und ihm selbstwirksamkeitserfahrungen zu ermögli-
chen. Doch wie gelingt dabei der Brückenschlag über die Beteiligung 

zum Vertrauen in die Politik? konsens unter den Disku-
tierenden war, dass diese Verbindung nicht automatisch 
gelingt: Wenn ein kind in seiner individuellen Entwick-
lung unterstützt wird, heißt das noch lange nicht, dass es 
sich später in politische Beteiligungsprozesse einbringen 
oder an Wahlen teilnehmen wird. 
Es bedürfe weiterer Bausteine, die dafür sorgen, dass 

sich die Erfolge solcher Modelle bürgerschaftlichen Engagements 
langfristig in politischen Prozessen niederschlagen und verstetigen: 
so sollte die institution schule vielfältige Beteiligungsmöglichkeiten 
für kinder und jugendliche bereithalten, ihnen also Raum zum En-
gagement geben und entsprechende strukturen schaffen, damit sie 
demokratische Verfahren erproben und erleben können. so können sie 

schon früh erfahren, dass es möglich ist, mit politischem Engagement 
etwas zu erreichen. 

Auf der nächsten Ebene ist die kommunale Politik gefordert: Den 
jugendlichen müssen in ihren sozialräumen adäquate Beteiligungsmög-
lichkeiten geboten werden, von denen sie sich angesprochen fühlen. 
Wichtig ist dabei, dass es sich um wirkliche Beteiligungsformen handelt 
und sich die Ergebnisse auch politisch auswirken. Pseudobeteiligungs-
verfahren ohne realen Einfluss würden Vertrauen eher weiter zerstören. 
Die jugendlichen müssen die Erfahrung machen, dass das, was sie ein-
bringen, auch ernst genommen wird. 

Deutlich wurde, dass sich Beteiligung nicht immer sofort und im 
ersten schritt auf die großen Politikfelder bezieht. Vielmehr verwirklicht 
sie sich häufig in kleinen schritten und in Vor-Ort-strukturen: in persön-
lichen Beziehungen, in der schule und kommunalpolitischen zusammen-
hängen. Hier können wichtige Grundlagen für weitere Entwicklungen 
gelegt werden, die das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in die 
Politik unterstützen können. 

PlenumsDiskussion
Vertrauen unD misstrauen als ausDruck Von 
bÜrgerbeteiligung? 
nach der Vorstellung der Workshopergebnisse wurde im Plenum dar-
über gesprochen, welchen stellenwert das (mangelnde) Vertrauen der 
Bürgerinnen und Bürger in der Politik eigentlich hat. 

Bei der Frage, wie wieder mehr Vertrauen in die Politik hergestellt 
werden kann, wurde die Gefahr gesehen, dass es der Politik allein darum 
gehen könnte, Vertrauen bei den Bürgerinnen und Bürger zu schaffen. 

Eine Demokratie basiere aber neben dem Vertrauen 
auch auf Misstrauen, weil die Arbeit der Politikerin-
nen und Politiker nicht wie in einem Glaubenssystem 
auf Gefolgschaft oder „blindem Vertrauen“ beruhen 
kann. in demokratischen systemen habe die Bürger-
schaft ein Recht auf skepsis und kritik. insofern sei 
es nicht grundsätzlich problematisch, wenn Parteien 
einen Vertrauensverlust erleiden. 

Dazu wurde angemerkt, dass zwischen pauschalem Vertrauensverlust 
und einer gesunden skepsis gegenüber der Politik unterschieden wer-
den muss. Ein allgemeiner Vertrauensverlust führe tendenziell dazu, 
dass sich eine große zahl von Bürgerinnen und Bürgern aus demo-
kratischen Prozessen und aus der Mitgestaltung des Gemeinwesens 
insgesamt ausklinkt. skepsis sei hingegen durchaus ein Ausdruck von 
kritischer, aber aktiver Teilhabe der Bürgerschaft. Entscheidend sei 
deshalb, inklusive Prozesse zu organisieren, die die Teilhabe aller Bür-
gerinnen und Bürger am Gemeinwesen ermöglichen. Wenn sich zu 
viele aus der politischen Beteiligung zurückziehen, könne das die De-
mokratie und die Legitimation ihrer Entscheidungen stark gefährden. 

schließlich wurde noch einmal die notwendigkeit des Vertrauens in 
einer Demokratie betont: in ausdifferenzierten Gesellschaften, in denen 
Vertrauen zur komplexitätsreduktion unverzichtbar ist, basieren demo-
kratische Entscheidungen im kern auf Vertrauen. nur dann könnten 
Entscheidungen getroffen werden, ohne vorher alle informationen zu 
einem sachverhalt zu kennen – was in der politischen Praxis fast immer 
so sei. in diesem sinne befördere Vertrauen gemeinsame Entscheidungen 
in einer Demokratie, während Misstrauen das fast unmöglich mache.

selbstwirksamkeitser-
fahrungen ermöglichen

Eine Demokratie  
basiert auf Vertrauen 
und Misstrauen.
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VerbinDlichkeit 
schafft  
Vertrauen oDer: 
Das  kleine  
einmaleins Der  
bÜrger-
beteiligung.  
ein kommentar
sERGE EMBACHER
Politikwissenschaftler und Publizist

bÜrgerschaftliches selbstbewusstsein

WiR BRAuCHEn FAiRE unD 
VERBinDLiCHE VERFAHREn 
DER BüRGERBETEiLiGunG.

im Grunde ist demokratische Politik ganz einfach: Es geht dabei – ähn-
lich und doch ganz anders als im Privatleben – um Vertrauen. Ohne das 
Vertrauen von Menschen in die freiheitlich-demokratische Ordnung kann 
diese Ordnung nicht bestehen. sowohl die Verfassung als auch die demo-
kratischen institutionen von Bundestag und Bundesrat über die Gerichte 
bis hin zu Länderparlamenten und kommunalverwaltungen wären ohne 
ein Grundvertrauen in die Legalität und Legitimität ihres Handelns und 
ihrer Entscheidungen nur leere Hülsen – simulation von demokratischer 
Politik wie in autoritären Regimen, die ja fast alle auch Parlamente haben, 
um sich den Anschein von Volkslegitimation zu geben.

Doch um die Erosion von Vertrauen gegenüber der Politik zu beob-
achten, muss man nicht nach Russland oder China blicken. Auch 
demokratische Politik leidet an hartnäckigen Vertrauens- und damit 
Legitimationsproblemen, was man an stetig sinkender Wahlbeteili-
gung und dem sehr schlechten Ansehen von Berufspolitikerinnen und 
Berufspolitikern ohne Mühe erkennen kann. nun macht sich in den 
letzten jahren langsam die Erkenntnis breit, dass eine ursache für die 
Legitimationskrise der Politik in der nichtbeachtung eines massiv ge-
stiegenen bürgerschaftlichen selbstbewusstseins liegen könnte. Vielen 
engagierten Menschen genügt es heute nicht mehr, alle vier oder fünf 
jahre zur Wahl zu gehen. sie wollen bei Fragen, die sie interessieren 
oder von denen sie betroffen sind, mitbestimmen oder wenigstens ih-
ren Teil zur Meinungsbildung und Entscheidungsfindung beitragen.

Das sprichwörtlich gewordene „Durchregieren“ ist heute nahezu 
aussichtslos geworden. Hierarchische Vorstellungen von Politik kolli-
dieren mehr und mehr mit einem gesteigerten selbstbewusstsein von 
Engagierten. und mag das auch für machtbewusste Politikerinnen und 
Politiker und profitfixierte investoren eine schwierige nachricht sein, 

für die Demokratie ist es eine gute. Aus dieser situati-
on lässt sich vernünftigerweise nur der schluss ziehen, 
nicht länger zu zögern und über „proaktive“ strategi-
en zum Ausbau der Bürgerbeteiligung nachzudenken. 
selbstverständliche und klar geregelte Beteiligung 
bringt nämlich vor allem für die Politik selbst Vortei-
le. sie kann von der „Weisheit der Vielen“ profitieren, 
sie kann sich ein genaueres Bild davon machen, was 

Betroffene wollen, und sie kann sicher sein, dass mit umfassender 
Bürgerbeteiligung eine erhebliche Akzeptanzsteigerung verbunden ist.

Eine politische kultur der Bürgerbeteiligung steht allerdings noch 
ganz am Anfang. sie erfordert von allen seiten zugeständnisse: staat-
liche Politik wird Macht- und kontrollverzicht erlernen müssen; Enga-
gierte werden lernen müssen, mit Abstimmungsergebnissen zu leben; 
und alle gemeinsam werden lernen müssen, dass die Demokratie auf 
Dauer beschädigt wird, wenn man den freien öffentlichen Diskurs nicht 
als normalfall des demokratischen streits akzeptiert und installiert, 
das heißt verfahrensmäßig durch Bürgerbeteiligungsgesetze oder an-
dere Regularien absichert.

Ein ganz wesentliches Element von Bürgerbeteiligung ist Ver-
bindlichkeit. in den letzten jahren ist es immer wieder vorgekommen, 
dass man zwar Beteiligung zugelassen hat, sich anschließend aber 
nicht daran gebunden fühlte. so geschehen in Frankfurt am Main, wo 
man sich in einem umfassenden und vorbildlich moderierten Beteili-
gungsverfahren auf den Ausbau des Flughafens unter der Bedingung 
eines strikten nachtflugverbots geeinigt hatte. nach Fertigstellung der 
neuen start- und Landebahn hieß es dann von seiten der Flughafen-
betreiber, ein nachtflugverbot schädige den „standort Flughafen“ und 
könne daher leider nicht realisiert werden. Die vom Fluglärm Betrof-
fenen hatten der Planung aber genau unter der zentralen Bedingung 
eines nachtflugverbots zugestimmt. Wer so etwas einmal erlebt hat, 
wird den Planungen und zusagen der öffentlichen Hand und privater 
investoren niemals wieder Vertrauen schenken können.

solche Verhaltensmuster zeigen einen staat, der sich regelrecht 
vor seinen Bürgerinnen und Bürgern fürchtet. sie wiederholen sich in 
Varianten immer wieder, sei es beim streit um An- und Abflugrouten 
am neuen Hauptstadtflughafen Berlin Brandenburg international oder 
bei der Auseinandersetzung um den neuen stuttgarter Hauptbahnhof 

Massiv gestiegenes 
bürgerschaftliches 
selbstbewusstsein
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(„stuttgart 21“). statt die engagierte Bürgergesellschaft in Planungspro-
zesse einzubeziehen, sucht man stets nach Mitteln und Wegen, ohne 
Beteiligung auszukommen. Warum eigentlich? Gut, diese Frage ist naiv, 
denn sie lässt sich ganz einfach beantworten: jeder Planer von jedem 
Großprojekt weiß ganz genau, dass er mit Akzeptanzproblemen und 
Protesten rechnen muss. Daher scheint es zunächst „vernünftig“, mög-
lichst lange und möglichst ohne umfassende Beteiligung auszukommen 
– zumindest solange, bis eine Diskussion über die grundlegende sinn-
haftigkeit von Projekt A oder B nicht mehr möglich ist, weil die Vorbe-
reitungen so weit fortgeschritten sind, dass ein Projektstopp erhebliche 
fi nanzielle und rechtliche Probleme erzeugen würde.

Da solches in den letzten jahrzehnten immer wieder vorge-
kommen ist, steht die verfasste Politik in Parlament, Regierung und 
Verwaltung heute unter großem Rechtfertigungsdruck, der sich oft 

dadurch entlädt, dass auch kooperative Akteure – die 
es in Politik und Verwaltung selbstverständlich auch 
gibt – die Erfahrung machen, wie schwer es ist, mit 
engagierten und/oder betroffenen Bürgerinnen und 
Bürgern tatsächlich in eine konstruktive Auseinander-
setzung zu kommen. Entscheidend für die zukunft der 
Bürgergesellschaft und damit auch für die Frage des 
Vertrauens in staatliche Politik wird sein, ob es in den 

nächsten jahren gelingt, zu klaren und eben verbindlichen Verfahren 
der Bürgerbeteiligung zu gelangen. Die Energiewende wird die große 
Bewährungsprobe dafür sein, denn bei der Planung von neuen strom-
trassen und der Entwicklung eines dezentralen systems regenerativer 
Energieerzeugung wird auf Dauer nichts ohne kooperative und faire 
Beteiligungsverfahren gehen.

klare und verbindliche 
Bürgerbeteiligungs-
verfahren
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bÜrgerbeteiligung

in DER kOMMunALPOLiTik 
könnEn BüRGER/innEn 
VERTRAuEn in DiE POLiTik 
zuRüCkGEWinnEn.

Ein wichtiger Befund unserer Diskussionen in der Denkwerkstatt „Politik 
und Vertrauen“ ist, dass Bürgerinnen und Bürger stärker an politischen 
Entwicklungen und Entscheidungen in ihrem unmittelbaren Lebensum-
feld beteiligt werden wollen und dies – wie viele der diskutierten Beispie-
le zeigen – auch einfordern. so ist kommunalpolitik sicher ein wichtiges 
Feld für die Rückgewinnung von Vertrauen in die Politik. 

Erfahrungen in den Bezirken Berlins bestätigen diesen Befund, 
ob bei der umgestaltung einer städtischen Grünanlage, der Ansiedlung 
eines unternehmens, dem neubau von Wohnungen oder der schlie-
ßung einer schule. Für immer mehr Anliegen finden sich Bürgerin-
nen und Bürger, um ihre interessen zu artikulieren. Die überwiegen-
de zahl dieser initiativen betreffen Entscheidungen der Bezirksämter 
und Bezirksverordnetenversammlungen (BVV). Häufig ist das Enga-
gement und die Energie zur Veränderung dann am höchsten, wenn 
sich handfeste konflikte abzeichnen und die Bürgerinnen und Bürger 
nicht erwarten, dass die repräsentative Politik für einen Ausgleich der 
interessen sorgt. Dabei ist Misstrauen häufig ein starker Beweggrund, 
was gleichzeitig einen lösungsorientierten Entscheidungsprozess er-
schwert. Oft formiert sich der Protest erst dann, wenn die Entscheidun-
gen bereits gefallen sind und Auswirkungen deutlich werden.

Auf der anderen seite haben sich, nicht zuletzt durch gesetzliche Vor-
gaben des Berliner Abgeordnetenhauses, die unterschiedlichsten For-
men von Dialog- und Beteiligungsverfahren in den Bezirken etabliert. 
so wurden 2009 die Möglichkeiten der direkten Demokratie z. B. durch 
Bürgerentscheide erleichtert und seit 2011 wird durch ein „Handbuch 
zur Partizipation“5 der senatsverwaltung für stadtentwicklung und 
umwelt und durch Qualifikationen in den verschiedenen Verwaltun-
gen eine stärkere Offenheit für partizipative Verfahren angeregt. Da-
mit wird versucht, die konflikte bei politischen Entscheidungen schon 
frühzeitig mit der Bürgerschaft zu diskutieren und den notwendigen 
interessenausgleich herbeizuführen: in den letzten jahren wurden in 
vielen Bezirken die Bürgerinnen und Bürger mit den unterschiedlichs-
ten instrumenten in politische Entscheidungsprozesse einbezogen. Das 
spektrum reichte von stadtteilforen, „aktivierenden“ Befragungen, 
Runden Tischen, bis zu Verfahren der Haushaltsaufstellung (Bürger-
haushalt) und bezirklichen Bürgerbegehren. Viele Bürgerinnen und 
Bürger haben bei diesen Beteiligungsprozessen auch ihre Vorstellun-
gen wirkungsvoll eingebracht. 

so entstand im kommunalpolitischen kontext ein großer prak-
tischer Erfahrungsraum für Partizipation und ihre umsetzung. Die 
Vorteile gelingender Partizipation liegen auf der Hand: Die Akzeptanz 

von politischen Entscheidungen kann erhöht werden. 
Durch den Dialog zwischen Bürgerschaft, Politik und 
Verwaltung kann eine Qualitätsverbesserung und ef-
fektive nutzung von sozialen Ressourcen erwartet wer-
den. nicht zuletzt ist mit solchen Beteiligungsverfahren 
die Förderung von bürgerschaftlichem Engagement im 
Wohnumfeld verbunden.

Eine offene Frage ist, wie die repräsentative Demokratie in Form der 
Bezirksverordneten und die zunehmenden Prozesse der Partizipation 
auf kommunaler Ebene zueinander stehen. Hier scheint es einige Fall-
stricke zu geben, die leicht zu kommunikationsproblemen führen kön-
nen und Vertrauen eher beeinträchtigen. Deshalb will ich hier einige 
Gedanken aufzeigen, die das Verhältnis von kommunalpolitik und Bür-
gerbeteiligung betreffen. Die Frage von Vertrauen im kontext von Par-
tizipation möchte ich dabei in Bezug auf drei kategorien diskutieren: 

1. die beteiligten Akteure, 
2. die institutionen der repräsentativen Demokratie und 
3. die Methoden der Beteiligung. 

zunächst geht es um die Akteure: in der kommunalpolitik sind über-
wiegend ehrenamtlich Engagierte aktiv. Abgesehen von den Mitglie-
dern des Bezirksamtes sind die Mitglieder der Bezirksverordnetenver-
sammlungen vor allem Bürgerinnen und Bürger, die motiviert Politik 
vor Ort gestalten wollen und hierfür durch Wahlen ein Mandat erhalten 
haben. sie verfügen nicht über die gleichen Ressourcen wie Abgeord-
nete im Abgeordnetenhaus oder Bundestag, haben mehrmals wöchent-
lich Termine und generieren häufig ein umfangreiches kommunales 
Fachwissen. in der Bevölkerung ist dieser unterschied häufig nicht be-
kannt. Die ehrenamtlichen Mandatsträger in der BVV und mehr noch 
die sachkundigen Bürgerinnen und Bürger (Bürgerdeputierte) sind 
zwar einerseits bürgerschaftlich Engagierte, doch müssen sie häufig 

Vorteile gelingender 
Partizipation

5 Vgl. senatsverwaltung für stadtentwicklung und umwelt Berlin (Hg.): Handbuch zur Partizipati-
on. 2. Aufl., Berlin 2012, http://www.stadtentwicklung.berlin.de/soziale_stadt/partizipation/download/
Handbuch_Partizipation.pdf.
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genauso mit dem Misstrauen kämpfen wie ihre hauptamtlich tätigen 
kolleginnen und kollegen, die Politik als Beruf ausüben. 

1. Die kommunalen Akteure haben unterschiedliche Ressourcen, 
zugänge und interessen zu politischen sachverhalten vor Ort. schon 
die startbedingungen in Form von informationen, beispielsweise bei 
stadtentwicklungsprojekten, sind zwischen Verwaltung, investoren und 
Bürgerschaft ungleich verteilt. zudem können die Bürgerinnen und Bür-
ger angesichts ihrer Vielfalt auch nicht als einheitliche interessengruppe 
gesehen werden, denn ihre zugänge, Ressourcen und interessen werden 
durch Faktoren wie Alter, Geschlecht, soziale Herkunft etc. bestimmt. 
zusätzlich gibt es das Phänomen der „üblichen Verdächtigen“, die sich 
auf kommunaler Ebene engagieren: nämlich Bürgerinnen und Bürger 

meist aus mittelständischen Milieus, die gut mit Res-
sourcen ausgestattet sind, genügend zeit haben, sich in-
formationen zu beschaffen und in spezifische Themen 
einzuarbeiten, und die darüber hinaus besonders aktiv 
im internet oder redegewandt sind. Hier geht es auch 
um die Frage, wer die Definitionsmacht über Problem-
stellungen und Lösungen hat. Diese ressourcenstarken 

Gruppen können Entscheidungsprozesse eher beeinflussen als Grup-
pen, die nicht über solche Ressourcen verfügen, aber dennoch stark 
von den politischen Entscheidungen betroffen sind. An diesem Punkt 
werden die Grenzen dialogbasierter Beteiligungsformen wie internetfo-
ren oder stadtteilversammlungen deutlich. Auch Formen der direkten 
Demokratie schließen nicht alle Beteiligten und Betroffenen ein. Ein star-
kes Beispiel für dieses Phänomen ist das Ergebnis des Volksentscheides 
in Hamburg zur schulreform im jahr 2010. Hier waren jene, die am 
stärksten von der Reform profitiert hätten, am wenigsten am politischen 
Entscheidungsprozess beteiligt.

2. Auf der institutionellen Ebene möchte ich auf die Potenziale 
der Bezirkverordnetenversammlung als Institution der repräsentativen 
Demokratie aufmerksam machen. Es wäre dringend notwendig, dass 
sich die Arbeitsweise der BVV, aber auch ihre Wahrnehmung in der 
öffentlichkeit verändert. Die BVV könnte aus dieser sichtweise als eine 
Form der Bürgerbeteiligung betrachtet werden, zumal durch verschie-
dene neue Verfahren die Bürgerinnen und Bürger direkte Einflussmög-
lichkeiten in dieser institution bekommen haben. Beispiele sind das 
Rederecht in den Ausschüssen, die Fragestunde im Plenum oder auch 
das Antragsrecht von Gremien, wie dem kinder- und jugendparlament, 
das direkt an die BVV gerichtet ist. Als Arena der politischen Diskussion 
und Einflussnahme wird der BVV bisher leider zu wenig Aufmerksam-
keit geschenkt. Dies ist sicher der struktur eines stadtstaates wie Berlin 
geschuldet, wo das Abgeordnetenhaus die größte Aufmerksamkeit auf 
sich zieht. Dabei ist zu fragen, was die BVV als institution tun kann, um 
im doppelten sinne stärker wahrgenommen zu werden: zum einen in 
ihrer Bedeutung für politische Entscheidungen, die Verwaltungshandeln 
anregen und kontrollieren, zum anderen als Adresse für politische An-
liegen der Bürgerinnen und Bürger. Hierzu gehören auch die Fragen der 
Transparenz und der Vermittlung von politischen Entscheidungen sowie 
das niedrigschwellige Angebot, an politischen Prozessen teilzuhaben.

3. im Hinblick auf die Methoden der Beteiligung ist der Aus-
gangspunkt für politische Partizipation in der kommunalpolitik – und 
damit für politische Entscheidungen – der sozialraum als das direkte 
Lebensumfeld der Bürgerinnen und Bürger. Wenn man davon ausgeht, 
dass Bürgerinnen und Bürger zunehmend in ihrem direkten Lebens-
umfeld beteiligt werden wollen, dann gelingt Partizipation vor allem 

sozialräumlich mit strategien, die von den Bedürfnissen und Ressour-
cen der Betroffenen ausgehen, beispielsweise den Bewohnerinnen und 
Bewohnern eines stadtteils. Erfahrungen mit sozialräumlicher Orien-
tierung gibt es mittlerweile viele, darunter Quartiersmanagement, so-
zialraumorientierung in der jugendhilfe, lokale Bildungsnetzwerke und 
stadtteilbezogene Gesundheitsförderung. Allerdings ist die „klassische“ 
kommunalpolitik noch stark von einer fachspezifischen sichtweise ge-
prägt, die erst langsam durch eine raumbezogene, fachübergreifende 
und vernetzte Denkweise abgelöst wird. 

Partizipation im direkten Lebensumfeld ist jedoch besonders anfällig 
für die Produktion von Misstrauen und Demotivation, weil die Bürge-
rinnen und Bürger den kommunalen Mandatsträgern oft persönlich be-

gegnen und direkt miteinander kommunizieren können. 
Diese kommunikation ist häufig von hohen Erwartungen 
geprägt, was Wertschätzung und Verständnis für die je-
weilige situation betrifft. Bürgerinnen und Bürger werden 
enttäuscht, weil Anliegen, die ihr direktes Lebensumfeld 
betreffen, nicht zügig umgesetzt werden können oder 
auf einer anderen politischen Ebene entschieden werden 
müssen. Ehrenamtliche kommunale Mandatsträger wer-

den in konflikten in ihrer Rolle als Vertreter der repräsentativen Demo-
kratie angegriffen, was diese mitunter sehr persönlich nehmen etc. 

Viele Erfahrungen zeigen, dass es mannigfaltige Möglichkeiten 
gibt, ein maximales Misstrauen zu erzeugen, das engagierte Bürgerin-
nen und Bürger auf lange zeit demotiviert. Dazu gehören intransparente 
ziele, unklare und bürokratische spielregeln, Pseudo-Beteiligung, Ge-
heimnisse statt notwendiger Transparenz, mangelhafte kommunikation 
von Ergebnissen und Entscheidungen etc. Gerade partizipative Verfah-
ren wie zukunftswerkstätten, Open space oder Worldcafé mobilisieren 
in der Bürgerschaft häufig viel Energie, ideen und Hoffnungen vor dem 
umsetzungsprozess. Der Einsatz solcher Methoden muss deshalb immer 
von den Bürgerinnen und Bürgern her gedacht werden und der umgang 
mit den Ergebnissen von Beteiligungsverfahren muss von Anfang an 
transparent sein. Auch die Grenzen politischer Entscheidungen müssen 
vor Beginn des Beteiligungsprozesses deutlich sein.

Am Ende spielt im Dialog zwischen Bürgerinnen und Bürgern, 
Politik und Verwaltung beiderseitiges Vertrauen eine wichtige Rolle: 
Partizipation und Transparenz sind wesentliche Voraussetzungen für 
die Rückgewinnung von Vertrauen in der Politik. Dabei werden sich 
die Techniken der politischen Entscheidungsprozesse und das Profil 
der Mandatsträger ständig verändern, da der Lernprozess in diesem 
Bereich erst begonnen hat.

Angesichts dessen sind die Anforderungen an ehrenamtliche 
kommunalpolitikerinnen und kommunalpolitiker hoch, denn sie benö-
tigen Empathie und Einsicht in die Diversität der Beteiligten und deren 
unterschiedlichen interessen und Ressourcen, sie müssen politische 
Prozesse verständlich erklären können und gleichzeitig klar Position 
beziehen und durchsetzungsstark sein. 

sicher ist, dass künftig bei jeder konfliktbehafteten politischen 
Entscheidung darüber nachgedacht werden muss, welche Form der 
Partizipation sinnvollerweise eingesetzt werden sollte. Eine zentrale 
Frage wird sein, welche Entscheidungen durch direkt demokratische 
Verfahren und welche durch Verfahren der repräsentativen Demokra-
tie getroffen werden sollten. Von der jeweiligen Antwort wird abhän-
gen, ob das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in die Politik wieder 
gestärkt werden kann. 

Politische Beteiligung  
ist ungleich verteilt. 

Was nährt das 
Miss trauen der 
Bürgerschaft?
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Warum widmen wir uns im zweiten zyklus der Denkwerkstatt dem 
Thema Europa?

Aus der überzeugung, dass Vertrauen eine der unverzichtba-
ren Größen für ein erfolgreiches Funktionieren in Gesellschaften ist, 
haben wir in einem ersten zyklus Erfahrungen und methodische He-
rangehensweisen aus Wirtschaft, Medien und sozialen netzwerken 
untersucht und Fragen der Vertrauensbildung in diesen Referenzfel-
dern erörtert.

Leitender Gedanke dabei war, für politisches Handeln im engeren 
sinne aus diesen Feldern Anregungen zu finden, die übertragbar sind 
und für die Politik adaptiert werden können. Dabei haben sich Trans-
parenz und Partizipation als wesentliche Elemente herausgestellt.

Das Thema „Politik und Vertrauen“ war von Anfang an nicht 
auf kurzfristige Aktualität angelegt, sondern sollte aus der grundsätz-
lichen Perspektive demokratischer zusammenhänge betrachtet wer-
den. Dennoch wurde die Relevanz des Themas durch aktuelle Ereig-
nisse wie den konflikt um stuttgart 21 unterstrichen.

in der zweiten Hälfte des jahres 2011 drängte sich angesichts der 
krise des Euros, die sich schnell ausweitete in eine vermeintliche krise 
der europäischen idee, der Europäischen union und der europäischen 
institutionen, das Thema „Vertrauen/Misstrauen in Europa“ auf.

Angesichts der Vorteile des gemeinsamen Marktes in zeiten der 
Globalisierung, einer weit verbreiteten gemeinsamen Währung und der – 
allerdings nur langsam – voranschreitenden Angleichung der Lebensver-
hältnisse schien es uns als überzeugten Europäerinnen und Europäern 
nicht denkbar, diese Fortschritte als konsequenz der krise aufzugeben. 

Von daher näherten wir uns dem Thema „Vertrauen und  Europa“/
„Vertrauen in Europa“ mit einer suche nach Erfolgsgeschichten in der 
Geschichte der europäischen idee. Das deutsch-französische Verhält-
nis kann dafür sicher immer als herausragendes Beispiel gelten. Der 
Aufbau von Vertrauen aus einer situation von gegenseitigem Hass und 
kriegerischen Auseinandersetzungen in einem nie gekannten Maße 
muss als ein Paradebeispiel für Vertrauensbildung gelten.

Es stellte sich die Frage nach der übertragbarkeit dieses Modells 
auf das Verhältnis Polen und Deutschland. ist das Modell des „Weimarer 
Dreiecks“ – eines ausschließlichen Top-down-Modells – die Antwort?

Blickt man zurück auf den Prozess der Vertrauensbildung zwi-
schen Frankreich und Deutschland, fällt ins Auge, dass die ursprüngli-
chen Antriebsmotive, dabei vor allem die Friedenssicherung nach den 
Erfahrungen des zweiten Weltkriegs, heute nicht mehr hinreichend 
sind, um eine europäische identität zu stiften. Aufgabe ist es deshalb, 
die europäische idee neu zu erzählen und zu begründen.

Dieser aktuellen schwäche, Begründungs- und Herleitungszu-
sammenhänge zu kommunizieren, steht eine kräftige kritik an der 
Europäischen union gegenüber. Diese kritik richtet sich vor allem 
gegen Bürgerferne, ein übermaß an Bürokratie, intransparenz und 
mangelnde Beteiligungs- und Einwirkungsmöglichkeiten – just die 
Elemente, die wir als Treiber von Vertrauensverlusten aus anderen 
Feldern kennen.

Was also muss geleistet werden, um der europäischen idee wie-
der Leben zu geben? Wie kann eine „europäische Pyramide“, wenn 
wir bei diesem schon in den vorherigen Reports gebrauchten Bild 
bleiben, als symbol des Vertrauens in Europa aussehen? 

Muss es erst zu einer äußeren Bedrohung kommen? Welche Rolle 
spielen vielfältige Ängste? Welche Rolle haben einzelne Persönlich-
keiten in der europäischen Geschichte gespielt und welche Personen 
könnten diese Rolle heute ausfüllen? Wie kann aus dem Top-down ein 
Bottom-up-Prozess werden?

und wie kann eine europäische identität wachsen? Eine europäi-
sche identität, die der spanische kulturphilosoph josé Ortega y Gasset 
1929 so überzeugend formuliert hat:

„Wenn wir uns ... vorstellen, wir sollten lediglich mit dem leben, 
was wir als ‚nationale’ sind, wenn wir etwa den durchschnittlichen 
Deutschen aller sitten, Gedanken und Gefühle zu entkleiden probie-
ren, die er von anderen Ländern des Erdteils übernommen hat, wer-
den wir bestürzt sein, wie unmöglich eine solche Existenz schon ist; 
vier Fünftel unserer inneren Habe sind europäisches Gemeingut.“6

Vielfältige Fragen, die einen zyklus zu Europa und Vertrauen 
sicher begründen!

6 zitat von josé Ortega y Gasset in der Einleitung zur Europaausstellung des Berliner Museums für  
europäische kulturen.
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in meinem Vortrag möchte ich die Frage, wie es in der Europäischen 
union momentan um Vertrauen bestellt ist, in drei Dimensionen 
betrachten:

· Erstens: dem Verhältnis zwischen Politik und Bürgerinnen und 
 Bürgern in der Eu;

· zweitens: dem Verhältnis zwischen den Regierungen; 
· drittens: dem Verhältnis zwischen staat und Finanzmarkt. 

Der letzte Punkt ist besonders interessant, da wir uns gegenwärtig 
in einer Verschuldungskrise befinden, die weitestgehend von Finanz-
marktakteuren getrieben wird. 

Bei jedem Themenkomplex werde ich zwei Fragen stellen. Wes-
sen Vertrauen in wen ist eigentlich erschüttert? und was kann getan 
werden, um es wiederherzustellen? 

Vertrauen in  
Der euro- 
 Pä ischen union 
DAniELA sCHWARzER
Leiterin der Forschungsgruppe Eu-integration bei der  
stiftung Wissenschaft und Politik in Berlin

Politische hanDlungsfähigkeit

in DiE EuROPÄisCHE POLiTik 
Muss TRAnsPAREnz, 
VERLÄssLiCHkEiT  
unD BERECHEnBARkEiT 
zuRüCkkEHREn. 

Verhältnis zwischen  
eu-bÜrger / innen unD Politik
Die Bürgerinnen und Bürger in der Europäischen union stehen unter 
dem Eindruck einer länger währenden krise, die – in ihren verschie-
denen Ausprägungsformen – bereits seit 2007 andauert. Letztendlich 
müssen wir also schon fast fünf jahre mit den Folgen einer krise um-
gehen. Für die Bevölkerung wurde die krise Ende 2008/2009 relevant. 
Damals wurde die realwirtschaftliche krise – zumindest in einigen Eu-
Mitgliedstaaten – richtig spürbar, indem das Wachstum einbrach, die 
Arbeitslosigkeit zunahm und die materielle unsicherheit wuchs. in der 
Geschichte der europäischen integration über die letzten fünfzig jahre 
ist feststellbar, dass es eine korrelation gibt zwischen der selbst wahr-
genommenen materiellen sicherheit einerseits und der zustimmung 
zur Europäischen union andererseits. Dies ist ganz klar korreliert, 
wenn auch in den Mitgliedstaaten unterschiedlich. Das Besondere an 
der gegenwärtigen krise ist, dass 2009 die gesamte Europäische union 
in eine Wirtschaftskrise schlitterte und alles darauf hindeutete, dass 
sich unter diesem Druck die zustimmung der Eu-Bürgerinnen und 
-Bürger zur Europäischen union und auch ihr Vertrauen in die Eu 
verändern würden.

Das ist auch geschehen. Aber – und das ist die gute nachricht: 
Wir haben es in keiner Weise mit einer pauschalen Abkehr von Europa 
zu tun. Es zeigt sich aber insgesamt ein nachlassendes Vertrauen der 
Bürgerinnen und Bürger in politische institutionen. Auch die umfrage-
ergebnisse für Deutschland machen deutlich, dass das Vertrauen der 
Bevölkerung in einzelne Politikerinnen und Politiker und in politische 
institutionen sinkt. Genauso sinkt auch das Vertrauen in die europäi-
schen institutionen. 

Darüber hinaus schätzt die Bevölkerung den nutzen der Mit-
gliedschaft des eigenen Landes in der Europäischen union zunehmend 
kritisch ein. Das zeigen die umfragedaten in sogenannten Geberlän-
dern, zum Beispiel in Deutschland. Wenn die Bürgerinnen und Bürger 
wissen, dass ihr Land materielle Risiken für ein anderes Land in der 
Europäischen union mitträgt, ist es aber auch nicht verwunderlich, 
dass viele denken, es würde dann für sie selbst weniger übrigbleiben. 

zudem haben sich die Erwartungen der Bevölkerung an die Euro-
päische union in der Wirtschafts- und Finanzkrise verändert. so haben 
die Erwartungen im wirtschafts- und sozialpolitischen Bereich relativ 
zugenommen. Wenn man die Bürgerinnen und Bürger heute fragt, was 
die Europäische union leisten soll, wird eine klare Tendenz deutlich: 
Die Europäische union soll etwas dafür tun, dass der sozialstaat in der 
Form, wie man ihn kennt oder wie man ihn gerne weiterentwickeln 
würde, erhalten bleibt, und dass etwas für Wachstum und Beschäfti-
gung getan wird. 

Diese Ergebnisse sind mit großer sensibilität zu betrachten, denn 
sie bedeuten, dass das Enttäuschungspotenzial ungeheuer groß ist. 
Wenn diese Erwartungen der Bürgerinnen und Bürger nicht erfüllt 

werden, wird ihr Vertrauen in die Europäische union 
weiter erodieren. und diese Gefahr besteht durchaus, 
da die Europäische union in vielen dieser Bereiche 
nicht die kompetenz besitzt, um diese Erwartungen 
zu erfüllen. Gleichzeitig besteht ein globales umfeld, in 
dem viele dieser Dinge auch nicht auf nationaler Ebene 
geliefert werden können – angesichts von überschuldeten 

staaten plus großem Druck auf den globalen Märken und Problemen 
der Wettbewerbsfähigkeit in einigen Ländern. 

Das Vertrauen könnte 
weiter erodieren.
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Darüber hinaus zeigen Analysen, dass die Bevölkerung kritisch sieht, 
wie mit der Verschuldungskrise seit Ende 2009/Anfang 2010 umge-
gangen wird. Die Bürgerinnen und Bürger ziehen daraus offenbar den 
schluss, dass die Politik in diesem Fall nicht problemlösungsfähig ist. 
Wenn man die zeitung aufschlägt, wird deutlich, dass seit 2010 eine 
Verschuldungskrise besteht und keiner eine Lösung hat. Alles wird 
immer teurer und am Ende werden vielleicht sogar Entscheidungen 
getroffen, die ursprünglich ausgeschlossen worden waren. 

All das ist nicht vertrauensfördernd. Wenn man die kriterien der 
Verlässlichkeit und Berechenbarkeit für Vertrauen schaffende Politik 
anlegt, dann passiert im Moment das genaue Gegenteil. Wenn man 
wie Gesine schwan die kriterien Gerechtigkeit, Wahrhaftigkeit und 
kompetenz7 auf die Lage der Europäischen union anwendet, ziehen 
viele Bürgerinnen und Bürger ebenfalls eine schlechte Bilanz. Das zeigt 
sich in überlegungen wie: „ist es gerecht, dass wir für Griechenland 
zahlen? nein! Wart ihr wahrhaftig? nein, ihr habt uns das Gegenteil 
gesagt! seid ihr kompetent? sowieso nicht.“ 

Ein Element, das in der Verschuldungskrise, insbesondere im ers-
ten Halbjahr 2010, neu hinzukam, war eine zwischengesellschaftliche 
Polarisierung. Die Art, wie in zeitungen wie der „Bild“ pauschal gegen 
„Griechen“ polemisiert wurde und wie man in griechischen Medien, 
jüngst auch in italienischen und britischen Medien über Deutschland 
schrieb, hatte es bisher nicht gegeben. Diese Polarisierung verstärkt 
empirisch haltbare negativmeldungen und unterlegt sie mit einer Rhe-
torik, die Vertrauen zerstört. 

Was ist in dieser Gemengelage zu tun? Das Dringendste, was die 
Europäische union und die Bundesregierung brauchen, ist eine ganz 
klare Demonstration von politischer Handlungsfähigkeit in dieser kri-
se. Es gab Momente, wo durchaus Handlungsfähigkeit gezeigt wurde. 
Doch diese war nicht mit dem nötigen politischen Diskurs verbunden, 
um die Bürgerinnen und Bürger davon zu überzeugen, dass man weiß, 
was man tut, und dass man in der Lage ist, kurzfristige Maßnahmen in 
einen Gesamtkontext zu setzen. Es muss jedoch aufgezeigt werden, dass 
die vielen einzelnen schritte im krisenmanagement bewusst durchge-
führt werden, sie müssen offen kontextualisiert werden: Wohin führt 
uns das? Was machen wir als nächstes? Wie gehen wir mit bestimmten 
Entwicklungen um? so hat sich zum Beispiel die natur der Währungs-
union durch die Einrichtung der Rettungsmechanismen maßgeblich 
verändert. Ein anderes Beispiel ist die Rolle der Europäischen zent-
ralbank, die ihr ursprüngliches Mandat bei Weitem überschreitet. Das 
krisenmanagement wird von allen hingenommen, weil man politisch 

keine Alternative sieht. Erst wenige Parteien denken 
darüber nach, was aktiv getan werden kann, um aus 
dieser situation wieder herauszukommen. 

zweiter Punkt: Man muss sehr aktiv kommuni-
zieren, was man macht und wozu. Es geht nicht nur 
um die Frage, warum wir uns einst für die europä-
ische integration entschieden haben. Wichtig ist zu 

vermitteln, welches ziel wir damit verfolgen, wie wir Europa als Pro-
jekt situieren. Dazu gehört die information, wie die Hilfsmaßnahmen 
für einzelne Mitgliedstaaten und notwendige Reformen innerhalb der 
Euro-zone in diesem zusammenhang eingeordnet werden. nur wenn 

es gelingt, Transparenz, Verlässlichkeit und Berechenbarkeit in die 
europäische Politik zurückzubringen, kann man die Bevölkerung auch 
wieder „abholen“. 

Dafür ist es wichtig, dass wir uns innerhalb der Europäischen 
union ernsthaft Gedanken über die wachsenden und immer intensiver 
diskutierten Legitimationsdefizite der Europäischen union machen. im 
wissenschaftlichen Diskurs unterscheidet man zwischen input-Legi-
timation – also wie die demokratische Beteiligung organisiert ist –, 
und Output-Legitimation – also dem, was ein politisches system seinen 
Bürgerinnen und Bürgern liefert. in Europa haben wir im Moment das 
Problem, dass in einer krisenphase der Output zwangsläufig nicht sehr 
stark überzeugt. umso mehr müssen wir darüber nachdenken, wie 
man die Legitimationsketten zwischen Bürgerinnen und Bürgern und 
europäischem system stärken könnte. Das kann auch in eine grund-
sätzliche Demokratiedebatte münden. 

Wenn ich die union heute betrachte, ist für mich als Bilanz fest-
zuhalten: Der ursprüngliche Gedanke, dass sich die Legitimation von 
europäischer Politik vor allem durch nationale Politikerinnen und Po-
litiker in die Bevölkerung zurückspiegelt, trägt nicht mehr. Diese Le-
gitimationskette ist brüchig geworden, in vielen Ländern hält sie fast 
gar nicht mehr. Man kann sich nicht mehr darauf verlassen, dass der 
„Permissive Consensus“, also die schweigende zustimmung der Bevöl-
kerung zu mehr Europa, immer da ist und gleichzeitig die Regierungen 
schon dafür sorgen werden, dass alle zustimmen. Mit diesen Variablen 
können wir in der zukunft nicht mehr arbeiten. 

Verhältnis zwischen regierungen
im Bezug auf das Verhältnis zwischen den Regierungen in der Eu will 
ich drei Phänomene beleuchten.

Das Erste ist, dass zwischen den Regierungen eine neue Grup-
penbildung festzustellen ist, nämlich die Gruppe der Geberländer und 
die Gruppe der nehmerländer. Bei den europäischen Rettungsme-
chanismen wird von Geberseite ein bislang nie da gewesenes Maß 

an finanzieller solidarität aufgefahren, und dies unter 
Bedingungen, wo das Vertrauen in die nehmerlän-
der – stichwort: Griechenland – nicht besonders weit 
entwickelt ist. Das macht das Ganze politisch zu einer 
extrem sensiblen Operation. Denn wenn man einem 
politischen system überbrückungskredite gibt, aber 
nicht darauf vertraut, dass es aufgrund seiner admi-
nistrativen strukturen überhaupt Reformen umsetzen 

kann, die es wieder auf einen guten Pfad bringen, dann ist das eine 
höchst problematische situation. Gleichzeitig ist aber auch das Vertrau-
en der nehmerländer gegenüber den Geberländern extrem erschüttert, 
was zum Beispiel in Äußerungen wie „Europa spricht Deutsch“ zum 
Ausdruck kommt. Hier ist ein Grad an Polarisierung entstanden, der 
auch auf Regierungsebene ein großes Problem darstellt und mit dem 
umgegangen werden muss.

Eine zweite Gruppenbildung zeigt sich zwischen Euro-zone und 
nicht-Euro-zone. innerhalb der Euro-zone wurden insbesondere in 
der Finanz- und Verschuldungskrise Mechanismen geschaffen, die man 
wahrscheinlich vor drei bis fünf jahren niemals für möglich gehalten 
hätte: Rettungsfonds, europäische Finanzaufsicht, Diskussionen um 
gemeinsame Bankenauffangfonds, Eurobonds, vielleicht eine politische 
union. Wir sind hier einen Quantensprung weitergekommen. und so 
groß die Probleme zwischen Geber- und nehmerländern innerhalb der 

über Europa muss aktiv 
kommuniziert werden.

Polarisierung  
 inner halb der Eu  
zerstört Vertrauen.

7 Vgl. Gesine schwan: notwendigkeit und Chancen von Vertrauen in der Demokratie. in: Politik und  
Vertrauen. Report 02, Dezember 2011, Berlin: Friedrich-Ebert-stiftung, Forum Berlin, s. 30-35.
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Euro-zone sind, so groß ist auch das Problem der Mitglieder der nicht-
Euro-zone gegenüber jenen der Euro-zone. ich nehme das Beispiel Po-
len. Warschau schaut mit sorge auf die Entwicklung in der Euro-zone, 
was auch schon während seiner Ratspräsidentschaft der Fall war. nun, 
da es wieder frei von dieser Rolle ist, besteht diese sorge immer noch. 
Polen sperrt sich zunehmend gegen Entwicklungen, die andere Län-
der ausschließen könnten. Das zeigt deutlich die Angst, es könnte zu 
einer spaltung kommen. Dieses Thema hat auch etwas mit Vertrauen 
zu tun, weil letztendlich befürchtet wird, dass innerhalb der Euro-zone 
Beschlüsse gefasst werden, die nicht nur die Euro-zone betreffen, son-
dern auch Länder, die zur Europäischen union insgesamt gehören.

Die Länder der nicht-Euro-zone denken auch, dass sich für sie 
die Eintrittshürde in den Euro erhöht. Beispiel: Fiskalpakt. Dieses The-
ma muss mit großer sensibilität angegangen werden. Hier sehe ich 
Deutschland in einer echten Mittlerrolle und als klare Führungskraft in-
nerhalb der Euro-zone, sowohl im krisenmanagement als auch in der 
Governance-Debatte, also der Reformdebatte – und: als Brückenkopf zu 
Polen. im „Weimarer Dreieck“8 unterscheiden sich die interessenslagen 
zwischen Berlin und Paris im Verhältnis zu Polen sehr stark. in Paris 
nehme ich immer wieder ein erstaunliches Desinteresse am „Weimarer 
Dreieck“ wahr. Deshalb hat Berlin eine besondere Verantwortung, in 
beide Richtungen zu wirken. Polen hat während seiner Ratspräsident-
schaft und insbesondere durch die Rede des Außenministers gezeigt, 
wie groß die Offenheit dort für Europa ist und welch große Erwartun-
gen man in diesem zusammenhang an Deutschland hat. 

in der Gruppe Deutschland, Frankreich und Polen stellen sich 
Vertrauensfragen in zweierlei Hinsicht. über Polen habe ich schon 
gesprochen. Beim krisenmanagement wurden verschiedene deutsch-
französische kompromisse deutlich. Deutschland und Frankreich ha-
ben fast zwei jahre lang alte sitten vergessen, nämlich die anderen 
Länder frühzeitig zu informieren und einzubinden, und somit eine 
Fait-accompli-Politik zu verhindern, wo die Lösung letztendlich schon 
auf dem Tisch liegt und die anderen, auch unter dem Druck der krise, 
nur noch ja und Amen sagen können. 

Die Rolle Deutschlands und Frankreichs ist in der Europäischen 
Währungsunion unter dem doppelten Effekt der Wirtschafts- und Fi-
nanzkrise – der Verschuldungskrise – noch einmal sehr viel wichtiger 
geworden. Denn es geht dabei um schnelle Handlungsfähigkeit. Beide 
Länder sind dazu bereit, sie geben bei den Rettungsmechanismen 
insgesamt fast 50 Prozent der Garantien. Eine Rolle spielt auch der 
Effekt des Lissabon-Vertrags, der den Europäischen Rat aufgewertet 
hat. Der Präsident des Rates leiht in der Regel den größten Mitglied-
staaten sein Ohr. Diese Möglichkeit haben Angela Merkel und nicolas 
sarkozy, aber auch Eu-Präsident Herman Van Rompuy in den letzten 
Monaten bei der umsetzung ihrer politischen Vorstellungen sehr in-
tensiv genutzt. Dieses Vorgehen hat andere staaten entfremdet. Die 
kleinen und mittelgroßen Mitgliedstaaten entdecken umso mehr ihr 
interesse an den supranationalen Organisationen, weil diese ihnen 
helfen, auch das nötige Gehör zu finden. sie sehen diese Orientierung 
als Weg, die Großen etwas einzuhegen. 

Der zweite Aspekt im deutsch-französischen Verhältnis ist die Frage nach 
dem Vertrauen in der bilateralen Beziehung. Wichtige Punkte sind dabei: 

· Was kann man aus diesem Verhältnis lernen? 
· Wie wurde hier Vertrauen aufgebaut? 
· Was kann man davon auf andere Beziehungen übertragen? 

zunächst ist das bilaterale Verhältnis zwischen Deutschland und 
Frankreich ganz besonders vom Gedanken der Aussöhnung geprägt. 

Das ist meiner Ansicht nach die Grundlage des deutsch-
französischen Verhältnisses, das heute politisch sehr 
weit entwickelt ist. Es gibt hier einen unausgesproche-
nen kodex, der nicht von der politischen Ebene und 
auch nicht von der Arbeitsebene im Regierungsaus-
tausch getragen wird, sondern von den Medien und 
letztendlich auch von der Bevölkerung: Entsprechend 

gibt es gewisse Dinge, die man über den anderen nicht sagt. Wenn 
so etwas dennoch passieren würde, wäre eine ganz kritische Linie 
überschritten. in diesem bilateralen Verhältnis haben wir Geschichte 
anders und intensiver bewältigt, als es zwischen Deutschland und an-
deren Partnern, aber auch zwischen anderen Ländern in der Europä-
ischen union der Fall ist.

Auf der politischen Ebene sind die konsultationsmechanismen 
und die Formen der zusammenarbeit sehr eng, über die jahrzehnte 
getragen von persönlichem Austausch und einem großen Wissen über 
das andere Land. Trotzdem hat mich in den letzten fünf jahren im 
deutsch-französischen Verhältnis immer wieder der Grad an gegen-
seitigem Misstrauen erschreckt. Das will ich anhand einer Anekdote 
verdeutlichen. ich war als Mitglied in der Weißbuch-kommission im 
französischen Außenministerium eingeladen, um an dem Teil über Eu-
ropa mitzuarbeiten. ich war dort die einzige Ausländerin. Als ich wäh-
rend dieser zeit in Berlin an einer Diskussionsrunde teilnahm, wurde 
ich von einem damaligen staatssekretär mit den Worten begrüßt: Ach, 
sie sind übergelaufen?! – Er meinte das als Witz, denn er ist selber ein 
großer Frankreichfreund. Aber das Gefühl war mir in dieser zeit nicht 
ganz fremd, dass Leute sich nicht ganz sicher waren, wo ich stehe. ich 
fand es ganz erstaunlich, dass so etwas an einen herangetragen wird. 

Auf der anderen seite war es übrigens genauso. Diese französi-
sche Gruppe hatte jede Woche Gäste, von denen viele nicht wussten, 
dass ich Deutsche bin, bis ich die ersten sätze gesagt hatte. Der Dis-
kurs änderte sich ab dem Moment, als sie wussten, dass jemand aus 
Deutschland dabei ist. Als nicht bekannt war, dass ich als Deutsche 
mit am Tisch sitze, habe ich dort Dinge über Deutschland und das 
deutsch-französische Verhältnis gehört, die von einem tiefen Misstrau-
en getragen waren und mich sehr entsetzt haben. Dieses Problem habe 
ich somit auf beiden seiten erlebt, in Deutschland und in Frankreich. 

Das bedeutet für mich, dass wir auf gar keinen Fall die Bemühun-
gen um das bilaterale Verhältnis einstellen dürfen, sondern es bleibt 
eine tagtägliche Aufgabe und auch eine Aufgabe für jede neue Gene-
ration, die sich damit befasst. 

selbst zwischen Deutschland und Frankreich, im engsten bilate-
ralen Verhältnis der Welt, spielen Themen wie Transparenz, Berechen-
barkeit und kommunikation also immer noch eine große Rolle, und es 
fehlt noch an Vertrauen. Das ist meiner Ansicht nach darauf zurück-
zuführen, dass Vertrauen etwas damit zu tun hat, die interessen des 
anderen zu kennen und zu verstehen. Man wird niemals interessenho-
mogenität erreichen. Aber man muss wissen, was der andere will und 
man sollte in einem gewissen Maß auch seine strategien verstehen, 

Vertrauen im deutsch-
französischen Verhältnis

8 Das sogenannte Weimarer Dreieck (komitee zur Förderung der Deutsch-Französisch-Polnischen 
zusammenarbeit) ist ein loses Gesprächs- und konsultationsforum Deutschlands, Frankreichs und Polens. 
Wichtige ziele sind, die Politik der drei Länder aufeinander abzustimmen und die europäische integration 
zu stärken. Gegründet wurde der Dreierbund anlässlich eines Treffens der Außenminister Hans-Dietrich 
Genscher, Roland Dumas und krzysztof skubiszewski 1991 in Weimar (Thüringen).
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also wie er Probleme angeht und wo er hin will. in den letzten jahr-
zehnten wurde etwas Wichtiges versäumt: Es braucht noch etwas über 
die operative zusammenarbeit und den interessensabgleich hinaus, 
der am Ende steht und zwischen den staats- und Regierungschefs aus-
getragen wird, wenn es nötig ist, gemeinsam zu handeln. Es ist zudem 
wichtig, den strategischen Dialog beider seiten auf höchster Ebene zu 
fördern. Man muss sich wirklich zeit nehmen, gemeinsam darüber 
nachzudenken, wie mit gewissen Herausforderungen umgegangen 
werden kann. Es bedarf dringend einem Austausch über strategische 
Fragen, aber ohne konkreten Handlungsbedarf und ohne konkrete Ent-
scheidungssituation. nur das erlaubt uns, auf die großen Fragen, die 
weiter auf uns einstürmen werden, reagieren zu können.

Verhältnis zwischen finanzmarkt unD Politik
im Verhältnis von Finanzmarkt und Politik erleben wir momentan 
eine Verschuldungskrise, die maßgeblich von den Märkten getrieben 
ist. Wir haben es mit einer krise zu tun, die in keiner Weise in ihrer 
ganzen Breite von wirtschaftlichen Fundamentaldaten reflektiert ist. 
Vielmehr handelt es sich um eine sich selbst erfüllende Prophezeiung: 

Wenn erwartet wird, dass sich eine Lage verschlechtert 
und sich Verluste materialisieren, dann ziehen Anleger 
ihr Geld ab. und wenn sie dieses Geld abziehen, dann 
verschlechtert sich die Lage. im Rahmen dieser Ver-
schuldungskrise erleben wir genau diesen Effekt, der 
natürlich viel mit Vertrauen zu tun hat. 
Wir können aber nicht einfach sagen: Die Märkte sind 
spekulative Bewegungen. Gegenwärtig haben wir da-

mit zu kämpfen, dass langfristig orientiertes kapital aus der Euro-zone 
abgezogen wird, dass Anleger, die eigentlich hier bleiben wollen, das 
Vertrauen verlieren und deshalb die Euro-zone verlassen. Mittlerweile 
sieht man auch, dass kapital aus Ländern abfließt, in denen es gar 
keinen Grund gibt, von einer staatsschuldenkrise zu sprechen. 

ich kann jetzt nicht auf die einzelnen Faktoren eingehen, die zu 
dieser Entwicklung geführt haben. Aber wenn man heute Anleger fragt, 
welche Faktoren entscheidend sind, die das Vertrauen zurückgeben kön-
nen, dann zeigt sich, dass wir längst über eine Phase hinaus sind, wo nur 
die Daten der Länder eine Rolle spielen, etwa die konsolidierungspolitik 
italiens oder Griechenlands oder die Wachstumsraten. inzwischen wird 
die Euro-zone insgesamt betrachtet, es wird auf die Problemlösungsfä-
higkeit der Politik geachtet. im Mittelpunkt steht dabei die Frage, ob die 
Anleger das Vertrauen haben können, dass hier langfristig ein Rahmen 
neu zusammengesetzt bzw. gebaut wird, der es erlaubt, den Euro zu 
erhalten, die schwächen, die durch die krise aufgedeckt wurden, zu 
bearbeiten und letztendlich eine neue Regierungsform für diesen Wäh-
rungsraum herzustellen. Auf diese Weise könnte auch die marktgetrie-
bene krise, die im Wesentlichen auf einem Vertrauensverlust basiert, 
behoben werden. 

wie kann Vertrauen gewonnen werDen?
Wie können wir das Vertrauen der Bevölkerung wieder herstellen? Die 
Bürgerinnen und Bürger erwarten, dass Politik transparent und ver-
ständlich ist, dass Handlungsfähigkeit gezeigt und die erforderliche Re-
formpolitik umgesetzt und annonciert wird. zugleich sollte gemeinsam 
eine Aussicht entwickelt werden, wie dieser Währungsraum wieder zu 
einem soliden Wirtschaftsraum mit einer soliden Wachstumsaussicht 
werden kann. 

Das heißt: in summe haben wir es mit einer enorm großen politischen 
Aufgabe zu tun – in allen Dimensionen, die ich beschrieben habe. Ganz 

offen ist noch die Frage, wo die Europäische union hin-
steuert. Wenn wir uns darüber bewusst werden, dass 
Vertrauen dafür ein zentrales Element ist, können wir 
auch die Frage neu bewerten, welche Rolle die politi-
sche Vision und der politische Diskurs dabei spielen 
muss und kann. Wir befinden uns in einer zeit, in der 
das stückwerk an kurzfristigen Antworten auf Tages-

krisen eingebettet werden muss in ein größeres narrativ und in ein 
wirkliches konzept, wie die Euro-zone weiterentwickelt werden kann. 

um mit einem positiven Gedanken zu schließen: in Deutschland 
ist die Debatte schon relativ weit fortgeschritten. Die Diskussion, die 
wir in Deutschland seit sommer 2011 über zukunftsfragen der Euro-
päischen union erleben, ist eine, die innerhalb der Eu am weitesten 
entwickelt ist. Der kritik, dass Deutschland kein Europa mehr will und 
keiner mehr genau weiß, ob wir eigentlich überhaupt noch europäische 
interessen haben oder nur noch nationale – was einem ja aus europäi-
schen Medien und auch von anderen Europäern immer wieder entge-
gengespült wird –, kann man etwas entgegensetzen. Wir haben noch 
keine definitive Antwort, aber wir stehen mitten in der Diskussion.

Die Verschuldungs- 
krise hat mit  
Vertrauen zu tun.

Politische Vision und 
politischer Diskurs
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imPulse:  
erfahrungen 
aus Der Praxis
DiPlomatie ist Vertrauenssache
GunTER PLEuGER
Präsident der Europa-universität Viadrina, Botschafter a. D. 

kennenlernen lehrt auch Vertrauen 
siGRiD E. nikuTTA
Vorstandsvorsitzende der Berliner Verkehrsbetriebe

DiPlomatie ist Vertrauenssache
GunTER PLEuGER
Vor meiner jetzigen Tätigkeit als Präsident der Europa-universität 
Viadrina war ich 38 jahre im Auswärtigen Dienst tätig und habe die 
Hälfte meines Lebens im Ausland verbracht. jeder, der längere zeit 
im Ausland gelebt hat, kann würdigen, was in Europa in den letzten 
65 jahren geschehen ist. Es ist so unglaublich, was hier geschaf-
fen wurde: eine Entwicklung hin zu Transnationalität, kooperation, 
konfliktmanagement und konfliktverhinderung, wie sie auf der Welt 
einzigartig ist. Auf keinem anderen kontinent hat eine vergleichbare 
Entwicklung stattgefunden. 

jetzt erlebe ich an der universität, wo die studierenden um die 
20 jahre alt sind, dass für sie die „Wende“ um 1989/1990 entfern-
te Geschichte ist. Das ist für sie so weit weg wie für uns früher der 
deutsch-französische krieg 1870. in der politischen, sozialen und wirt-
schaftlichen umgebung, in der die jüngere Generation lebt, wird die 
gegenwärtige situation in Europa für selbstverständlich genommen 
– was ja schön ist. Man muss aber erkennen, dass Europa eben keine 
selbstverständlichkeit ist, sondern dass ständig darum gekämpft wer-
den muss. Diese notwendigkeit erschließt sich jungen Menschen vor 
allen Dingen dadurch, dass sie wissen, woher wir kommen und wie 
wir zum heutigen Europa gekommen sind. 

gestaltungsmacht euroPas
An der Europa-universität Viadrina wurde deshalb auf initiative der 
stu die renden eine „Geschichtswerkstatt Europa“ eingerichtet. Eine 
solche institution ist sinnvoll, um den jungen Menschen wieder den 
idealismus, die Begeisterung für Europa einzupflanzen. Denn diese Be-
geisterung braucht es, um mit den Gefahren fertig zu werden, die mo-
mentan in Europa sichtbar sind: Gefahren wie Re-nationalisierung, die 
Einschränkung von wichtigsten Eu-Errungenschaften wie schengen, 
eine gewisse Europamüdigkeit – auch in Bezug auf die Expansion der 
Eu –, und wenig Gestaltungswillen für die europäische Gemeinschaft. 
Ein Gestaltungswille wäre aber dringend notwendig. Denn Europa ist 
der kontinent, der am ehesten weltpolitisch gestalten und dazu beitra-
gen kann, globale Probleme zu lösen. 

in den internationalen institutionen, in denen ich vornehmlich 
gearbeitet habe, insbesondere in den Vereinten nationen, hat Europa 
einen ganz anderen Ruf als es unsere eigene Vorstellung von Europa 
nahelegen würde. in den Vereinten nationen ist Europa der Hauptan-
sprechpartner für jeden, der dort eine initiative ergreifen will. nicht 
die usA! nicht Russland! nicht China! Auch nicht die aufstrebenden 
BRiCs-staaten.9 Es ist immer die Europäische union. Das gilt für alle 
konferenzen weltweit. Warum ist das so? Auf solchen konferenzen 
wird ja mit Mehrheiten entschieden. Die Europäische union verfügt 
bereits über 27 stimmen. ihr folgen im schnitt noch 30, 35 stimmen, 
vornehmlich aus Lateinamerika und Osteuropa. Das heißt: jeder, der 
auf einer un-konferenz die Europäische union hinter sich weiß, der 
hat um die 60 stimmen, was über Gewinnen oder Verlieren entschei-
den kann. 97 stimmen sind die Mehrheit. Deshalb wendet sich jeder 
zunächst einmal mit seinem Anliegen an die Europäische union und 
bittet um unterstützung. 

9 zu den BRiCs-staaten zählen Brasilien, Russland, indien, China und südafrika.
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umgekehrt bedeutet das für die Eu, dass sie ungeheure Gestaltungs-
möglichkeiten hat. Denn sie kann sagen: Wir machen das, aber ihr 
müsst diesen oder jenen Punkt so ändern, dass das für uns und die 
westlichen staaten akzeptabel ist. Das geschieht meist auch. Deswegen 
hat Europa im Grunde viel größere Gestaltungsmöglichkeiten, als es ge-
genwärtig von den europäischen staaten selbst wahrgenommen wird. 

nun konkret zum heutigen Thema „Vertrauen in Europa“. Ver-
trauen in Europa, überhaupt Vertrauen im politischen Raum, ist die 
Grundlage jeglicher erfolgreicher Diplomatie. Das hat ganz einfache, 
menschliche Gründe: Wenn man in der bilateralen Diplomatie ein Pro-
blem lösen will, geht man zu seinem Verhandlungspartner und ver-
sucht, einen kompromiss auszuhandeln, bei dem beide seiten als sie-
ger nach Hause gehen können. Es gibt in der Diplomatie keine Lösung, 
wo der eine gewinnt und der andere verliert, da die Verhandlungspart-
ner völlig unabhängig voneinander sind. Man wird also immer einen 
kompromiss finden müssen. Den findet man aber nur, wenn beide 
seiten darauf vertrauen, dass dieser kompromiss auch fair und richtig 
umgesetzt wird. 

Das gilt noch mehr in der multilateralen Politik, in der Entschei-
dungen mit Mehrheiten gefällt werden. um dafür stimmen einzuwer-
ben, gibt es nur zwei Möglichkeiten: Entweder man macht dem Coun-
terpart klar, dass das eigene interesse auch sein interesse ist. Wenn 
das nicht geht, hilft nur Offenheit, indem man sagt: ich weiß, dass 
Euch das Thema nicht so interessiert. Aber bitte unterstützt uns hier. 
Wir wissen, dass ihr in einem anderen Teil der konferenz besondere 
interessen habt, dann verpflichten wir uns, Euch in diesem Punkt zu 
unterstützen. – Man macht also einen Deal. Das geht aber nur, wenn 
sich beide seiten gegenseitig vertrauen und davon ausgehen, dass der 
Deal eingehalten wird. Wenn man um eines Vorteils willen einen kol-
legen auch nur ein einziges Mal hinters Licht führt, profitiert man 
vielleicht kurzfristig davon. Aber im internationalen Geschäft kommt 

letztlich alles heraus und dann ergibt sich langfristig 
ein massiver nachteil, der nicht mehr rückgängig ge-
macht werden kann: Ein Mensch, der belogen wurde, 
wird niemals mehr einen Deal mit der Person machen, 
die sein Vertrauen enttäuscht hat. Dies hat gravierende 
Folgen: Da der Anteil der multilateralen Diplomaten in 
allen Auswärtigen Diensten relativ klein ist, trifft man 

den kollegenkreis sein ganzes Leben lang immer wieder. Deshalb ist es 
so wichtig, dass man sich das Vertrauen dieser Leute erhält. Ansonsten 
kann man nachher nicht mehr erfolgreich zusammenarbeiten. 

grunDelemente Von Vertrauen
Wesentliche Grundelemente des Vertrauens sind aus meiner Erfah-
rung Transparenz, kommunikation und Ehrlichkeit. Diese Auffassung 
möchte ich im Folgenden anhand einiger praktischer Beispiele aus 
meinem Berufsleben verdeutlichen. 

sehr wichtig für Vertrauen ist Transparenz. Als ich staatssekretär 
im Außenministerium war, fuhr ich regelmäßig in den Ministerrat, 
um dort an Entscheidungen mitzuwirken, zu denen in der Regel Ein-
stimmigkeit erforderlich war. Damals reichte die deutsch-französische 
Partnerschaft aus, um Dinge in Bewegung zu setzen – jedenfalls in der 
zeit, als wir noch 15 Mitglieder in der Europäischen union waren.10 
Das deutsch-französische Paar war aber wiederum nicht so stark, dass 

es in den Verdacht kam, ein „Direktorat“ bilden zu wollen, das Vor-
herrschaft ausübt. Deswegen ist England niemals in diesen Pakt mit 
einbezogen worden, denn ein Triumvirat England, Frankreich und 
Deutschland wäre auf den Widerstand der kleineren Mitgliedstaaten 
gestoßen, die darin ein Direktorat vermutet hätten – selbst wenn sich 
die drei staaten nicht so verhalten hätten. 

Wir haben damals immer darauf geachtet, dass bei allen Ent-
scheidungen, die Deutschland und Frankreich im Verbund mit ande-
ren durchzusetzen versuchten, die kleineren staaten von Anfang an 
mit einbezogen wurden. Das ist die Voraussetzung dafür, dass diese 
staaten das Vertrauen gewinnen, dass nicht über ihren kopf hinweg 
entschieden wird. 

Ganz wesentlich ist aber auch die Transparenz der Entschei-
dungsvorbereitung. Dazu diente früher das Gremium der politischen 
Direktoren, das es heute in dieser Form leider nicht mehr gibt. Diese 
Direktoren trafen sich praktisch jede Woche, mindestens zweimal im 
Monat. Bei diesen Treffen herrschte eine Art Clubatmosphäre vor, die 
auf gegenseitigem Vertrauen und der kenntnis der Partner basierte. 

Ein Vorteil war, dass die politischen Direktoren in en-
gem kontakt zu ihren Ministern standen und genau 
wussten, was sie sich leisten konnten und was nicht. 
Dadurch haben sie sich getraut, auch selbst Entschei-
dungen zu treffen und sich dann hinterher – falls nö-
tig – mit ihrem Minister darüber auseinanderzusetzen. 
nach ihren Treffen berichteten die politischen Direkto-

ren ihren Ministern, zu welchem Ergebnis man gekommen war und 
was verabschiedet werden sollte. – Das hat in der Regel auch geklappt. 

Die Gespräche der politischen Direktoren waren gekennzeich-
net von einer transparenten kooperation, die meines Erachtens sehr 
wichtig ist, um Vertrauen zu schaffen. 

Wichtig ist darüber hinaus kommunikation. Das Paradebeispiel 
ist für mich die Vorbereitung der nizza-konferenz. Dort wurde heftig 
getäuscht, getarnt und gelogen – mit der Folge, dass die konferenz glo-
rios gescheitert ist. sie erzielte nicht nur schlechte Ergebnisse, sondern 
führte im Endeffekt zu einem eisigen schweigen zwischen Deutschland 
und Frankreich. in der Folge sagte die französische zur deutschen sei-
te: jetzt ist schluss mit europäischer integration und zusammenarbeit 
auf supranationale Art; wir machen das künftig nur noch intergover-
nemental. in der Folge war die kommunikation zwischen Bonn und 
Paris drei Monate lang weitgehend unterbrochen. Dann hat man auf 
beiden seiten eingesehen, dass das in nizza verlorengegangene Ver-
trauen wieder hergestellt werden muss. Da hat sich ein satz bewährt, 
den ich am Anfang meines Dienstes in new york von meinem Gesandten 
gehört habe. Er sagte: sie müssen eins wissen: Wenn sie erstmal lange 
genug zu jemandem nett sein mussten, dann finden sie ihn auch nett. 
– und genau das ist eingetreten. Die Regierungschefs von Frankreich 
und Deutschland haben sich alle sechs Wochen zu einem Abendessen 
getroffen. Das erste Treffen fand in Blaesheim statt – daher der spätere 
name „Blaesheim-Prozess“. Die Außenminister verabredeten sich alle 
vier Wochen, setzten sich bei Wein und gutem Essen zusammen und 
sprachen miteinander, ganz ohne Agenda und ohne Beschlüsse. nach 
einem Dreivierteljahr kannten sich die Beteiligten so gut, dass sie sich 
vertrauten. Dann gab es bei den Gesprächen auch wieder eine Agenda 
und Beschlüsse. Diese Entwicklung wirkte sich dann auf die gesamte 
zusammenarbeit zwischen Deutschland und Frankreich aus, innerhalb 
und außerhalb der union. 

zusammenarbeit setzt 
Vertrauen voraus.

kommunikation kann 
Vertrauen schaffen.

10 Die Eu hatte von 1995 bis einschließlich April 2004 15 Mitgliedstaaten.
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Der dritte wichtige Punkt für Vertrauensbildung ist, dass man ehrlich 
miteinander umgehen muss. Hier will ich als Beispiel das „Weimarer 
Dreieck“ nennen. Ein kernanliegen dieses Dreierbundes war, Polen bei 

den sehr schwierigen Verhandlungen zum Beitritt zur 
Europäischen union zu unterstützen. Es ist schwierig 
für ein Land, sich bei der Eu um die Mitgliedschaft zu 
bewerben. Der Bewerber kann nicht verhandeln, son-
dern muss allen Forderungen der Eu zustimmen, da 
er den „Acquis communautaire“ übernehmen muss. so 
können keine kompromisse, höchstens übergangsfris-

ten in bestimmten Bereichen erreicht werden. Diese situation führt oft 
zu konfrontationen und Missverständnissen. Das konnte im Fall Polen 
durch das Weimarer Dreieck weitgehend vermieden werden. 

Als Mitte der 1990er-jahre dann klar war, dass die Verhand-
lungen laufen, schlief die initiative wieder ein. Das Weimarer Drei-
eck wurde dann im kosovo-krieg wiederbelebt, weil man Polen als 
wichtigen spieler brauchte. Das führte dann dazu, dass insbesondere 
zwischen den drei Außenministern – joschka Fischer, Hubert Védrine 
und Bronislaw Geremek – ein solches Vertrauensverhältnis entstand, 
dass in diesem Dreiergremium wirklich Politik gemacht werden konn-
te – und zwar gemeinsame Politik, die sich nachher auch sehr positiv 
auf die Entschlüsse der Europäischen union und auch im Rahmen 
der G8 ausgewirkt hat. 

seit einiger zeit versucht die Politik wieder – und auch wir als 
universität – dazu beizutragen, das Weimarer Dreieck wieder stärker 
mit Leben zu erfüllen, weil nach der Erweiterung der Europäischen 
union der deutsch-französische Motor sehr schwach geworden ist. Er 
braucht einen zusätzlichen zylinder, und der kann nur Polen sein: als 
größter und wichtigster, neu beigetretener Eu-staat, und als ein staat, 
der die Transformation von allen neubeitritten am effektivsten und 
besten bewältigt hat. 

notwenDigkeit Von Vertrauensstrukturen
schließlich möchte ich noch auf die notwendigkeit tragfähiger Vertrau-
ensstrukturen eingehen, was sich am Beispiel des deutsch-polnischen 
Verhältnisses zeigen lässt. Was sich da in den letzten zwanzig jahren 
getan hat, grenzt an ein Wunder, wenn man sich die Geschichte bis 
1989 vor Augen hält. Was sich seitdem entwickelt hat, sowohl in der 
politischen Psychologie wie auch in der praktischen zusammenarbeit, 
ist unglaublich. Allein die neu gebildeten strukturen zur Vertrauens-
schaffung, zum Beispiel durch die Europa-universität Viadrina, die 
1991 wiedergegründet wurde, machen dies sehr deutlich. Die deutsche 
Wiedervereinigung alleine hätte nicht ausgereicht, da man vermutlich 
gesagt hätte: Was brauchen wir in Frankfurt/Oder, 80 km östlich von 
Berlin, eine weitere universität, wenn wir drei große universitäten in 
Berlin haben?! 

Der Grund für die Wiedergründung war die Brückenfunktion 
nach Polen und Osteuropa. Das ist für die universität nicht nur Grün-
dungsauftrag, sondern auch in der brandenburgischen Verfassung 
festgehalten, also Verfassungsauftrag. Wie ist dieser Auftrag ausge-
führt worden?

zunächst wurde eine Partnerschaft zwischen einer deutschen und 
einer polnischen universität etabliert, zwischen der Viadrina-universität 
und der Adam-Mickiewicz-universität in Posen. Ergänzt wird diese Part-
nerschaft durch ein joint Venture mit dem kollegium Polonikum auf 
der anderen seite der Oder, fünf Minuten zu Fuß von der Viadrina. Eine 

solche Art der kooperation zwischen zwei universitäten verschiedener 
nationalitäten besteht in ganz Europa nicht. Diese kooperation haben 
wir dazu genutzt, um beispielsweise mit anderen universitäten in War-
schau, in Breslau, im alten Grünberg, in stettin weitere kooperations-
rahmen aufzubauen, die das Verhältnis zwischen beiden seiten immer 
enger werden ließen. Als die universität Breslau vor einiger zeit ihr 
200-jähriges Bestehen feierte, wurde ein neuer Museumsflügel eröffnet, 
der im Wesentlichen aus der deutschen Geschichte dieser universität 
bestand. Der Rektor sagte zu mir: Wissen sie, wir entwickeln hier in 
schlesien und in Breslau einen neuen schlesischen akademischen Pat-
riotismus; wir sehen die Geschichte dieser stadt, dieser universität und 
dieses Landes als ein gemeinsames kulturerbe. – Eine solche Aussage 
wäre vor zwanzig jahren noch gar nicht möglich gewesen. 

Wir haben inzwischen weitere Rahmen für die Vertrauensbil-
dung gefunden, die für eine kleine universität wie die Viadrina doch 
recht beachtlich sind. Das ist zum einen die Oder-Partnerschaft, in der 
wir federführend sind, was die zusammenarbeit zwischen universi-
täten, außeruniversitären Forschungsinstituten und der Wirtschaft 
angeht. Wir haben uns an der östlichen kooperation beteiligt. Ein 
polnisches Anliegen war dabei, zu verhindern, dass neue Hürden an 
der neuen Ostgrenze der Eu aufgebaut werden. stattdessen soll auch 
hier Vertrauen durch zusammenarbeit, Transparenz und Offenheit 
geschaffen werden. Die Eu-kommission hat vor eineinhalb jahren 
diese östliche kooperation formalisiert und stellt dafür 700 Millionen 
Euro für die nächsten fünf jahre zur Verfügung. ich glaube, dass 
sich dieses unterfangen als vertrauensbildende Maßnahme und als 
zukunftssicherung lohnt. 

Wie kann man so viel Vertrauen schaffen, dass es gelingt, über 
jahrhundertealte politische Bräuche hinweg etwas neues zu schaffen? 
Ein Beispiel für einen möglichen Weg kann ich aus meiner zeit im si-
cherheitsrat 2003 bis 2004 geben. Damals haben mein französischer 
kollege und ich vereinbart, zwei jahre lang die „union franco-alleman-
de“ zu bilden. Wenn also einer dem anderen sagte, dass ihm etwas 
wichtig sei, bekam er von dem anderen sofort volle unterstützung. 
– Das haben wir auch zwei jahre lang durchgehalten, in sehr schwieri-
gen zeiten. in der Folge war das Vertrauen dann so groß, dass wir uns 
über alles informierten, auch über die zeit des sicherheitsrats hinaus. 

Eine deutsch-französische union steht vielleicht im Moment po-
litisch nicht auf der Tagesordnung. Doch zeigt dieses Beispiel, dass in 
der Praxis solche unionen geschmiedet werden können. Man sollte 
das immer versuchen, weil es langfristig Vertrauen und damit die 
Voraussetzung für erfolgreiche Diplomatie schafft. 

kennenlernen lehrt auch Vertrauen
siGRiD E. nikuTTA
sie werden sich vielleicht fragen, wieso ich in meiner Rolle als Vor-
standsvorsitzende der BVG, eines Berliner unternehmens, über Polen 
referiere. – Bevor ich zur BVG kam, war ich Vorstand Technik der DB 
schenker Rail Polska, einer hundertprozentigen Tochter der Deutschen 
Bahn AG, die mittels dieser Gesellschaft Güterverkehr in Polen betreibt. 

kurz zur Historie: Die Deutsche Bahn hat vor einigen jahren drei 
kleine polnische private Güterbahnen gekauft und diese zu einem unter-
nehmen zusammengeschweißt, der DB schenker Rail Polska. Es entstand 
die überlegung, dort auch deutsche Vorstände zu integrieren. so kam 
es, dass ein rein polnisches unternehmen mit knapp 6.000 Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern von einem fünfköpfigen Vorstandsgremium mit 

Vertrauensbildung  
beruht auf Ehrlichkeit.
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zwischen Polen und Deutschen keinesfalls so entspannt ist, wie es häu-
fig auf den ersten Blick wirkt. 

Es sind noch Ressentiments vorhanden. Bildung ist dabei ein gro-
ßer knackpunkt: so konnten die kaczynski-Brüder seinerzeit in Polen 
auf dem Lande mit ihrer sehr radikalen, auch antideutschen Politik 
große Erfolge erzielen. Diese plakative Politik genießt in der einfachen 
Bevölkerung hohe Akzeptanz – und ist auch meinungsbildend. 

Was könnte das Vertrauen zwischen Polen und Deutschen stär-
ken? Aus meiner Erfahrung kann Vertrauen dadurch gestärkt werden, 
dass man sich kennenlernt, miteinander am Tisch sitzt und mitein-
ander arbeitet. Ressentiments gibt es ja nicht nur in Polen, sondern 
auch in Deutschland. Wenn ich in Deutschland erzählt habe, dass ich 
in Polen arbeite und gleich nach kattowitz fliege, löste das erstaunlich 
negative Reaktionen aus, von völligem unverständnis bis hin zum un-
glauben, dass man auf die idee kommen kann, in Polen zu arbeiten. 
Diese Reaktionen sind vor allem damit zu erklären, dass man das an-
dere Land nicht kennt. Viele Deutsche kennen Polen nicht wirklich – ihr 
Bild speist sich ausschließlich aus Vorurteilen. 

um zu substanziellem Vertrauen auf allen Ebenen zu kommen, 
ist es deshalb aus meiner sicht notwendig, sich gegenseitig kennenzu-
lernen – sei es über zusammenarbeit in Projekten, gemeinsame joint 
Ventures, Aktionen und kulturveranstaltungen, aber auch über inten-
siven schüler- und studierendenaustausch. Darüber entdecken wir 
Ähnlichkeiten. Diese Ähnlichkeiten können dann dazu führen, dass wir 
wahrnehmen, dass das Gegenüber auch kompetent und wahrhaftig ist. 

Mein Fazit: nur über gegenseitiges kennenlernen können wir es 
schaffen, Vertrauen nachhaltig aufzubauen.

zwei polnischen und drei deutschen kollegen geführt wurde. ich gehörte 
zu den deutschen kollegen, die für die Technik zuständig waren, also für 
die Lokführer, die Lokomotiven und die Güterwagen und die sicherheit. 
Das war eine große Herausforderung – vor allem, da alle drei deutschen 
kollegen der polnischen sprache nicht mächtig waren. 

Der sitz des unternehmens befindet sich in zabrze, dem ehe-
maligen Hindenburg in Oberschlesien – eine Region mit einer sehr 
wechselvollen Geschichte. ich selbst bin zwar in Polen geboren, im 
ehemaligen Ostpreußen, doch habe ich dort nur die ersten zwei Monate 
meines Lebens verbracht. Das hat allerdings gereicht, um eine hohe 
Affinität zu Polen auszuprägen.

ich möchte nun aus meiner persönlichen Erfahrung in einem un-
ternehmen berichten, was in der zusammenarbeit zwischen Deutschen 
und Polen gut läuft und was weniger gut, und was man aus meiner 
sicht besser machen könnte. 

in der zusammenarbeit wird deutlich, dass sich Deutsche und 
Polen relativ ähnlich sind. Diese Ähnlichkeit schafft Vertrauen. Am An-
fang, als der Vorstand mit deutschen kollegen besetzt wurde, herrschte 
auf beiden seiten noch sehr großes Misstrauen. Dann haben wir aber 
festgestellt, dass wir an vielen stellen ähnlich sozialisiert sind – bis 
hin zu einer großen Liebe zur Bürokratie. Man kann wirklich sagen: 
Bürokratie ist in diesem Fall ein verbindendes Glied. in Polen ist die 
Bürokratie sogar noch viel ausgeprägter als in Deutschland, was ich 
persönlich nicht für möglich gehalten hätte. in Polen geht nichts ohne 
einen stempel. Eine weitere Ähnlichkeit ist die Prägung durch Prag-
matismus. in meiner Wahrnehmung haben die Polen, wahrscheinlich 
durch ihre Erfahrungen im sozialismus, eine pragmatische Art entwi-
ckelt, die sehr wohltuend ist. Vorherrschend ist dabei die Fähigkeit, 
aus wenig viel zu machen. Das überträgt sich auch in das Berufsleben –  
nach dem Motto: ich kann die situation ohnehin nicht ändern, also 
mache ich das Beste daraus. Widerstand ist nicht wirklich ausgeprägt, 
weil klar ist, dass wir uns alle mit der situation, in der wir uns befin-
den, arrangieren müssen. 

Was ich ganz deutlich empfunden habe: Die jüngere Generati-
on in Polen, die von den historischen Ereignissen unbelastet ist, hat 
ein extremes Vertrauen in Europa. sie sagt: Europa – und die damit 
verbundene öffnung – bietet mir die Möglichkeit, meine Leistung zu 

zeigen. ich war überrascht von der großen Leistungs- 
und Bildungsbereitschaft der jüngeren Generation in 
Polen. in meinem unternehmen gab es kaum einen 
Mitarbeiter unter 40, der nicht nebenberuflich stu-
dierte, sich in irgendeiner Form weiterbildete oder 
ein zweitstudium absolvierte. Auch unter extremen 

persönlichen Belastungen, etwa nach einem zwölfstündigem Ar-
beitstag, wird völlig selbstverständlich in die Fortbildung oder in 
den zweitjob gegangen. und das ohne ein Murren. Vielmehr wird 
es als Chance begriffen, sich dadurch das notwendige Geld zu ver-
dienen, um sich Dinge zu ermöglichen, die man vor jahrzehnten 
nicht hatte. Es wird ganz selbstverständlich gesagt: Diese neue Welt 
in Polen bietet mir die Möglichkeit, so viel zu arbeiten, dass ich mir 
gewisse Träume verwirklichen kann. Es dominiert eine sichtweise 
der Chancenorientierung. 

Das ist ein übergang zu dem, was nach meinen Erfahrungen 
nicht so ideal läuft. Gerade in solchen Regionen wie schlesien mit einer 
wechselvollen Geschichte merkt man sehr deutlich, dass es historische 
Wunden gibt. in vielen Gesprächen wurde deutlich, dass das Verhältnis 

Europa als Chance
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Diskussion  
in workshoPs  
– ergebnisse 
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nach den impulsvorträgen diskutierten jeweils etwa zehn Akteure aus 
Politik, Wirtschaft, Wissenschaft, kultur und zivilgesellschaft parallel in 
drei Workshops.

Ausgangspunkt war, dass Vertrauen in Europa nur dann erreicht 
werden kann, wenn die politische und wirtschaftliche integration 
durch ein emotionales zusammenwachsen der Bürgerinnen und Bür-
ger ergänzt wird und das Gefühl einer europäischen zusammenge-
hörigkeit entsteht. Doch worauf könnte sich eine Gemeinsamkeit der 
Bürgerinnen und Bürger in Europa gründen? Welche neue Erzählung 
von Europa könnte im 21. jahrhundert eine integrative kraft für alle 
Europäerinnen und Europäer entfalten und europäische identität stif-
ten – und somit auch zu mehr Vertrauen in Europa beitragen? 

in den Workshops standen zunächst verschiedene Erzählungen von 
Europa im Mittelpunkt. im Anschluss wurde diskutiert, welche dieser Er-
zählungen zukunftsfähig erscheint und mit welchen Akteuren und Hebeln 
diese Erzählung zu wachsendem Vertrauen in Europa beitragen könnte.

workshoP i
in einem ersten schritt wurden verbindende Elemente gesammelt, die  
Grund steine für eine neue Erzählung von Europa sein könnten. Genannt  
wur den unter anderem das antike europäische Erbe, das friedliche zusam-
menwachsen von West- und Osteuropa, die Bedeutung transnationaler inte-
ressen und Gemeinsamkeiten. konsens war, dass die europäische Einigung 
nach jahrhunderten kriegerischer Auseinandersetzungen eine große Er-
rungenschaft darstellt, die inzwischen aber zur Alltäglichkeit geworden ist. 

in der Diskussion zeigte sich, dass das gemeinsame Europa einer-
seits durchaus emotional positiv besetzt ist (z. B. multinationales Mitei-
nander, persönliche Begegnung), andererseits aber auch negative Bilder 
von den europäischen institutionen verbreitet sind (z. B. administratives 
Monster). neben der Vision eines demokratischen und sozialen Europa 
und einer europäischen Bürgergesellschaft steht das Bild einer zweckge-
meinschaft, die sich auf gemeinsame interessen gründet. 

Der wichtigste Anknüpfungspunkt für eine aktuelle Erzählung von 
Europa wurde in den transnationalen interessen und Gemeinsamkeiten 
gesehen: Europa als zusammenschluss von staaten, die dadurch ihre 
gemeinsamen interessen und ziele besser verfolgen können. Die Teilneh-

menden entschieden sich also für einen eher nüchternen, 
rationalen Ansatz – und nicht für ein emotionales kon-
zept, in dem gemeinsame Werte im Mittelpunkt stehen. 
Allerdings wurde darauf hingewiesen, dass sich die Prio-
ritäten immer verändern können: Da die europäische in-
tegration ein andauernder Prozess ist und Europa sich in 
einem permanenten Wandel befindet, werden sich auch 
die Erzählungen von Europa immer wieder verändern. 

An einer neuen Erzählung könnten zahlreiche Akteure mitwirken, unter 
anderem Bildungseinrichtungen, unternehmen, transnationale körper-
schaften und Eu-institutionen. Auch die Bürgerinnen und Bürger werden 
als wichtige Akteure betrachtet. 

Als wichtige Hebel einer neuen Erzählung wurden wirtschaftliche 
und politische Verflechtung, Europäisierung und stabilität genannt. Län-
ger wurde darüber diskutiert, ob sich Europa vor allem über die wirt-
schaftliche Dimension definiert und welche Bedeutung den anderen Di-
mensionen zukommt: Die Wirtschaft sei zwar nicht der alleinige, aber 
doch ein zentraler Faktor, da wesentliche Fragen innerhalb Europas und 
in ihrer Auswirkung nach außen vom Bereich der Wirtschaft abhängen. 
Wenn die wirtschaftliche zusammenarbeit nicht zum gegenseitigen Vorteil 
funktioniere, sei auch die stabilität des politischen Europas bedroht. Als 

entscheidender Hebel wurde auch der persönliche Aus-
tausch zwischen den Menschen betrachtet, sei es im Rah-
men kultureller oder wissenschaftlicher kontakte. Das 
Erasmus-Programm ist nur ein Beispiel für erfolgreiche 
konzepte europäischer integration. Auch eine gemeinsa-
me europäische öffentlichkeit könnte ein guter Hebel für 
Europa sein. Hier ist jedoch zu berücksichtigen, dass sich 

die öffentlichkeit und die kommunikationsformen in den letzten jahr-
zehnten – vor allem durch die internetbasierten Medien – stark verändert 
haben. Heute kann man sehr schnell eine große zahl an Menschen über 
räumliche Grenzen hinweg in Europa und der ganzen Welt erreichen. 

schließlich wurde noch auf die große Bedeutung gemeinsamer 
symbole hingewiesen: je komplexer zusammenhänge werden, wie zum 
Beispiel in Europa, umso wichtiger werden mächtige symbole, durch die 
inhalte kompri miert und in einer eingängigen Botschaft kommuniziert 
werden können. 

 Transnationale 
interessen und 
Gemeinsamkeiten

Europäische 
öffentlichkeit
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workshoP ii
zu Beginn wurden positive seiten und Bilder Europas gesammelt, auf 
die man bei einer neuen Erzählung von Europa rekurrieren könnte. 
Wichtige Punkte waren dabei: Vielfalt in Einheit, bereichernde iden-
titäten, Frieden und Aussöhnung, konfliktlösung nach innen, städte, 
Gestaltungsfähigkeit, kulturelle und soziale Begegnungen.

Der Aspekt Vielfalt in Einheit wurde als besonders wichtig gekenn-
zeichnet: Die Vielfalt in Europa wird als positiv wahrgenommen. Hier 
spielen die städte eine besondere Rolle, denn sie sind Orte, an denen diese 
Vielfalt, aber auch das wirtschaftliche und soziale Versprechen Europas 

erlebbar wird – also das Europa, das soziale Aufstiegs-
möglichkeiten und Chancen bietet. Auch in der kulturellen 
Begegnung werden große Chancen gesehen, da darüber 
neue kulturräume entdeckt und Vorurteile überwunden 
werden können. Von großer Bedeutung seien zudem ko-
operationen auf allen Ebenen, vom kleinen stadtmuseum 

bis zur großen nationalgalerie. Ausstellungen und kulturprojekte sollten 
möglichst europäisch orientiert sein, da sie für die europäischen Bürgerin-
nen und Bürger erfahrbar machen, worin die kulturellen Gemeinsamkei-
ten Europas bestehen und wie groß die kulturellen Räume Europas sind. 

Ein wichtiger Diskussionspunkt, der auch in der Außensicht auf 
Europa immer wieder eine Rolle spielt, war die Gestaltungsfähigkeit 
Europas: Einerseits erleben die Menschen, dass Europa trotz aller 
schwierigkeiten ein handlungsfähiger Raum ist, in dem wichtige Ent-
scheidungen getroffen werden, die zum Teil auch für die ganze Welt 
prägend sind. Andererseits wird aber auch die notwendigkeit gesehen, 
die Entscheidungsstrukturen der Europäischen union zu verbessern, 
um die Gestaltungskraft Europas weiter zu optimieren. 

Welche Akteure könnten dazu beitragen, eine neue Erzählung 
von Europa zu entwickeln? Hier wurden in relativ gleicher Gewichtung 
vorgeschlagen: Bürgerinnen und Bürger, Parteien, nationale Politike-
rinnen und Politiker, kulturschaffende, Lehrende, Pädagoginnen und 
Pädagogen, Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, unternehmen, 
Medien, Gewerkschaften etc. All diese Akteure haben unterschiedliche 
Möglichkeiten, an einer Erzählung von Europa mitzuwirken, sie im 
Leben der Menschen zu verorten und Anknüpfungspunkte herzustel-
len. in diesem Vermittlungsprozess könnten Leitfiguren eine wichtige 
Orientierung bieten. Auch soziale netzwerke sind in diesem zusam-
menhang von Bedeutung.

Bei den Hebeln wurde als zentrales Element Partizipation und Teil-
habe genannt: Die europäische Bürgerschaft muss sich an politischen 
Entscheidungen in Europa beteiligen können. somit sind mehr Mög-
lichkeiten zu schaffen, dass Bürgerinnen und Bürger Europa mitgestal-
ten und Einfluss nehmen können. Dies sei ein wesentlicher Hebel, um 

europäische identität zu schaffen und Vertrauen in die 
europäische integration zu stärken. neben dieser verti-
kalen Dimension, als Bürger oder Bürgerin in Richtung 
Europa mitwirken zu können, spielt auch die horizon-
tale Dimension eine wichtige Rolle: Die Herausbildung 
einer europäischen identität hängt nach Auffassung der 
Diskutierenden davon ab, dass sich Europäerinnen und 

Europäer persönlich begegnen und Gemeinsamkeiten erfahren, zum 
Beispiel in kultureinrichtungen und in der schule, durch schüleraus-
tausche und städtepartnerschaften, gemeinsame kultur- und Bildungs-
projekte, kooperationen im Hochschul- und Wissenschaftsbereich, aber 
auch durch gemeinsame politische Praxis oder Bürgerinitiativen. 

Der Euro wurde als letzter Hebel genannt, um die Europäerinnen und 
Europäer zu verbinden. Offenbar wird der gemeinsamen Währung 
nur eine geringe einigende kraft zugeschrieben bzw. sie wird nicht 
als entscheidender Faktor gesehen, der dazu beitragen könnte, eine 
gemeinsame identität Europas zu schaffen. 

workshoP iii 
in der Diskussion wurden als wichtige Erzählungen von Europa seit 
1945 angeführt: zweiter Weltkrieg und kalter krieg (das geteilte Eu-
ropa), Westintegration/transatlantische Beziehungen (Erfahrung der 
Versöhnung), deutsche Vereinigung (friedliches zusammenleben in 
einem gemeinsamen Europa), universalisierung der Menschenrechte 
(Europa der Rechtsstaatlichkeit).

Es wurde festgestellt, dass in der zweiten Hälfte des 20. jahrhun-
derts der zweite Weltkrieg und seine Folgen sowie 1989 der Mauerfall 
von zentraler Bedeutung für die stiftung einer europäischen identität 

waren. Diese Bezugspunkte verblassen aber zunehmend 
und sind deshalb nicht mehr geeignet, um eine Gemein-
samkeit der Europäerinnen und Europäer im 21. jahr-
hundert zu begründen. Vor allem für die jüngere Gene-
ration spielen diese Referenzen nur noch eine geringe 
Rolle, da sie in ihrem Alltag ganz selbstverständlich in 
einem Europa der offenen Grenzen leben und die damit 

verbundenen Möglichkeiten nutzen. Während das Reisen durch Europa 
(etwa mit interrail-Ticket) vor einigen jahrzehnten noch als besondere 
Freiheit wahrgenommen wurde, gilt das Reisen durch Europa ohne Pass 
inzwischen als normal, ebenso die vielfältigen Möglichkeiten der Mobilität 
und des Austauschs. 

in einigen Mitgliedstaaten der Eu haben jüngere Generationen eine 
besonders positive Vorstellung von Europa, weil sie damit vielfältige beruf-
liche Chancen verbinden. Vor allem in Ländern mit hoher Arbeitslosigkeit 
und einem großen Bevölkerungsanteil in prekären Lebens- bzw. Arbeits-
situationen hoffen die jungen Menschen, dass ihnen der europäische Ar-
beitsmarkt neue Perspektiven eröffnet. 

Einigkeit herrschte in der Auffassung, dass die Wahrnehmung Euro-
pas stark subjektiv geprägt ist. Es gibt aber bestimmte Bilder von Europa, 
die in der öffentlichkeit weit verbreitet sind: 

· Europa der nationen: Viele Bürgerinnen und Bürger nehmen 
Europa als Gruppe von nationalstaaten wahr, die nur ihre jewei-
ligen interessen im Blick haben und miteinander „feilschen“. Bei 
diesem „Europa der nationen“ entsteht nicht der Eindruck, dass 
die gemeinsamen ziele im Vordergrund stehen.  

· Europa als bürokratisches Monster: Europa wird häufig als Ge-
bilde wahrgenommen, das durch ein übermaß an Bürokratie, 
intransparenz und zahlreiche Vorschriften gekennzeichnet ist. 
Tatsächlich wirkt die europäische Gesetzgebung mit ihren Richt-
linien und Verordnungen stark in die nationale Politik und in den 
Alltag der Menschen hinein (z. B. „Glühbirnenverbot“).

· Europa der Finanzmärkte: sehr stark ist gegenwärtig die Wahr-
nehmung, dass Europa von den Finanzmärkten dominiert wird – 
insbesondere vor dem Hintergrund der jüngsten Wirtschafts- und 
Finanzkrise. Die Politik erscheint in dieser Perspektive nur noch 
als Getriebene der Finanzmärkte, deren Gestaltungsmacht stark 
begrenzt ist.

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer des Workshops assoziierten 
viele negative Erzählungen über Europa, wobei die persönlichen 

Vielfalt in Einheit

Partizipation und 
Teilhabe 

Europa der  
offenen Grenzen 



6564Politik & Vertrauen

Beziehungen und sozialen netzwerke in Europa meist positiver erfah-
ren werden als das „politische Europa“. Wie kann dennoch erreicht 
werden, dass die Menschen Vertrauen in Europa fassen? zwei Punkte 
wurden hier besonders betont: zum einen müssten die sozialen un-
gerechtigkeiten innerhalb Europas (z. B. hohe jugendarbeitslosigkeit, 
ungleiche Bildungs- und Arbeitschancen) gelöst werden. nur dann 
könne ein solidarisches, soziales und damit zukunftsfähiges Europa 
entstehen, dem die Menschen mit Vertrauen begegnen können. zum 
anderen müsse die Politik Handlungsfähigkeit gegenüber den Finanz-
märkten demonstrieren und die wirtschaftliche krise meistern, damit 
das Vertrauen in Europa wächst. Weitere Punkte waren:

· im 21. jahrhundert kann ein „Europa der nationen“ keine geeig-
nete Erzählung für Europa mehr sein. nur durch die Aufhebung 
der nationen ist es möglich, eine gemeinsame europäische identi-
tät zu entwickeln. Die Europäerinnen und Europäer müssen sich 
als Bürgerinnen und Bürger eines Europa begreifen. 

· Europa muss seine Rolle in der Welt zwischen „selbstbehauptung 
und Mitgestaltung“ wahrnehmen. Auslandseinsätze sollten grund-
sätzlich nur noch europäisch geführt, die Bürgerinnen und Bürger 
Europas durch eine europäische Armee verteidigt werden. 

· Auf der suche nach einer europäischen Erzählung muss darü-
ber diskutiert werden, welche idee Europa zugrunde liegen soll 
und was das Gemeinsame der Europäerinnen und Europäer ist. 
Dabei könnte der Aufbau einer gemeinsamen Erinnerungskultur 
hilfreich sein, indem danach gefragt wird, welche Rolle die ge-
meinsame europäische Geschichte für identität spielt. 

· Es bedarf einer gesellschaftlichen selbstverständigung über Wer-
te: Welche Bedeutung haben europäische Werte und wie wären 
diese zu definieren? und wie kann ein solcher Prozess der selbst-
verständigung organisiert werden?

Wichtig ist die Erkenntnis, dass Vertrauen in Europa letztlich da-
durch entsteht, dass die Menschen Vertrauen zu Personen und in-
stitutionen in Europa aufbauen. Vertrauen bildet sich über direkte 
positive Erfahrungen auf persönlicher Ebene und auf systemebene. 
in diesem kontext wurde auf die notwendigkeit positiver Vorbilder 
hingewiesen: Es braucht auf europäischer Ebene mehr glaubwürdige 
Persönlichkeiten – insbesondere Politikerinnen und Politiker – mit 
Autorität, die durch integres Handeln dazu beitragen können, das 
Vertrauen in Europa zu stärken. 

Die Diskutierenden stellten fest, dass ein Grundvertrauen der 
Bürgerinnen und Bürger in Europa durchaus vorhanden ist. Auf die-
ser Basis gebe es allerdings kritik und unterschiedliche Meinungen 

über die Ausgestaltung und die Weiterentwicklung 
des systems. umso wichtiger sei es, einen öffent-
lichen Diskurs über diese Fragen zu führen. nur 
über kritische Auseinandersetzung und demokra-
tischen streit werde es möglich sein, die notwen-
digen Veränderungen zu erkennen und umzuset-
zen: kritik an Europa zu üben heiße keineswegs, 
antieuropäisch zu sein. Dabei sei auch über die 

zentrale Frage zu diskutieren, wie Europa regiert werden soll. 
Damit ein Europa entsteht, dem die Bürgerinnen und Bürger mit 

Vertrauen begegnen, müssen in diesen Diskurs alle Akteure einbezo-
gen werden. im Workshop bestand Einigkeit darüber, dass Vertrauen in 
Europa heute nicht mehr als Basiskonsens vorausgesetzt werden kann. 
Vielmehr entstehe Vertrauen jeden Tag neu, indem sich die Akteure 

über ihre verschiedenen Auffassungen permanent austauschen. Die-
ser kritische Diskurs über die zukunft Europas, so die Auffassung der 
Diskutierenden, habe bereits begonnen. 

PlenumsDiskussion
kritischer Diskurs – Die neue erzählung Von euroPa?
in allen drei Workshops unterschieden sich die Vorgehensweisen, The-
menschwerpunkte und Resultate erheblich. nach der Vorstellung der 
wichtigsten Diskussionsergebnisse wurde im Plenum darüber gespro-
chen, welche schlüsse daraus gezogen werden können. Es dominierte 
die Auffassung, dass sich die verschiedenen Ergebnisse gegenseitig 
ergänzen. Für eine neue Erzählung brauche es beides: den Blick auf 
die positiven und auf die negativen Aspekte Europas. 

in Workshop i waren tendenziell die faktischen Gemeinsamkeiten 
der europäischen Länder, in Workshop ii die positiven seiten Europas 
hervorgehoben worden. Auf diesem Fundament wurde versucht, eine 
neue Erzählung von Europa zu generieren, indem die europäischen Er-
rungenschaften, interessen, Potenziale und zukunftschancen in den Mit-
telpunkt gestellt wurden. Diese Perspektive wurde als sehr wichtig für 
die Entwicklung einer neuen Erzählung erachtet. Doch dürfe man dabei 
nicht stehenbleiben, da sonst die Gefahr bestehe, Europa zu unkritisch zu 
betrachten oder gar zu glorifizieren: Dann könne der Eindruck entstehen, 
dass in Europa alles schon sehr gut sei und man den Bürgerinnen und 
Bürgern in Europa nur überzeugend vermitteln müsse, dass das so ist – 
und dann könne sich auch Vertrauen in Europa entwickeln. 

um dieser Gefahr zu entgehen, müssten deshalb – wie in Work-
shop iii – auch die negativen Erzählungen und Aspekte Europas zur 
sprache gebracht werden. Denn nur über eine kritische Auseinander-

setzung und schonungslose Thematisierung der Prob-
lemstellen und Widersprüche sei letztlich Fortschritt 
und Weiterentwicklung möglich. Vertrauen könne nur 
über positive Erfahrungen gewonnen werden, etwa 
durch persönlichen Austausch, Teilhabe und Partizi-
pation sowie kritischen Diskurs. 
Am Ende stand die überlegung im Raum, dass der öffent-
liche Diskurs die neue Erzählung für Europa sein könnte. 

Dieser Diskurs sollte die widerstreitenden interessen der beteiligten Akteu-
re deutlich machen und kritische Auseinandersetzung und argumentativen 
streit einschließen. im Rahmen dieser neuen Erzählung könnte dann der 
bisherige Aufbau von Europa durch eine gemeinsame Weiterentwicklung 
von Europa ersetzt werden. um Vertrauen zu schaffen, sollten offene und 
kontroverse Diskussionen geführt werden. Bei der öffentlichen Meinung zu 
Europa reiche der „Permissive Consensus“11 schon lange nicht mehr aus. 

Weitgehender konsens in der Debatte war, dass eine stärkere 
Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger in Europa unverzichtbar ist, 
sowohl im öffentlichen Diskurs wie auch bei politischen Entscheidungs-
prozessen. nur dann könne dem oft beklagten Demokratiedefizit etwas 
entgegengesetzt und Vertrauen sukzessive aufgebaut werden.

kritische Auseinander-
setzung und  
demokratischer streit

Vertrauen wird nur  
über positive  
Erfahrungen gewonnen. 

11 Der „Permissive Consensus“ (etwa „stillschweigende zustimmung“) nach L. n. Lindberg und s. A. 
scheingold besagt, dass die Bürgerinnen und Bürger dem Prozess der europäischen integration (Ende der 
1940er- bis Ende der 1960er-jahre) weitgehend uninformiert und desinteressiert mit stillschweigendem 
Einverständnis zusahen und den Akteuren der integrationspolitik, den Regierungen bzw. politischen Eli-
ten, weitgehend „freie Hand“ ließen. Dies wurde gefördert durch ökonomischen Fortschritt und wachsen-
den Wohlstand sowie durch die sicherheits- und friedensstiftende Wirkung der europäischen integration. 
Vgl. Anne Laumen/Andreas Maurer: jenseits des „Permissive Consensus“. Bevölkerungsorientierungen 
gegenüber Europäischer integration im Wandel?, Diskussionspapier der FG 1, 2006/13, August 2006, 
stiftung Wissenschaft und Politik (sWP) Berlin, s. 5.
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öffentliche meinung

EuROPA Muss ALs 
kOLLEkTiVER AkTEuR 
WAHRGEnOMMEn WERDEn, 
DER EnTsCHLOssEn  
unD VEREinT HAnDELT.

Das Projekt der europäischen Einigung erlebt laut unserem Außen-
minister die „schwerste krise seiner Geschichte“, die im kern eine 
Vertrauenskrise sei.12

Wer nach Wegen aus der krise sucht, kann Ausschau halten nach 
konzepten, Programmen und Maßnahmen,13 die der idee der europäi-
schen Einigung wieder mehr Glanz verleihen. Man kann aber auch an-
ders ansetzen und danach fragen, wie Vertrauen überhaupt entsteht.14 
Denn wer die falschen instrumente benutzt, dürfte damit wohl kaum 
Erfolg haben – auch, wenn er die richtigen ziele hat. 

Vertrauen brauchen wir immer dann, wenn wir keine Gewissheit ha-
ben, wenn wir unsicher sind oder verunsichert. Die Dauerkrise seit 
2008 (Banken-, Finanz-, Euro- und schuldenkrise) ist schwerlich geeig-
net, Vertrauen aufzubauen und ein Gefühl der sicherheit zu schaffen. 
Dass die Regierungen die Probleme wirklich im Griff haben, ist schwer 
zu glauben, wenn ein krisengipfel den nächsten jagt. und wenn bis 
zum Morgengrauen um Milchquoten und subventionen für die Bau-
ern gestritten und gefeilscht wird, erweckt das auch nicht gerade den 
Eindruck, die Beteiligten hätten eine gemeinsame idee von Europa.

Vertrauen brauchen wir immer dann, wenn wir etwas nicht 
durchschauen und kontrollieren können. Wenn etwas völlig transpa-
rent ist, ist Vertrauen überflüssig. Wir wissen dann ja, wie es ist. Totale 
Transparenz tötet Vertrauen.15 Dass ein gewisses Maß an Transparenz 
Vertrauen fördern kann, steht auf einem anderen Blatt.

Vertrauen versus kontrolle, sicherheit versus Freiheit – im span-
nungsfeld dieser koordinaten bewegen wir uns. jeder muss sich da-
rin selbst verorten, muss selbst entscheiden, wie viel Vertrauen er zu 
schenken bereit ist. Vertrauen kann enttäuscht werden. Geschenktes 
Vertrauen ist also eine Hoffnung, eine investition, eine Art Risikokapi-
tal. Wir sind, wenn wir vertrauen, bereit, ein Risiko einzugehen – aber 
nur in gewissen Grenzen und keineswegs bedingungslos. „Blindes“ 
Vertrauen ist selten – sogar in der Liebe.

Menschen vertrauen nicht zukunftsplänen, konzepten oder Tech-
nologien, Menschen vertrauen Menschen. Vertrauen ist immer sozial 
vermittelt. Menschen vertrauen zunächst einmal sich selbst, ihrem eige-

nen Wissen, ihren eigenen Erfahrungen. Welche positi-
ven, ganz handfesten Erfahrungen mit Europa habe ich, 
lautet dann die Frage: Wo kann ich das Thema spüren, 
wo habe ich Europa „anfassen“ können? Die Älteren 
wissen noch, dass es Grenzkontrollen in Europa gab, 
die nicht immer freundlich abliefen, und man in ande-
ren Ländern jeweils mühsam Geld umtauschen musste, 

wenn man mit interrail unterwegs war. Aber für die jüngeren ist es 
selbstverständlich, sich im Euro- und im schengen-Raum zu bewegen 
und in anderen Ländern zu studieren. Wo ist das neue Projekt, das Eu-
ropa im Alltag für viele positiv erlebbar macht?

Menschen vertrauen Menschen, die sie kennen: Verwandten, 
Bekannten, Freunden, Arbeitskollegen, sportkameraden. Wenn diese 
positiv über Europa reden (würden), käme man selbst wohl auch auf 
die idee, dass das eine gute sache sein könnte. und wir verallgemei-
nern Erfahrungen aus ähnlichen situationen über Analogieschlüsse.

Menschen vertrauen Menschen, aber in modernen Gesellschaften 
können wir uns nicht nur auf Menschen verlassen, die wir persönlich 
kennen. Wir müssen uns auch auf andere verlassen: auf Architekten, 
auf Autobauer, auf Flugkapitäne, auf Anlageberater, kurz und gut: auf 
Experten. Ob das, was sie sagen oder tun, richtig ist, können wir nicht 
beurteilen. Wir müssen darauf vertrauen, dass sie wissen, wovon sie 
reden. Wenn sich zwei Professoren in einer Talkshow streiten, dann 

12 Guido Westerwelle: Vertrauen in Europa (8. Februar 2012), http://atlantische-initiative.
org/2012/02/08/ vertrauen-in-europa (05.03.2012).

13 Vgl. etwa die Mitteilung der Europäischen kommission an das Europäische Parlament, den Rat, 
den Europäischen Wirtschafts- und sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen:  Binnenmarktakte. 
zwölf Hebel zur Förderung von Wachstum und Vertrauen: „Gemeinsam für neues Wachstum“, vom  
13. April 2011.

14 Vgl. z. B. niklas Luhmann: Vertrauen. Ein Mechanismus der Reduktion sozialer komplexität,  
4. Aufl., stuttgart (zuerst 1968), und neuerdings Martin Hartmann: Die Praxis des Vertrauens, Berlin 2011.

15 Byung-Chul Han: Transparent ist nur das Tote, in: Die zeit vom 12. januar 2012.

Menschen vertrauen 
Menschen
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vertrauen wir eher dem, den wir sympathisch(er) finden, oder dem, der 
uns in unseren eigenen Ansichten bestätigt. Auf unser Thema bezogen 
heißt das: Wo sind die sympathieträger, die kompetent und glaubwür-
dig, mit der nötigen Reputation für Europa stehen? Helmut schmidt 
und joachim Gauck sind Menschen, denen andere vertrauen, weil sie 
als kompetent, unabhängig und unbestechlich gelten. Martin schulz 
genießt ein hohes Ansehen und steht zweifellos für Europa, aber Per-
sönlichkeiten von diesem kaliber haben wir nicht allzu viele. kennen 
sie die Eu-Außenbeauftragte?

Menschen vertrauen Menschen, aber sie hören auch darauf, was 
andere sagen. insofern ist auch die öffentliche Meinung über Europa 
bzw. sein image wichtig: Wird Europa als bürokratisches Monstrum 
wahrgenommen, das sich ständig in Dinge einmischt, die wir gar nicht 
geregelt haben wollen, oder als etwas, das einen Mehrwert für uns alle 
schafft? Wenn viele der „Marke“ Europa vertrauen, dann fließt das 
auch in meine eigene Bewertung ein. Das ist ähnlich wie in Wirtschaft 
und Politik: Menschen entscheiden sich für eine bestimmte Marke  
(z. B. „Audi“), weil deren Produkte ein bestimmtes image haben (z. B. 
„technologisch anspruchsvoll“, „sportlich“), und sie entscheiden sich 
für eine bestimmte Partei, weil diese für bestimmte Werte steht.

in modernen Gesellschaften können wir nicht nur auf direkte 
und indirekte Erfahrungen, auf sachverständige und auf die öffentliche 
Meinung vertrauen, sondern wir müssen uns auch auf mehr oder min-
der abstrakte systeme verlassen: das Gesundheitssystem, das Geldsys-
tem, das Rentensystem. Wir müssen darauf bauen, dass diese systeme 
das leisten, was sie versprechen. kontrollieren können wir das letztlich 
nicht. Man müsse das „Vertrauen der Märkte“ wieder herstellen, sagen 
Politikerinnen und Politiker häufig. „Die“ Märkte kann man aber eben-
so wenig (be)greifen wie „die“ kirche oder „die“ Politik. zum Vertrauen 
gegenüber Personen muss Vertrauen in institutionen treten: Vertrauen 
in Europa, in das Europäische Parlament, in die Eu-kommission usw. 
Personales Vertrauen und institutionelles Vertrauen überschneiden 
sich, denn institutionen werden durch Personen repräsentiert. Wenn 
eine Person, die weithin als glaubwürdig gilt, eine institution reprä-
sentiert, dann färbt dieses positive image auf sie ab; jemand mit einem 
schlechten Ruf färbt negativ auf die institution ab, die er vertritt.

Beim Vertrauen in die Demokratie, das in Bevölkerungsumfragen 
regelmäßig abgefragt wird, unterscheidet man zwischen einem (diffu-
sen) Grundvertrauen in die Demokratie und dem konkreten Vertrauen 
in ein bestimmtes demokratisches system bzw. gegenüber bestimmten 
Parteien, Parlamenten oder Regierungen.16 Ohne ein gewisses Grund-
vertrauen können weder Demokratien noch moderne Gesellschaften 
funktionieren; eine „kultur des Misstrauens“, wo keiner dem anderen 
über den Weg traut, würde Handel und Wandel zum Erliegen bringen. 
Das gilt auch für Europa.17

Das Grundvertrauen in die Demokratie wird üblicherweise mit 
der Frage erfasst, ob man sich eine bessere Regierungsform vorstellen 

könne.18 Wenn ein relativ breiter konsens darüber besteht, dass es 
trotz aller Mängel und Fehler keine bessere Alternative gibt, dann kann 
die zufriedenheit mit den politischen institutionen durchaus schwan-
ken. Wenn mir die Regierung nicht gefällt, kann ich eine andere wäh-
len; wenn mir meine Partei nicht mehr gefällt, kann ich austreten oder 
in eine andere eintreten; wenn ich misstrauisch gegenüber Polizei und 
Geheimdiensten sein sollte, kann ich aber Gerichten vertrauen usw. 
Darin liegt eine gewisse „List der Vernunft“: Die unzufriedenheit mit 
bestimmten institutionen führt nicht zwangsläufig dazu, dass ich das 
ganze system in Frage stelle.19

systeme, die Vertrauen generieren sollen, müssen aber bestimm-
te Bedingungen erfüllen: sie müssen Elemente des Misstrauens (Ab-
wahl, überprüfung politischer und administrativer Entscheidungen 
durch Gerichte usw.) und der kontrolle (Rechnungshöfe, unabhängige 
Massenmedien usw.) enthalten, es müssen systeme der „checks and 
balances“ sein. Möglichst transparente Verfahren können das unter-
stützen. Die Menschen vertrauen insbesondere einer kontrolle durch 
unabhängige Dritte (z. B. TüV, stiftung Warentest, Gütesiegel).

Die unzufriedenheit mit Europa könnte in diesem sinne auch 
damit zusammenhängen, dass die richtige Balance zwischen Vertrau-
en und kontrolle, zwischen Entscheidung und Verantwortung noch 
nicht gefunden ist. Wo nationale interessen zäh verteidigt werden, ist 
es schwer, daran zu glauben, dass die Akteure eine gemeinsame idee 
verbindet. Mehr Vertrauen kann Europa nur gewinnen, wenn es als ein 
kollektiver Akteur wahrgenommen wird, der entschlossen und vereint 
handelt, statt als heillos zerstrittene Familie, in der der eine dem an-
deren nichts gönnt. Das jedenfalls ist die Botschaft, die man aus dem 
ableiten kann, was wir über Vertrauen wissen.

MECHAnisMEn DEs VERTRAuEns

Vertrauen

PersonenVertrauen

eigene 
erfahrungen

ähnliche 
situationen

erfahrungen 
anDerer

exPerten 
(rePutation)

öffentliche 
meinung (image)

kontroll-
mechanismen

„checks and balances“

institutionenVertrauen

unmittelbar mittelbar

16 nach dem „Eurobarometer“ genoss das Europäische Parlament im jahr 2011 mit 45 Prozent 
zustimmung das meiste Vertrauen, gefolgt von der Europäischen kommission und der Europäischen 
zentralbank (jeweils 40 Prozent). Beim Rat der Europäischen union lag der Anteil der Bürgerinnen und 
Bürger, die ihm „eher vertrauen“, bei lediglich 36 Prozent. Bei allen vier institutionen ist die zustimmung 
seit 2007 zurückgegangen, und zwar zwischen 11 und 13 Prozent, www.bpb.de/wissen/uHsnEu.html 
(05.03.2012).

17 Eurostat berechnet auf der Basis monatlicher Erhebungen zum Beispiel auch einen Consumer Confi-
dence indicator (Verbrauchervertrauensindex). Der Economic sentiment indicator (Esi), der auf umfragen unter 
unternehmen und Verbrauchern beruht, zeigte Anfang 2010 die schlechtesten Ergebnisse seit der erstmaligen 
Erhebung 1985, auch der Business Climate indicator fiel Ende 2009 auf ein Rekordtief (www.euractiv.com).

18 Vgl. Oscar W. Gabriel/sonja zmerli: Politisches Vertrauen: Deutschland in Europa, in: Aus Politik und 
zeitgeschichte B 30-31/2006, www.bpb.de/publikationen/Qn3kyy.html (03.03.2012).

19 Die Eu-kommission fragt im Rahmen des „Eurobarometer“ regelmäßig die Bürgerinnen und Bürger 
danach, „ob sie der Europäischen union eher vertrauen oder eher nicht vertrauen“. Während bis 2009 stets 
ein knappe Mehrheit Vertrauen bekundete, überwiegt seither das Misstrauen: 47 % sagten (im Mai 2011), 
dass sie der Eu nicht vertrauen; der Anteil derjenigen, der der Eu vertraut, lag bei 41 %. Der Rest hatte keine 
Meinung, www.bpb.de/wissen/2jOB76.html (05.03.2012).

QuELLE: DARsTELLunG DEs AuTORs
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wem gehört  
euroPa?  
ein kommentar
MARTin WiLHELM
Geschäftsführer Citizens For Europe e. V.

Demokratie 2.0

DiE EuROPÄisCHE DEMOkRATiE  
DER zukunFT isT 
PARTiziPATiV, inkLusiV unD 
HuMAnisTisCH.

ich gehöre zur ERAsMus-Generation, zu einer Gruppe von jungen, 
reisefreudigen Menschen, die Mobilität lieben und leben und es ver-
stehen, die nationalen und europäischen Fördertöpfe anzuzapfen, um 
die vielfältigen Möglichkeiten in Europa zu nutzen. Man kann gut und 
gerne drei bis fünf jahre durch Europa tingeln, hier und da studieren 
und an sozialen und kulturellen Projekten mitwirken. kein anderes 
instrument der Eu ist so effektiv, um bei den Menschen eine identität 
hervorzurufen, die stark europäisch geprägt ist. irgendwann beißt sich 
die katze jedoch in den schwanz. neben einer ausgeprägten europä-
ischen identität haben mich meine mobilen jahre dazu motiviert, das 
konstrukt der Europäischen union genauer zu betrachten. und gerade 
meine ausgeprägte europäische identität veranlasst mich heute dazu, 
die Funktionsweise des konstrukts zu kritisieren, das diese identität 
erst ermöglicht hat. Auf zwei konzepte, deren Gestaltung fundamental 
für die Legitimität der Eu ist, möchte ich hier eingehen: europäische 
Demokratie und europäische Bürgerschaft. 

Als Demokrat sehe ich mit Erschrecken, in welche Richtung die De-
mokratie auf europäischer Ebene gedrängt wird. Während auf lokaler 
Ebene und in der digitalen Welt sich der souverän selbst entdeckt und 
erfolgreich Mitsprache, kontrolle, informationen und Begründungen 
für politisches Handeln verlangt, wird im Rahmen des europäischen 

Fiskalpakts ein neues supranationales Entscheidungs-
gremium etabliert, das jenseits der europäischen Ver-
träge und jeglicher Einflussnahme durch den Bürger 
bzw. die Bürgerin und die Parlamente walten soll – der 
Euro-Gipfel. Dieser ist der Höhepunkt einer mehr-
jährigen Entwicklung, bei der die Regierungschefs, 
allen voran Angela Merkel und nicolas sarkozy, das 

Entscheidungsmonopol an sich gerissen haben. Dieses Monopol fußt 
leider auch auf der Outputschwäche der Europäischen kommission 
und des Eu-Parlaments. Vor allem Merkel wird dafür sorgen, dass 
dem Euro-Gipfel in zukunft eine zentrale Rolle zukommen wird, und 
dies nicht nur in Wirtschafts- und Finanzfragen. Die interdependenzen 
zwischen Wirtschafts- und Finanzsystem und allen anderen systemen 
(umwelt, Bildung, Außenpolitik etc.) bergen die Gefahr, dass der Euro-
Gipfel die Arbeit der kommission, des Eu-Parlaments und sogar des 
Rates in vielen Bereichen untergraben wird. Mit dem Euro-Gipfel bau-
en sich die Regierungschefs ihr Europa, wie sie wollen, und erklären 
damit 500 Millionen Menschen in der Eu für unmündig. Mögen die 
Herausforderungen und Fragen auf Eu-Ebene noch so komplex sein –  
wer glaubt, die Allgemeinheit sei in ihrer Vielfalt nicht in der Lage, 
qualifiziert stellung zu nehmen und Vorschläge zu machen, hat die 
idee einer europäischen und vor allem einer partizipativen Demokratie 
begraben. Dies ist umso gravierender vor dem Hintergrund, dass mit 
interaktiven und partizipativen Methoden der deliberative Diskurs der 
Massen in ganz Europa an Fahrt gewinnt (G100020, Europäische Bür-
gerinitiative21, Avaaz22). im Moment gehört Europa jedoch den Regie-
rungschefs, die nicht mehr den Bürgerinnen und Bürgern gegenüber 
verantwortlich scheinen, sondern in zeiten der Finanzkrise von der 
Logik der schuldner-Geber-Beziehung getrieben werden. 

Fehlt der europäischen Demokratie zur zeit ihre partizipative 
und damit zentrale Dimension, ist sie bezüglich ihres souveräns ge-
nauso mangelhaft. in Europa leben 25 Millionen Menschen, die nicht 
die nationalität eines der 27 Mitgliedstaaten und somit auch nicht die 
unionsbürgerschaft besitzen. ihnen werden fundamentale Rechte und 
Freiheiten in der Eu vorenthalten, vor allem politische. Obwohl sie vom 
Eu-Parlament repräsentiert werden – die Anzahl der sitze in der Eu 
speist sich aus der Gesamtbevölkerung jedes Eu-staats und nicht aus 
dessen wahlberechtigtem Volk – haben sie weder das aktive noch passi-
ve Wahlrecht. Von den 99 deutschen EP-Abgeordneten repräsentieren 
zehn die nicht deutsche Bevölkerung, ohne von ihr gewählt werden 
zu können. Es gibt auch das umgekehrte Beispiel: ungarn und slowe-
nien befinden sich zur zeit in einem Wettlauf um die Produktion von 

Defizite der europäi-
schen Demokratie

20 G1000 hat 1.000 zufällig ausgewählte Bürgerinnen und Bürger aus ganz Belgien für einen Tag 
zusammengebracht, um von diesen Politikvorschläge in den Bereichen integration, soziales sicherheits-
system und umverteilung erarbeiten zu lassen. Dank interaktiver und inklusiver Diskussions- und infor-
mationsformaten wurde diese initiative ein voller Erfolg. Vgl. www.G1000.org.

21 Die Europäische Bürgerinitiative (EBi) erlaubt es Bürgerinnen und Bürgern der Eu mit Hilfe von 
einer Million unterschriften ein Thema auf die Agenda der Eu-kommission zu setzen. Vgl. www.citizens-
initiative.eu.

22 Avaaz ist ein weltweites kampagnen-netzwerk, das mit Bürgerstimmen politische Entscheidungen 
beeinflusst. Vgl. www.avaaz.org.
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staatsangehörigen, und damit Bürgerinnen und Bürgern der Europäi-
schen union, außerhalb ihres Territoriums. Die ungarische Regierung 
unter Viktor Orbán hat Hunderttausenden, die ungarische Vorfahren 
nachweisen können, in den usA, israel, serbien, Australien etc. die 
Einbürgerung ermöglicht und damit gleichzeitig das Wahlrecht für das 
Eu-Parlament verliehen. Das kann man den 25 Millionen Menschen in 
der Eu, die direkt von den Entscheidungen des Parlamentes betroffen 
sind, nicht erklären. Dies ist nur eines von vielen Beispielen, das ver-
anschaulicht, wie diskriminierend sich die Definition der unionsbür-
gerschaft über die nationalen Bürgerschaften auswirkt.

Will Europa mehr sein als nur ein Abklatsch seiner nationalstaa-
ten, muss es seinen eigenen souverän definieren und zusammen mit 
diesem partizipative und inklusive Beteiligungsformen im politischen 
Prozess etablieren. Eine unionsbürgerschaft, welcher der Wohnsitz 

neben den 27 nationalitäten als gleichberechtigte Qua-
lifizierung genügt, macht es möglich, die Gesamtheit 
der Eu-Bevölkerung zum demokratischen souverän 
zu erheben. Diesem souverän sollte dann aber nicht 
eine europäische identitätspille verabreicht werden: 
Die Eu-kommission gibt jährlich eine Milliarde Euro 
für „identitätsfördernde“ Programme aus, mit dem 

ziel, eine europäische Demokratie aufzubauen. Der Glaube, eine auf 
einem diffusen kulturellen Erbe begründete europäische identität sei 
unabdingbar für eine europäische Demokratie, basiert auf der Ent-
stehungsgeschichte der nationalen Demokratien, die sich entlang von 
Ausgrenzungen gründeten. Ein schlichtes „Copy and Paste“ von der na-
tionalen auf die europäische Ebene wird jedoch nicht gelingen – auch, 
weil die Bürgerinnen und Bürger das nicht wollen. Viel besser kann 
der rechtliche Bürgerstatus, der auch aus der Eu-Grundrechtscharta 
abzuleiten ist, als Grundlage für einen europäischen souverän dienen. 
Denn nur dieser vermag es, die kulturelle, ethnische, nationale und 
religiöse Vielfalt in der Bevölkerung der Eu gleichberechtigt in einem 
souverän zu vereinen. Dieser rechtliche Bürgerstatus basiert auf hu-
manistischen Errungenschaften, Werten und überzeugungen, die auch 
meine persönliche europäische identität ausmachen.

Europa gehört denen, die das politische und wirtschaftliche nach-
kriegsprojekt in eine neue partizipative, inklusive und humanistische 
Demokratie überführen, und es gehört allen Menschen, die Europa als 
ihre Heimat wählen, seine Werte internalisieren und verteidigen und 
sich bemühen, aktiv an seiner Gestaltung mitzuwirken. Allen – un-
abhängig von nationalen, kulturellen oder religiösen Färbungen. Wir 
haben 500 Millionen Chancen, lasst sie uns nutzen.

Europa muss seinen 
eigenen souverän 
definieren.

Die teilnehmer / innen Des  
4. unD 5. werkstatt gesPrächs
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DR. sERGE EMBACHER Politikwissenschaftler und Publizist · CORnE-
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MATHiAs GiLLE senatsverwaltung für stadtentwicklung · CAROLA 
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unternehmer · GusTAV GREVE unternehmensberater · HAns HAGE-
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franziska richter
REFEREnTin BEi DER FRiEDRiCH-EBERT-sTiFTunG
Franziska Richter, geboren 1974, studierte in Leipzig „Arabistik“ sowie 
„Deutsch als Fremdsprache“ (DaF) und absolvierte in Passau den Di-
plomstudiengang „sprachen, Wirtschafts- und kulturraumstudien“ mit 
dem schwerpunkt auf Politikwissenschaften. Von 2001 bis 2004 war sie 
in England, in der ukraine und Russland bei verschiedenen nGOs und an 
sprachinstituten als Dozentin beschäftigt, anschließend Lehrbeauftragte 
an der Freien universität Berlin im Bereich DaF. seit 2004 arbeitet sie bei 
der Friedrich-Ebert-stiftung, wo sie seit fünf jahren als Referentin des 
Projekts „Gesellschaftliche integration“ im Forum Berlin tätig ist. 2006 
wurde sie bei ABF e. V. zur Verhaltens- und kommunikationstrainerin 
ausgebildet. Franziska Richter ist Gastgeberin der Denkwerkstatt „Politik 
und Vertrauen“.

hella Dunger-löPer
sTAATssEkRETÄRin, BEVOLLMÄCHTiGTE DEs LAnDEs BERLin BEiM 
BunD, EuROPABEAuFTRAGTE unD BEAuFTRAGTE FüR BüRGER-
sCHAFTLiCHEs EnGAGEMEnT 
Hella Dunger-Löper, geboren 1951, studierte Literatur-, Medien- und Po-
litikwissenschaft und Geschichte in Hannover und Berlin. Anschließend 
lehrte sie an verschiedenen Berliner Hochschulen, schwerpunktmäßig an 
der Technischen universität Berlin. Von 1989 bis 1992 war sie stadträtin 
für Volksbildung in Berlin-Wilmersdorf, von 1993 bis 2004 Referatsleite-
rin für öffentlichkeitsarbeit und Außenbeziehungen an der Europäischen 
Wirtschaftshochschule EAP Berlin. Von 1999 bis 2004 war sie Mitglied 
des Berliner Abgeordnetenhauses, dort stellvertretende Fraktionsvor-
sitzende und Vorsitzende des Hauptausschusses. Von  2004 bis 2011 war 
Hella Dunger-Löper staatssekretärin in der Berliner senatsverwaltung 
für stadtentwicklung. seitdem ist sie Bevollmächtigte des Landes Berlin 
beim Bund, Europabeauftragte des Landes Berlin und Beauftragte für 
das Bürgerschaftliche Engagement. sie ist seit 1977 sPD-Mitglied, hatte 
unterschiedliche Funktionen auf kreis-, Landes- und Bundesebene inne 
und gehört dem Landesvorstand der Berliner sPD an.

Professor gunnar gräf
unTERnEHMER unD PROFEssOR An DER EsCP EuROPE, PARis
Gunnar Gräf, geboren 1970, studierte Wirtschaftsingenieurwesen, inter-
nationales Management und Politik in Berlin, Paris, Oxford, shanghai 
und Philadelphia und erwarb einen MBA und einen MPA. Er ist Absol-
vent der EnA in Paris. Gegenwärtig ist er unternehmer und Professor für 
innovation und Entrepreneurship an der EsCP Europe Business school 
in Paris. Er berät Geschäftsführungen bei der Durchführung komplexer 
Transformationsprozesse und bei der Entwicklung neuer Geschäftsmo-
delle. Gunnar Gräf ist als Business Angel in Deutschland, Frankreich und 
singapur tätig und Mitglied mehrerer Bei- und Aufsichtsräte. seinen be-
ruflichen Werdegang begann er bei der unternehmensberatung Arthur D. 
Little. Als Bereichsvorstand für die Deutsche Post DHL leitete er mehrere 
jahre lang die internationalisierung und strategische neuausrichtung des 
Briefbereichs in Europa und Asien. 
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Professor em. Dr. Dieter rucht 
BEWEGunGsFORsCHER

Dieter Rucht, geboren 1946, promovierte 1980 an der universität Mün-
chen zum Dr. rer. pol. im jahr 1995 erfolgte die Habilitation im Fach 
Politikwissenschaft an der Freien universität (Fu) Berlin. 1996/97 
übernahm er die Lehrstuhlvertretung am john F. kennedy-institut für 
nordamerikastudien und am soziologischen institut der Freien uni-
versität Berlin. Von 1998 bis 2000 war er Professor für soziologie an 
der university of kent at Canterbury. 2001 wurde er zum Honorar-
professor für soziologie an der Fu Berlin ernannt. Prof. Rucht war am 
Wissenschaftszentrum Berlin (WzB) tätig, von 2001 bis 2004 als Leiter 
der Forschungsgruppe „Politische öffentlichkeit und Mobilisierung“, 
von 2005 bis 2011 als ko-Leiter der ehemaligen Forschungsgruppe 
„zivilgesellschaft, Citizenship und politische Mobilisierung in Europa“. 
seit sommer 2011 ist Dieter Rucht emeritiert. seine Forschungsthe-
men sind unter anderem soziologie politischer öffentlichkeit, soziale 
Bewegungen und politischer Protest, politische Partizipation sowie 
konfliktsoziologie.

hans hageDorn 
GEsCHÄFTsFüHRER DER DEMOs GEsELLsCHAFT FüR 
E-PARTiziPATiOn 

nach dem zivildienst als Rettungssanitäter und einem studium als 
stadtplaner arbeitete Hans Hagedorn als junior-Berater und Mode-
rator von gesellschaftspolitischen Dialogen. im jahr 2001 begann er, 
die klassischen Moderationsmethoden von Pinnwand und Flip-Chart 
auf die neu entstehenden Telekommunikationsmedien zu übertragen. 
seitdem hat Hans Hagedorn zahlreiche Online-Dialoge für öffentliche 
institutionen von der kleinen stadt Esslingen bis hin zum Bundesprä-
sidialamt begleitet. seit 2011 ist Hans Hagedorn Geschäftsführer der 
DEMOs Gesellschaft für E-Partizipation mbH. zusammen mit seinen 
kunden und seinem Team entwickelt er Online-Dialoge zu gesell-
schaftspolitischen Themen und begleitet sie von der ideenfindung bis 
hin zur konkreten umsetzung.

PaVel mayer 
unTERnEHMER unD MiTGLiED DEs BERLinER ABGEORDnETEn-
HAusEs, PiRATEnPARTEi 

Pavel Mayer, 1965 in Prag geboren, studierte informatik in Braun-
schweig und arbeitete als Hard- und softwareentwickler. seit 1990 lebt 
er in Berlin. Mayer ist Mitgründer der Datango AG und der ART+COM 
AG. Er arbeitet seit 2011 als Geschäftsführer und Mehrheitsgesellschaf-
ter der Hoccer GmbH, die aus der ART+COM AG hervorgegangen ist. 
2009 trat Pavel Mayer in die Piratenpartei ein. im Landesverband Ber-
lin ist er seit 2010 als Beisitzer im Vorstand mit den Aufgaben eines 
Generalsekretärs tätig. Am 18. september 2011 wurde Pavel Mayer 
auf Platz 3 der Landesliste der Piratenpartei in das Abgeordnetenhaus 
von Berlin gewählt. Parallel trat er auch als Direktkandidat für den 
Wahlkreis Pankow an. Drei Angestellte seiner Firma wurden mit ihm 
für die Piratenpartei in das Abgeordnetenhaus gewählt.

frieDemann walther 
VORsTAnDsVORsiTzEnDER DER BüRGERsTiFTunG nEuköLLn 

Friedemann Walther, geboren 1966, studierte Politische Wissenschaft 
in Freiburg und an der Freien universität Berlin. seit 1994 ist er beim 
Berliner senat tätig, aktuell arbeitet er als Referatsleiter in der senats-
kanzlei. Ehrenamtlich engagiert sich Friedemann Walther als Mitglied 
der jury der Aktiven Bürgerschaft e. V. und als Vorsitzender des Vor-
stands der Bürgerstiftung neukölln. initiiert wurde die Bürgerstiftung 
von einigen Persönlichkeiten aus Wirtschaft, kultur, kirche und Politik 
in neukölln. ihr ziel ist die Teilhabe aller Menschen vor Ort an der 
Gestaltung ihres Lebensumfelds und ein respektvolles Miteinander.

Dr. serge embacher 
POLiTikWissEnsCHAFTLER unD PuBLizisT

serge Embacher, geboren 1965, lebt in Berlin. Er ist Politikwis-
senschaftler und Publizist. seine Arbeitsschwerpunkte sind unter 
anderem Bürgergesellschaft und Demokratiepolitik. zuletzt leitete 
er die koordinierungsstelle des nationalen Forums für Engagement 
und Partizipation beim Bundesnetzwerk Bürgerschaftliches Enga-
gement (BBE).

ingo siebert 
GEsCHÄFTsFüHRER unD sTuDiEnLEiTER DEs AuGusT BEBEL 
insTiTuTs in BERLin

ingo siebert, geboren 1969, ist stadtsoziologe, sozialwissenschaftler, 
Gendertrainer. Aktuell ist er Geschäftsführer und studienleiter des 
kommunalpolitischen August Bebel instituts in Berlin. Er arbeitet 
und publiziert zu den Themenschwerpunkten soziale stadtentwick-
lung, Migration, Diversität, politische Partizipation und beschäftigt 
sich insbesondere mit diesen Themen in urbanen künstlerischen 
Projekten. ingo siebert verfügt über langjährige Erfahrungen in der 
Erwachsenenbildung zu den Themen Demokratie, Toleranz und 
strategien gegen Rechtsextremismus; er war unter anderem für Ver-
waltungen, Politiker/innen und Pädagog/innen tätig. seit über zehn 
jahren engagiert er sich in der ehrenamtlichen kommunalpolitik 
(Bezirksverordnetenversammlung).

Dr. Daniela schwarzer
LEiTERin DER FORsCHunGsGRuPPE Eu-inTEGRATiOn,  
sTiFTunG WissEnsCHAFT unD POLiTik

Daniela schwarzer studierte Politikwissenschaft und Linguistik in Tü-
bingen, Reading (uk) und in Paris an der sciences Po. sie promovierte 
in Politischer ökonomie an der Freien universität (Fu) Berlin. Dani-
ela schwarzer war Lehrbeauftragte an verschiedenen Hochschulen, 
darunter an der Fu Berlin, dem Collège d´Europe Brügge und dem 
European institute Macau (China). Von 1996 bis 1999 leitete sie den 
Bereich information bei der Association for the Monetary union of 
Europe in Paris. Von 1999 bis 2004 arbeitete sie für die Financial 
Times Deutschland als Leitartiklerin und Frankreichkorrespondentin. 
sie ist Mitgründerin und ko-Herausgeberin der European Political 
Economy Review und der internetseite Eurozone Watch. Von Okto-
ber 2007 bis März 2008 war sie Mitglied der Arbeitsgruppe Europa 
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der Weißbuchkommission zur französischen Außen- und Europapo-
litik und Gastwissenschaftlerin am ifri in Paris. Heute ist Dr. Daniela 
schwarzer Leiterin der Forschungsgruppe Eu-integration bei der stif-
tung Wissenschaft und Politik (sWP) in Berlin. 

Dr. gunter Pleuger
PRÄsiDEnT DER EuROPA-uniVERsiTÄT ViADRinA, 
BOTsCHAFTER A. D.

Gunter Pleuger, 1941 geboren, studierte Rechtswissenschaft und Politi-
sche Wissenschaft an den universitäten köln und Bonn. 1966 wurde er 
zum Dr. jur. promoviert. 1969 trat er in den Auswärtigen Dienst ein und 
war bis 1974 in der ständigen Vertretung bei den Vereinten nationen 
in new york als Referent tätig. Von 1974 bis 1977 war er im Auswär-
tigen Amt Referent für Außenbeziehungen der EG zu industrie- und 
Entwicklungsländern, von 1977 bis 1979 Pressereferent an der Deut-
schen Botschaft in new Dehli (indien). Bis 1999 arbeitete Gunter Pleuger 
unter anderem als Referent für Europapolitik und Dritte-Welt-Politik, als 
Politischer Gesandter in der Botschaft in Washington und als Leiter der 
Abteilung für Vereinte nationen, Menschenrechte, humanitäre Hilfe und 
globale Fragen. Von 1998 bis 1999 war er als Politischer Direktor und 
Leiter der Politischen Abteilung des Auswärtigen Amts auch beratend für 
den Außenminister tätig, insbesondere im Bereich Eu, Osteuropa, usA 
und kanada und bei den Verhandlungen des nizzavertrages. Von 1999 
bis 2002 war Gunter Pleuger staatssekretär des Auswärtigen Amts, von 
2002 bis 2006 ständiger Vertreter Deutschlands bei den Vereinten na-
tionen. Heute ist Dr. Gunter Pleuger Präsident der Europa-universität 
Viadrina in Frankfurt/Oder.

Dr. sigriD eVelyn nikutta
VORsTAnDsVORsiTzEnDE DER BERLinER 
VERkEHRsBETRiEBE (BVG)

sigrid Evelyn nikutta, geboren 1969, studierte Psychologie mit dem 
schwerpunkt Arbeits-, Betriebs- und Organisationspsychologie an der 
universität Bielefeld. sie promovierte an der Ludwig-Maximilians-uni-
versität München. Von 1993 bis 1996 war sie im Management und in 
der Restrukturierung in einer mittelständischen unternehmensgruppe 
in Ostwestfalen tätig. Von 1996 bis 2010 arbeitete sie im Bildungsbe-
reich der Deutsche Bahn AG in verschiedenen Leitungsfunktionen. Von 
2001 bis 2010 war sie Leiterin der Personalplanung, Personalcontrol-
ling und Personalleiter bei DB schenker Rail in Duisburg und Mainz 
sowie Leiterin der Produktion und sprecherin der Geschäftsführung 
des Transportbereichs Ganzzugverkehr in Mainz. zudem war sie Vor-
stand Produktion der DB schenker Rail Polska s.A. in zabrze/Polen. 
seit Oktober 2010 ist sigrid Evelyn nikutta Vorstandsvorsitzende und 
Vorstand Betrieb der Berliner Verkehrsbetriebe (BVG).

Dr. göttrik wewer 
ViCE PREsiDEnT FüR E-GOVERnMEnT BEi DER DEuTsCHE 
POsT COnsuLT GMBH

Göttrik Wewer, 1954 geboren, studierte Politikwissenschaften, sozio-
logie, Volkswirtschaftslehre, öffentliches Recht und neuere Geschichte 
in Braunschweig und Hamburg. Anschließend war er Wissenschaftli-
cher Mitarbeiter an der universität Hamburg und Geschäftsführer der 

Deutschen Vereinigung für Politische Wissenschaft (DVPW). Ab 1991 
arbeitete Göttrik Wewer in der staatskanzlei des Landes schleswig-
Holstein, 1996 wurde er Direktor der schleswig-holsteinischen Ver-
waltungsfachhochschule. Von 2001 bis 2003 war er staatssekretär im 
niedersächsischen kultusministerium, 2003 bis 2006 staatssekretär 
im Bundesministerium des innern. im Anschluss wurde er staatsrat 
beim senator für Bildung und Wissenschaft in Bremen. Göttrik Wewer 
war von 2008 bis 2010 als Geschäftsführer der nationalen Anti-Do-
ping-Agentur Deutschland (nADA) tätig. seit 2010 ist er Vice President 
für E-Government bei der Deutsche Post Consult GmbH.

martin wilhelm
GEsCHÄFTsFüHRER unD GRünDER VOn CiTizEns FOR 
EuROPE E. V.

Martin Wilhelm, geboren 1981, ging nach seinem Abitur für ein Frei-
willigenjahr nach Bournemouth, England. sein anschließendes studium 
der Politikwissenschaft absolvierte er in Greifswald, schweden und ser-
bien und engagierte sich in dieser zeit in einem europäischen netzwerk 
von studentischen kulturfestivals, unter anderem in norwegen, ungarn 
und Portugal. nach seinem studium arbeitete er für verschiedene ins-
titutionen (Goethe-institut, die Europäische Bewegung, GTz, Deutsche 
Botschaft) und politische stiftungen, darunter in serbien und Frank-
reich. Mit ARTE brachte er eine Dokumentation zum Thema „Mobilität 
in Europa“ heraus. im jahr 2009 kam Martin Wilhelm nach Berlin und 
arbeitete zunächst für die stiftung zukunft Berlin. nach kurzer zeit baute 
er den Verein „Citizens for Europe e.V.“ auf, der zu den Themen unions-
bürgerschaft, Migration und Partizipation in ganz Europa arbeitet. seit 
2010 führt Martin Wilhelm den Verein als Geschäftsführer und engagiert 
sich zu Themen der europäischen Demokratie.

Dr. angela borgwarDt
WissEnsCHAFTLiCHE PuBLizisTin

Angela Borgwardt studierte Politologie, Germanistik und Publizistik an 
der Freien universität Berlin und wurde dort 2001 am Otto-suhr-institut 
für Politikwissenschaften promoviert. in ihrer Dissertation „im umgang 
mit der Macht“ analysierte sie strategien individueller selbstbehauptung 
gegenüber einem autoritären staat. Anschließend war sie als Lehrbe-
auftragte an der Fu Berlin und freie Lektorin tätig. Gegenwärtig arbeitet 
Angela Borgwardt als wissenschaftliche Publizistin, Redakteurin und 
Moderatorin für verschiedene Verlage (u. a. suhrkamp, Akademie Ver-
lag) und stiftungen (u. a. stiftung Wissenschaft und Politik, Deutsche 
kinder- und jugendstiftung). sie ist Mitautorin einer Reihe von Politik-
Lehrbüchern (Duden Paetec Verlag), verantwortlich insbesondere für die 
Bereiche politische Theorie und gesellschaftliche Entwicklung. Aktuel-
le Arbeitsschwerpunkte sind Machtanalyse und konfliktforschung, die 
Auswirkungen des sozialen Wandels, Bildungs- und Hochschulpolitik 
sowie das spannungsverhältnis von kultur/kunst und Politik. 
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